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bedenklichen Folgen sein. (Zuruf des Abgeordneten
Melsheimcr: Gucken Sie mal nach, was Aristoteles
darüber schreibt!) Glücklicherweisesind wir auch in
diesem Punkte in den letzten Jahren bei der Prouin-
zialuerwaltung in einer besseren Lage als manche
Kommunen, indem ehrenamtliche und berufliche
Kräfte in der Tätigkeit des Prouinzialausschusses -ine
glückliche und erfolgreiche Form des Zusammen -
nrbeitens gefunden haben. Wenn ich hierfür auch die
Unterstützung und Mitarbeit des Provinziallandtages.
und zwar nicht nur der Ausschüsse, sundern auch des
Plenums erbitte, so bin ich überzeugt, damit dem
Wunschedes gesamten Prouinzialausschusses Ausdruck
zu geben.

Aber noch ein Zweites — das möchte ich zum
Schluß sagen — bedürfen wir in der provinziellen wie
auch in der örtlichen Selbstverwaltung: das ist, von
allen Beteiligten ein klein wenig Hoffnung, daß es
möglich ist. die furchtbare Lage der Jetztzeit mit Ruhe
und Entschlossenheit allmählich zu überwinden. Das
schlichtaus jede Katastrophenpolitit und verlangt die
Stellung auf den Nodcn der bestehenden Staats-,
Wirtschaft- und Rechtsordnung. Daß weite Kreise an
der Sicherheit dieses Bodens gezweifelt haben oder
zweifeln, das hat uns schon genug wirtschaftliches
Unglück und Elend gebracht. (Zustimmung.) Geben
wir hier im Provinziallandtag ein Beispiel, daß es
möglich und notwendig ist, auf dieser Grundlage die
öffentlichen Angelegenheiten durch sachliche Arbeit zu
meistern. Das wird hoffentlich richtunggebend sein
für die Kommunen der Provinz, aber auch darüber

hinaus für die Arbeit in unserm deutschen Vaterland.
(Beifall, Händeklatschen. Zuruf des Abgeordneten
Dunder: Herr Lev, fragen Sie doch noch mal wegen
der Zeitung an! Zuruf des Abgeordneten Oi». Lel>:
Welche Zeitung war das?)

Vorsitzender ,vr. Iarres: Meine Damen und
Herren! Nach dem heute morgen gefaßten Beschlusse
werden wir uns nunmehr vertagen.

Ich habe nur noch mitzuteilen, daß ein Antrag der
SPD.-Fraktion eingegangen ist, den ß 4 der Satzung
der Provinzialfeuerversicherungsllnstalt Rheinprovinz,
wonach die Bürgermeister für die Besorgung der Ge¬
schäfte der Anstalt einen Anteil von 6 Prozent der
in ihrem Bezirk eingehenden Feuerversichcrungsein-
nahmen beziehen, abgeändert werden soll. Dieser
Antrag geht an den Fachausschuß I, nachdem der
Provinzialausschuß sich damit beschäftigt hat.

Ich gebe dann bekannt, daß unmittelbar im An¬
schluß an die jetzige Vollsitzungdie Sitzung des WM-
Prüfungsausschusses im Zimmer 36 stattfindet und
ebenso unmittelbar im Anschluß an diese Sitzung eine
Verhandlung des Prouinzialausschusses.

Dann werde ich gebeten, bekanntzugeben, daß die
Zentrumsfillktion eine halbe Stnnde nach Schluß der
Plenarsitzung zusammentritt.

Sonstige Wortmeldungen liegen nicht vor. Die
Tagesordnung für morgen steht fest. Ich habe sie
heute morgen schon verkündet. Wir vertagen uns
jetzt auf morgen vormittag 10 Uhr.

Die Sitzung ist geschlossen.
(Schluß 16 Uhr 45 Minuten.)

Dritte Sitzung
im Stiindehlluse zu Düsseldorf, Dienstag, den 24. März 1931.

(Beginn: 10 Uhr 30 Minuten.)

Tagesordnung:
1. Gingänge.
2. Antrag des Wahlprüfungsausschusscs zu dem Be¬

richt und Antrag des Prouinzialausschusses, be¬
treffend den Gintritt neuer Mitglieder in den Pro¬
vinziallandtag, nebst zugehörigem Nachtrag. (Druck¬
sachen Nr. 2 und 24.)

3. Beratung des Haushaltsplanes und der damit
in Verbindung stehenden Landtagsvurlagen.

4. Entscheidung über tue geschäftliche Behandlung der
eingegangenen Vorlagen, Gingaben und Anträge.
VorsitzenderDr. Iarres: Ich eröffne die Sitzung.

Ich bitte, Platz zu nehmen und die Türen zu schließen.
Meine Damen und Herren! Die Niederschrift über

die gestrige Sitzung liegt auf dem Tische des Hauses
zur Einsicht offen. Schriftführer für die heutige
Sitzung sind zunächst die Herren Abgeordneten
Koenzgen und Andres: es wird aber wahrscheinlich im
Laufe des Tages ein Wechsel vor sich gehen.

Ich bitte, die Wortmeldungen hier dem Herrn
Schriftführer zu meiner Linken vorzulegen.

Der Acltestenrat schlägt Ihnen vor, heute, wie ab¬
gesprochen, die Beratung des Gtats vorzunehmen.
Jede Fraktion hat 1^> Stunden Redezeit im ganzen.
Sie kann sie natürlich auf verschiedeneRedner ver¬
teilen. Die Fraktionen kommen,wenn nichts anderes
vereinbart ist und die Wortmeldungen nicht anders
vorliegen, nach ihrem Stärkeverhältnis nacheinander
zu Worte. Da die Herren Stenographen abwechseln
können, ist es möglich, durchzutagen. Der Aeltestenrat
schlägt Ihnen vor, ohne Pause die Verhandlungen
durchzuführen. (Sehr gut! rechts.) Damit sind Sie
einverstanden. (Abgeordneter Dr. Leh bittet zur Ge¬
schäftsordnung ums Wort.) Lassen Sie mich bitte eben
noch die Eingänge mitteilen.

Gs sind die weiteren Gingänge und Anträge ein¬
gegangen, die im Umdruck als Drucksachen Nr. 43 bis
73 verteilt worden sind. Ich brauche diese Drucksachen
nicht zu verlesen. Ich bitte, davon Kenntnis zu
nehmen. Ich bitte, mich zu ermächtigen, diese Druck¬
sachen zunächst dem Herrn Landeshauptmann und dem
Provinzialausschuß vorzulegen und dann den zustän¬
digen Fachausschüssen. Damit sind Sie einverstanden.
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Noch nicht gedruckt sind füllende Anträge:
Gin Antrag der kommunistischenFraktion auf

Ueberweisung von 50UU0 RM an die Internationale
Arbeiterhilfe; geht an den FachausschußI.

Dann ein Antrag der kommunistischenFraktion
auf Aufhebung des für den Regierungsbezirk Düssel¬
dorf verfügten Demonstrationsverbots. Der Aeltesten-
rat hat den Provinziallandtag nicht für zuständig ge¬
halten, hier darüber zu sprechen (Hort, hört! bei den
Kommunisten), infolgedessenwird dieser Antrag nicht
auf die Tagesordnung gesetzt.

Endlich ein Antrag der komnmnistischenFraktion
auf Milderung der Arbeitslosigkeit. Dieser Antrag
geht nach Anhörung des Provinzialausschusses an
Fachausschuß1.

Endlich ein Antrag der SPD-Fraktion über Wein¬
bergswege. Dieser geht auch an den I. Fachausschuß,
Damit siud Sie einverstanden.

Ich lasse diese Anträge umdruäcn.
Ich habe noch etwas nachzuholen, bevor ich Ihnen

das Wort gebe. Ich bin nach Schluß der Sitzung
darauf aufmerksam gemacht worden, daß Herr Ab¬
geordneter Hoffmann gestern dem Herrn Abgeord¬
neten Leh einen Zuruf des Inhalts gemacht habe,
er sei zu 40 Prozent besoffen. (Abgeordneter Hoff-
nmnn widerspricht.) Hätte ich diesen Zuruf gehört,
so würde ich den Herrn Abgeordneten Hoffmann zur
Ordnung gerufen haben. Zuruf eines kommunistischen
Abgeordneten: Wieviel Prozent waren es denn?) Ich
rufe den Herrn Abgeordneten Hoffmann wegen dieses
ungehörigen Zurufs nachträglich zur Ordnung. (Ab¬
geordneter Hoffmann bittet ums Wort zur persön¬
lichen Bemerkung.)

Zunächst hat zur Geschäftsordnuug das Wort Herr
Abgeordneter Dr. Leh.

Abgeordneter Dr. Ley: Meine Damen und
Herren! Der Herr Präsident hat versucht, seine Ge¬
schäftsordnung von gestern zu korrigiere». Ich möchte
dazu nur bemerken: Meine politischen Freunde und
ich haben gestern in durchaus sachlicher Weise (Lachen
uud Na!-Na!-Rufe) Zwischenrufe gemacht, die in
keiner Weise auch »ur irgendein Mitglied des Hauses
Persönlich angegriffen haben. (Zuruf des Abgeord¬
neten Görlinger: Die Meinungen darüber gehen
auseinander!) Auf diese Zwischenrufe hat die Linke,
in Sonderheit die Sozialdemotratische Partei, die an
sich Hüterin der Demokratie und des parlamentarischen
Anstandes (Zuruf des Abgeordneten Pikard: Ist!) sein
müßte — denn es ist ja Ihr Parlament, meine Herren,
es ist ja Ihre Verfassung, die Sie schützen wollen —
(Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Ist das zur Ge¬
schäftsordnung?), auf diese Zwischenrufe hat gerade
die SozialdemokratischePartei sich dadurch ausgezeich¬
net, daß sie in der gemeinsten und persönlichsten
Weise Zwischenrufe gemacht hat, speziell gegen mich,
(Sehr wahr! bei den Nationalsozialisten,) Ich möchte
hier dazu sagen: Wenn der Herr Präsident nicht so
objektiv ist und auch diese Rufe hört, so wcrdeu wir
zur Selbsthilfe schreite», (Unruhe. Glocke des Vor¬
sitzenden. Zuruf des Abgeordneten Pikard: Macht
doch, daß Ihr raus kommt!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Zu einer persönlichen
Bemerkung hat das Wort Herr Abgeordneter Hoff-
MllNN.

Abgeordneter Hoffmann: Der Herr Präsident
hat mich wegen eines Ausdrucks zur Ordnung gerufen,
den ich nicht gebraucht habe. Ich habe vielmehr ge¬
sagt, daß der Herr Abgeordnete Dr. Leh über die
chemischen Substanzen des Alkohols sehr im Bilde sei.
(Zuruf des Abgeordneten Haake: Das ist eine Frech¬
heit! Unverschämter Bursche! Abgeordneter Dr. Leh
verlangt das Wort zur persöulichen Bemerkung.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich erteile das Wort
hierzu nicht mehr. Wenn einer zu den Ordnungs¬
rufen Stellung nehmen und sich beschweren will, so
mag er den geschäftsordnungsmäßigen Weg wählen
und schriftlichen Ginspruch innerhalb eines Tages ein¬
legen. (Zuruf des Abgeordneten Hanke zum Abgeord^
netcn Hoffmann: Jetzt sind Sie auch noch zu feige
dazu! Weitere Zurufe rechts uud liuks.) Ich bitte
Sie dringc»d, doch die Zwische»rufc zu uuterlasscu.
(Zuruf der Abgeordnete» Frau Becker: 100prozentig
besoffe»! Antwort des Abgeordneten Haake: Unver¬
schämtesFraueuzimmer da! Zuruf des Abgeordneten
Dr. Leh: „100prozentig besoffen" hat die da gerufeu,
unerhört ist das! Zuruf der Abgeordneten Frau
Becker: Das sind Sie auch! Große Unruhe.)

Herr Abgeordneter Haake, Sie haben die Ordnung
des Hauses jetzt iu gröblichster Weise gestört. Ich
schließe Sie für drei Tage von den Sitzungen aus.
(Lauter Beifall. Zuruf des Abgeordneten Dr. Leu:
Und die Dame nicht?)

Frau Abgeordnete Becker, Sie haben den Herrn
Abgeordneten Haake beleidigt. Ich rufe Sie deshalb
zur Ordnung. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Leh:
So, nur zur Ordnung und weiter nichts?)

Vorsitzender 1),'. Iarres: Herr Abgeordneter
I),'. Leh, wenn Sie fortfahren, die Verhandlungen zu
stören, so werde ich Sie von den Sitzungen aus¬
schließen. Ich verwarne Sie jetzt zum letzte« Male.
Die Geduld des Hauses, uicht nur meine Geduld, ist
erschöpft. (Lebhafte Zustimmung. Zuruf des Abge¬
ordnete» Gerlach: Herr Haake ist ja »och immer hier!)

Abgeordneter Dr. Ley: Nach diesem Vorfall, der
i» unerhörtester Weise das parlamentarische Leben
unterbindet, erkläre ich, daß wir Nationalsozialisten
an den Verhandlungen nicht »lehr teilnehmen werden.
(Lauter Beifall. Zuruf des Abgeordneten Pikard:
Diäten für Arbeitslose! Lachen links.) Ihr werdet
nicht lange mehr lachen, höchstens noch bis zur nächsten
Wahl!

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Dr. Ley, ich schließe Sie für drei Tage von den
Sitzungen aus. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Leh:
Ich gehe ja schon von selber, wir brauchen Sie dazu
gar nicht! Nur das eine sage ich Ihnen noch: Die
größte Partei Deutschlands so zu behandeln, ist eine ,
Schande, besonders, wenn das ein Bürgerlicher tut,
der national sein will. Das werden wir den: Volke
draußen sagen!) Herr Abgeordneter Dr. Leh, ich
schließe Sie für sechs Tage von den Sitzungen aus.
Ich fordere Sie auf, den Sitzungssaal sofort zu ver¬
lassen. (Abgeordneter Dr. Leh verläßt mit den übrigen
Nationalsozialisten den Saal. Zuruf links: Regelt
die Diätenfrage!) Wir treten in die Tagesordnung
ein. Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Boden.

Abgeordneter Dr. Boden: Meine Damen und
Herren! Bevor wir vor Jahresfrist auseinander-
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gingen, hat unser erster Vorsitzender, Herr Ober¬
bürgermeister Dr. Iarres, uutcr Hinweis auf die un-
Parlamentarischen Vorkommnisse während unserer
letzten Tllguug der Hoffnung Ausdruck gegeben, daß
diese Vorkommnissesich nicht wiederholen und daß die
späteren Tagungen des Provinziallandtages der
Rheinprovinz auch in seiner heutigen Zusammen¬
setzung wieder das Bild eines geachteten, die Selbst¬
verwaltung mit Selbstzucht vertretenden Organs und
Parlaments darstellt, wie es in der Vergangenheit der
Ruhm des Rheinischen Provinziallandtags immer
gewesen ist. Meine Damen und Herren! Als erster
Redner aus dem Hause uud als Sprecher der größten
Fraktion halte ich es für angebracht, uns allen diese
Mahnworte ins Gedächtnis zurückzurufen. Ich ver¬
binde damit im ausdrücklichenAuftrage meiner Frak¬
tion die Bitte au den Herrn Vorsitzendenuud seine
Herren Stellvertreter, daß er unter schärfster Inan¬
spruchnahme unserer Geschäftsordnung dafür sorgen
möge, daß die diesjährigen Verhandlungen in dem
Nahmen sich abwickeln, wie er der Würde des größten
Preußischen Provinziallandtages entspricht und der
Tradition dieses Hauses gerecht wird. (Bravo! Zuruf
des Abgeordneten Dunder: Ist die Geschäftsordnung
noch nicht scharf genug! Zuruf des Abgeordneten
Renner: Es gehört ein Zentrums-Polizeiprastdeut
hierher!)

Meine Damen und Herren! Der Herr Oberprä¬
sident hat in seiner gestrigen Eröffnungsansprache,
ebenso wie der Herr Landeshauptmann in seiner
Gtntsrcde, die katastrophale Notlage unserer Provinz
in ihren verschiedenen Wirtschaftssphären dargetan.
Auch ich muß von dieser Notlage ausgehe», Sie ist,
wie Sie alle wissen, in der Hauptsache und — man
kann sagen — fast gleichmäßig begründet durch die
außerordentlichen Lasten, die uns die Wohlfahrts-
erwcrbsluscnfürsurgc auferlegt. Träger dieser Lasten
sind die Stadt- und Landkreise. Der Herr Landes¬
hauptmann hat gestern festgestellt, daß die Provinz
weder rechtlich verpflichtet, noch auch tatsächlich in der
Lage wäre, diese Lasten auch nur zum Teil mitzu¬
tragen. Die Provinz ist aber, Wie er auch gesagt hat,
auf Gedeih und Verderb mit den Stadt- und Land¬
kreisen verbunden. Die Provinz erhebt zur Deckung
ihres Fehlbetrages die Umlage von uus Land- und
Stadtkreisen, Deshalb halte ich es für meine Pflicht,
hier zum Ausdruck zu bringen, daß einmal bei der
Hllnshnltsfestsetzung der Provinz die Notlage von
Stadt und Land innerhalb der ganzen Provinz mit¬
bestimmendsein muß, und zum zweiten, daß wir als
Abgeordnete der Stadt- und Landkreise der Rhein-
Provinz die berufene Stelle im Provinziallandtag ein¬
nehmen, um die Wünsche und Forderungen, die wir
zur Beseitigung oder Linderung dieser Not erheben
müssen, nn die Zentralstellen heranzutragen. Meine
Damen und Herren! Ueber die Notlage im einzelnen
Ihnen irgendwelche weiteren Ausführungen zu
machen, dürfte sich erübrigen. Ich nenne nur kurz den
schon seit Jahren bestehendenkatastrophalen Rückgang
der Textilindustrie im Gladbach-Nhepdter Gebiet, die
nun schon monntclaug kritische Lage im rheinisch-west¬
fälischen Ruhrgebiet und auch im rheiuischeuTeile des
Siegerlandcs hinsichtlich der Schwerindustrie, die Lage
der Industrie der Steine und Erden, einmal im Ober¬
bergischen, dann im Westerwald, im Ncuwieder Becken

und ganz besonders im Kreise Mähen. Hier steht
schon eine ganze Reihe vor allem kleinerer Land¬
gemeinden direkt vor dem finanziellen Zusammen¬
bruch. (Sehr richtig!)

Nun, meine Damen und Herren, hat die preußische
Staatsregierung uns in letzter Zeit, besonders noch
in der letzten Woche durch den Herrn preußischen
Finanzminister erklären lassen, daß sie einen Unter¬
gang der Gemeinden mit allen Mitteln verhüten wolle
und daß zu diesem Zwecke ein Betrag von 75 Mil¬
lionen NM in den preußischen Haushaltsplan 1931
eingestellt würde. Meine Damen und Herren! So
dankbar wir diese Mitwirkung anerkennen, ebenso
sicher und fest müssen wir aber auch hier die Behaup¬
tung aufstellen, daß diese Art der Regeluug weder der
Höhe noch dem Grunde nach befriedigen kann.

Zuuächst der Höhe nach nicht. Das darf ich Ihnen
mit den Ziffern belegen, die dem bekannten Breit-
scheidschen Rcichstagsantrag zugrunde liegen, der
dahin geht, daß eine reichsgesetzliche Regelung ein¬
treten und diese Regelung eine Beteiligung des
Reicheszu 5N Prozent, des Landes zu 25 Prozent und
der Gemeinden zu weiteren 25 Prozent bringen möge.
Diesem Antrage liegt uuter Berücksichtigung des
Standes vom 31. Dezember 1930 eine Schätzung der
Gesamtausgaben für ein Wirtschaftsjahr innerhalb
Preußens von 1,4 Milliarden zugrunde, so daß also
auf den preußischenStaat 350 Millionen kämen. Nun
will ich einmal optimistischannehmen, muß dabei aber
in einem Atemzuge betonen, daß bei einer objektiven
Berücksichtigungder heutigen Wirtschaftslage zu einem
Optimismus keiu Grund vorhanden ist, daß diese
Ziffer sich «m ein Drittel vermindert; dann würde
immerhin noch das Dreifache dessen, was in den
preußischen Haushaltsplan eingestellt werden soll,
herauskommen.

Ich sagte, das beabsichtigte Verfahren kann auch
dem Grunde nach nicht befriedigen. Denn, meine
Damen und Herren, wir müssen als Stadt- und Land¬
kreise, gleichgültigob Leiter oder in den Verwaltungen
oder in den Vertretungen Mitwirkende, den Grund¬
satz aufrecht halten: Es handelt sich nicht um eine
Fürsorgcmaßnlchmc auf Gruud des Fürsorgepflicht-
gcsches (Abgeordneter Gcrlach: Sehr richtig!), sondern
es handelt sich um etwas, was darüber hinausgeht.
Diejenigen, die nach dem neu zu schaffendenGesetz
betreut werden sollen, sind nicht unterstützungs¬
bedürftig im Sinne der FürsorgepflichtUcrordnung,weil
sie arbeiten können und arbeiten wollen. Und, meine
Damen und Herren, ein zweiter Grund ist der, daß
wir auf diese Art — ich darf einmal den Ausdruck
gebrauchen—, ein Almosen für den Ginzelfall zu er¬
halten, unmöglich der großen Not rechtzeitigbegegnen
können, die eintreten muß, wenn ein größeres Ge¬
meinwesen oder ein Gemcindeverband von heute auf
morgen vor die Tatsache gestellt ist, daß er einfach
nicht mehr zahlen kann. Ein dritter Grund ist aber
der folgende. Es ist bei der langen Dauer der Er¬
werbslosigkeit nicht damit getan, daß eine finanzielle
Unterstützung der zu Betreuenden erfolgt, sondern
darüber hinaus müssen die Gemeinden auch restlos
in die Lage versetzt werden, zum mindesten für die
jugendlichen Erwerbslosen gewisse Ausbilduugstursc
usw, einzurichten. Wir müssen weiter dafür sorgen,
daß durch eine gleichmäßige Behandlung in allen
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Stadt- und Landkreisen dieses ewige Wandern von
Stadt zu Stadt, von Gemeinde zu Gemeinde aufhört,
denn wir können in aller Objektivität sagen: Es hat
heute schon einen Umfang angenommen, daß man von
einer Landplage sprechen mich. (Sehr richtig!) Das;
eine solche Landplage selbst bei guten Elementen, was
ich unbedenklichvoraussetzen möchte, auf die Dauer
dazu führen muß, daß sie moralischeund sittliche Ver¬
fehlungen nach sich zieht, das dürfte Wohl im ganzen
Hause mit Recht zugegeben werden.

Meine Damen und Herren! Angesichtsdieser Tat¬
sache möchte ich bitten, daß wir von uns aus an die
Staats- und Ncichsrcgicrung herantreten und sie in
einer Entschließung, die ich Ihnen vorzulegen mir
noch erlauben werde (Zuruf des Abgeordneten Beck:
Die nichts kostet!), bitten, die reichsgcsehlichc Regelung
sobald wie möglich in einer Form durchzuführen, daß
eine gleichmäßige gesetzlicheHandhabung gewähr¬
leistet ist.

Aber, meine Damen und Herren, über dieses Ge¬
biet der Wohlfllhrtscrwerbslosenfürsorgc hinaus droht
uns Stadt- und Landkreisen — man kann sagen, in
allen Regierungsbezirken unserer Provinz — ein
großes neues Unheil. Das ist der Zusammeubruch
der Reichsknappschaft. Meine Damen und Herren!
Wenn dieser Zusammenbruch käme, dann würden die
Wohlfahrtslllsten in einem Umfange emporschnellen
müssen, von dem sich heute noch die wenigsten eine
Vorstellung machen können. (Sehr richtig!) Und,
meine Damen und Herren, wie nahe dieser Zustand
vor uns steht, das werden Sie der Presse am ver¬
gangenen Samstag entnommen haben, in der ver¬
öffentlichtwurde, daß, um die Renten, die am 1. April,
also nächste Woche, fällig werden, zahlen zu können,
von Reichsselten 8 Millionen Wertpapiere lombar¬
diert werden müssen, um den Erlös der Reichsanstalt
bzw. der Neichslnappschaftzu überweisen.

Eine zweite Ziffer lassen Sie mich anführen, Sie
stammt aus meinem eigenen Kreise, der, wie Ihnen
bekannt, sehr cisencrzbergbnutreiüend ist. Das Amt
Dnaden mit zirka 11NNN Einwohnern hat unter diesen
Einwohnern 1200 Rentenempfänger aus der Reichs-
knappschaft.(Hört, hört!) Diese 1200 Rentenempfänger
zahlen an Grundvermögenssteuer einschl. der Ge-
meindczuschläge 42 000 RM im Jahre. Es ist bekannt,
daß diese kleinen Rentenempfänger heute namentlich
in landwirtschaftlich-industriell gemischten Gebieten
die besten, d. h. pünktlichsten Steuerzahler siud. Ich
will an dieser Stelle nicht untersuchen, ob diese Renten,
was ja vielfach gesagt wird, relativ oder absolut zu
hoch sind. Ich erachte den Rheinischen Provinzial-
landtllg zur Prüfung dieser Frage nicht für zuständig;
ich würde es aber geradezu auch für pietätlos halten,
wenn wir uns hier auf rheinischer Erde darüber
stritten, wo wir noch im Trauerjahr hinter den mehr
als 400 treuen deutschen Bergknappen sind, die in
drei schweren Nergwerkskatastruvheu den Bergmauns-
tod erleiden mußten. (Zustimmung.) Aber, meine
Damen und Herren, gerade deshalb halte ich den
Rheinischen Provinziallandtag für die geeignetste
Stelle, an das Reich heranzutreten mit der Forde¬
rung, daß ein Zusammeubruch der Reichsknappschaft
unter allen Umständen vermieden werden muß.
(Bravo!)

Meine Damen und Herren! Man sollte meinen,
daß damit die Notlage unserer Provinz zur Genüge
dargetan ist. Aber sie wird noch überboten durch die
Grenzlandnot in den Regierungsbezirken Aachen und
Trier, wovon der Herr Obcrpräsidcnt und der Herr
Landeshauptmann gestern schon gesprochen haben.
Meine Damen und Herren! In aller Offenheit er¬
kläre ich vorab: Ich spreche hier für meine Tricrische
Heimat, die ich von Jugend an kenne. Aber ich ver¬
sichere Ihnen, daß meine Sachdarstellung dadurch in
ihrer Objektivität nicht leidet. Wenn Sie mir selbst
nicht glauben, dann verweise auch ich Sie auf die vor¬
zügliche Deukschrift eines Mitgliedes dieses Hauses,
des Herrn Regierungspräsidenten Dr. Saaßen von
Trier. Der Herr Landeshauptmann hat aus dieser
Denkschrift gestern eine Reihe markanter Ziffern ge¬
nannt. Diese Ziffern sind schon überholt. Ich habe
heute morgen von dem Herrn Regierungspräsidenten
Saaßen die Ziffern, die am letzten Samstag zu¬
sammengestellt wurden uud mit dem Stichtage des
1. April abschließen, erhalten. Daraus ergibt sich z. B-,
daß allein in den ans Saarland angrenzenden Kreisen
des Regierungsbezirks Trier 28 50U Erwerbslose sind,
von denen 9302, also fast ein Drittel, eine Wohlfahrts-
unterstützung nicht erhalten. Warum? Entweder weil
die Vezirksfürsorgeverbände gar nicht mehr in der
Lage sind, diese Unterstützungen zu zahlen (Hört, hört!
links), oder weil die Nut der Leute, die die Lasten
dieser Unterstützuugsbciträge tragen müßten, bei ge¬
rechter sachlicher Prüfung nicht als geringer ange¬
sprochen werden kann, als die der Unterstützungs¬
empfänger.

Meine Damen und Herren! Wenn der Herr
Landeshauptmann gestern gesagt hat, daß zwischen
den Verhältnissen an den Ostgrenzen des Reiches und
denen an der Saarlnndgrenzc ein Unterschied kaum
gemacht werden könne, so möchte ich diese Ausführung
zunächst unterstreichen. Ich glaube sogar mit allem
Recht ciuen Schritt weitergehen zu können. Ich möchte
es aber vermeiden, hier die Vergleichspunkte gegen¬
einander abzuwägen, eine eingehende Prüfung dieser
Unterschicdsmüglichlcit zu machen, einmal deshalb,
weil ich die östlichen Verhältnisse aus eigener An¬
schauung nicht kenne, dann, weil mir ein so vorzügliches
statistisches Material, wie es mir für den Bezirk Trier
zugänglich ist, für den Osten nicht zugänglich ist, wahr¬
scheinlichüberhaupt nicht besteht, und zum dritten,
um nicht in den Ruf zu kommen, daß ich wegen der
Tatsache der Osthilfe aus — sagen wir einmal —
neidischen Gesichtspunkten die Forderung nach einer
Wcsthilfe erhübe. Aber, meine Damen und Herren,
daran ist nicht vorbeizukommen: Die Not ist größer.
Ich anerkenne die große Not im Osten. Ich gebe
gerne zu, daß der Grundbesitz vor dem Ruin steht.
Aber ich bitte, sich einmal zu überlegen: Ich darf das
Wort „Masse Mensch" gebrauchen. (Zuruf des Ab¬
geordneten Duuder.) Ich habe ja ausdrücklichgesagt,
ich darf's gebrauchen. — Die Masse Mensch im Osten
kann aus dem Raum, in dem sie wohnt, ernährt
werden, gleichgültig ob dieser Boden sich verzinst,
gleichgültig ob der einzelne die Ernährung bezahlen
kann oder darum betteln muß; die Masse Mensch an
der Saarlnndgrenze kann das nicht (Abgeordneter
Marx: Sehr richtig!), weil in den Höhcngebieten von
600 und 700 Meter der Gruud und Boden das nicht
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bringt, was die Masse Mensch, die dort wohnt, nut¬
wendig hat. (Zustimmung.) Und das treibt zur Ver¬
zweiflung.

Meine Damen und Herren! Das wesentlich Wich¬
tigere ist aber die Tatsache, daß es sich um eine poli¬
tische Not handelt und demnach auch um eine politische
Frage. Die Greuzziehung, die willkürlich der Ver-
sailler Vertrag hier gemacht hat, ist so, daß vom
deutschen Saarland hinüber ein Steinwurf genügt,
um in unsere Grenzgebiete zu kommen, in denen die
dortige Arbeiterschaft und das Kleinbauerntum dieser
wirtschaftlichen Not sondergleichen ausgeliefert find.
Meine Damen nnd Herren! Ueber den nationalen
Geist unserer deutschen Saarlcutc wollen wir nicht
streiten. Man kann Wohl eins sagen: Unsere Saar-
leute, die fünf und zehn Jahre langer als die Be¬
völkerung der übrigen ehemals besetzten Gebiete die
Fremdherrschaft über sich ergehen lassen mußten uud
aller Voraussicht nach 15 Jahre länger als all die
anderen deutschen Gaue, die diese Fremdherrschaft nie¬
mals gespürt haben, diese deutschen Saarleute lassen
sich durch keines Tyrannen Hohn den mutige»
Glauben an die baldige Wiedervereinigung mit ihrem
deutschen Mutterlande nehmen. (Beifall.) Meine
Damen und Herren! Ich möchte bei dieser Gelegen¬
heit aber anch einmal mit Stolz betonen, daß der
weitaus größere Teil dieser Bevölkerung meiner
Partei angehört. (Zuruf eines kommunistischenAb¬
geordneten: Das ist ihr Unglück,daß sie zu Euch ge¬
hören!) Das möchte ich gerade denen ins Gebetbuch
schreiben -^ sofern sie noch eins haben —, die uns
deutsche Zeutrumsmlluncr nnd unsere Führer so
gern mit dem Vorwurf bedenken, daß wir keinen
nationalen Geist besäßen. (Zuruf eines kommu¬
nistischenAbgeordneten: Faschisten!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die
deutsche Reichsrcgierung und auch die preußische
Staatsrcgierung habeu sich iu anerkennenswerter
Weise mit diesen Fragen bereits beschäftigtund Hilfe
zugesagt. Unsere Pflicht aber ist es, von dieser Stelle
an die Reichs- und Staatsregierung mit der Bitte
heranzutreten, daß diese Hilfe bald uud gut kommt.
Darüber hinaus halte ich es aber auch für notwendig,
daß, soweit die Provinz helfen kann, die Provinz
auch hilft. Ich möchte annehmen, daß dies im Laufe
des Jahres doch in recht erheblichem Umfange ge¬
schehen kann. Unter den Arbeitsbeschaffungsprogram¬
men, die sowohl im Regierungsbezirk Trier wie im
Regierungsbezirk Aachen vorliegen, sind eine Reihe
Straßcnbautcn, die mit Hilfe der Reichs- und Staats-
hilfe unbedenklichfinanziert werden müßten. Wenn
das der Fall ist, dann möchte ich sagen, daß die
rheinische Prouinzial-Straßenbauverwaltung nu» auch
in bevorzugter Weise diese Grenzgebiete berücksich¬
tigen möchte. (Abgeordneter Dr. Saaßen: Bravo!)

Meine Damen und Herren! Wenn man von der
Schilderung dieser allgemeinen Notlage in unserer
Provinz ausgeht und den Haushaltsplan der Pro-
vinzialverwaltung aufstellen soll, dann muß das unter
einer Devise geschehen, die unabänderlich feststellen
müßte: Nur das Notwendigste darf geleistet werden
und alles andere — mag es noch so wünschenswert
und angenehm sein — muß zurücktreten.

Wenn wir unter diesem Gesichtspunkt den Haus¬
haltsplan betrachten, so möchte ich zunächst auf den

außerordentlichen Haushaltsplan eingehen, weil ich
bei der kritischenDurchleuchtung des Haushaltsplans
die hier gemachten Vorschläge für die bedenklichsten
halte.

Meine Damen und Herren! In den Drucksachen 3.
1 und 5 ist im einzelnen erläutert, wie die 18 Mil¬
lionen, die im außerordentlichen Haushaltsplan stehen,
sich zusammensetzen. Den Hauptteil uimmt ein Dar¬
lehen von 10 Millionen Plus 800 0U0 RM Disagio
zur Grhöhuug des Stammkapitals der Landesbank
ein, und ein weiteres Darlehen gleicher Art ist der
Betrag von 11N620 RM für weitere Beteiligung am
Rheinisch - Westfälischen Glettrizitätswcrl. Meine
Damen und Herren! Diese beiden möchte ich aus¬
scheiden. Denn das ist letzten Endes nur eine Finanz¬
transaktion. Bei der Sicherheit, bei der glänzenden
Leitung, bei der gesunden Finanzgebarung und ins¬
besondere bei den bescheidenen Neingewinnen, die die
Landesbank herausstellt, ist diese Anleihe in ihrer
Existenz wie auch in ihrem Ertrag als absolut gesichert
zu betrachten. Das gleiche möchte ich für den zweiten
Punkt, die Anleihe für das Rheinisch-Westfälische
Glektrizitätswerk, bemerkt haben.

Nun aber zu den anderen, Sie betreffen teils den
Straßenban, teils Hochbauten, teils Brückenbauten
und Regulierungen. Meine Damen und Herren! In
unserer schweren Notzeit Anleihen aufzunehmen, kaun
nur verantwortet werden, wenn drei Fragen bejaht
werden können. Erstens: Ist die Provinz verpflichtet?
Zweitens: Ist die Ausführung des Vorhabens im
gegenwärtigen Zeitraum notwendig? Und drittens:
Sind die entstehendenLasten tragbar? Da das letztere
Kriterium für die Gesamtnnlcihcn in Betracht kommt,
möchte ich es vorwegnehmen.

Meine Damen und Herren! Die Tragbarkeit einer
Anleihe berechnet sich, ganz besonders heute, nicht
allein von der Effcktivvcrzinsung bzw. Amortisation
der Aulcihe, sundern von den näheren Bedingungen,
unter denen sie aufgenommen wird. Diese näheren
Bedingungen bringen es mit sich, daß man die Arten
der Anleihen einteilen muß iu kurz-, Mittel- und lang¬
fristige. Könnte man noch langfristige Darlehen be¬
kommen, so würde ich bedenkenlos diesem Vorschlage
des Pruvinzialausschusses beitreteu. Das ist aber nicht
der Fall. Es fragt sich: Wie stellen wir uns zu kurz¬
fristigen Anleihen? Meine Damen und Herreu! Ich
halte es in der fetzigen Notzeit selbst für einen Be¬
trieb von dem Umfang und der Bedeutung der Rhei¬
nischen Provinzialvcrwaltung für ausgeschlossen,daß
man im Wege kurzfristiger Anleihen noch hohe Be¬
träge aufnehmen kann.

Ich darf dazu einen Vergleich ziehen: Die kurz¬
fristige Anleihe kann bei ihrer Fälligkeit den Anleihe-
nehmer überraschen. Vorgänge dieser Art haben wir
noch in der letzten Zeit bei großen Wirtschaftsunter¬
nehmungen zu verzeichnen gehabt. Ich brauche Sie
nur zu erinnern an das kommunale Elcktrizitätswerk
Westfalen. Deshalb scheidet auch bei einem reichen
Arbeitgeber diese Art der Anleihe zur Zeit einer
Wirtschaftstrisis — und die haben wir doch unbe¬
dingt — aus. Anders mit den kürzeren oder mittel¬
fristigen Anleihen. Meine Damen uud Hcrrcu! Hier
kommt für die Rheiuprovinz ein Moment in Frage,
das sehr wesentlich ist; das ist nämlich, daß sie bei
längerer Vcrfügungsmöglichkeit ihr eigenes großes
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Finanzinstitut in Gestalt der Landcsbank zur Ver¬
fügung hat. Deshalb möchte ich sagen: Gelingt es,
diese Anleihen auf eine mittlere Dauer — sagen wir
von drei bis fünf Jahren — aufzunehmen, dann
können wir ihnen zustimmen trotz der Notzeit, wenn
die beiden anderen Voraussetzungen erfüllt sind: die
Verpflichtung der Provinz nachgewiesen ist und die
Notwendigkeit der Unternehmung in dem jetzigen
Zeitraum,

Meine Damen nnd Herren! Unter diesen Ge¬
sichtspunkten möchte ich die ersten drei Anfgaben,
nämlich 1. den Bau der zwischengcmcindlichcn Straßen-
und Verkehrsanlllgen im Bezirk des Ruhrsicdluugs-
verbaudcs mit 1 Million, 2. die Kraftwagenstraße
Köln—Düsseldorf—Industriegebiet mit 2,5 Millionen,
3. die größeren Bauausführungen an Provinzial-
straßen mit 1,5 Millionen als diese Bedingungen er¬
füllend ansprechen.

Der Herr Landeshauptmann hat gestern in seiner
Etatsredc mit Recht darauf hingewiesen, das; wir
dieses Gebiet des Provinzialstraßcnbanes als die erste
Aufgabe der Provinzialverwaltung betrachten müssen.
(Znruf des Abgeordneten Dunder: Aber Silverberg
tut nichts!) Uud daran hat die rheinische Wirtschaft
unbedingten Anteil; sie hat auch unbedingten und
unmittelbaren Nutzen davon. Das; die Arbeiten, die
hier vorgesehen sind, auch unter den gegenwärtigen
Zeiten als notwendig angesprochen werden müssen,
dürfte für jedeu, der unsere rheinischenProvinzial-
landstrafzen nnd den jeweils wechselnden Znstand
kennt, selbstverständlichsein.

Aber, meine Damen uud Herren, wie steht es mit
Puukt 1: Zuschuß zu dem Bau der Mosclbrückc in
Koblenz bis zu 950 000 RM? Auch hier muß ich sagen,
und diejenigen, die den Autoverkehr, den Lastkraft-
wagenvertehr uud allen Fuhrwerksverkchr über die
alte Moselbrücke in Koblenz kennen, müssen mir zu¬
stimmen: Die Notwendigkeit zur Stunde ist gegeben.
(Sehr richtig!) Frage: Wie steht es mit der Ver¬
pflichtung der Provinz? Meine Damen und Herren!
Diese Verpflichtung — wenn ich ein Wort theoretischer
Art sagen darf — kann eine mittelbare und eine
unmittelbare sein. Eine mittelbare besteht hier uuter
allen Umständen, Denn da der gesamte Verkehr über
die Provinzialstraßen, die sich nördlich von Koblenz
vereinigen, über diese Brücke gehen muß, soweit er
nach dem Süden der Provinz und darüber hinaus
geleitet wird, hat die Provinz einen mittelbaren Vor¬
teil davon. Und aus diesem mittelbare» Vorteil ent¬
springt auch ihre Verpflichtung zur finanziellen Mit¬
wirkung bei dem Erweiterungsbau. Aber, meiuc
Damen und Herren, es kommt auch, wie ich mir habe
sagen lassen, eine unmittelbare Verpflichtung der Pro¬
vinz hinzn. Gs handelt sich um die sogenannte
Blllduinbrnckc, die zur Zeit des Trierer Kurfürsten
Nalduin gebaut wurde, die dann später auf den
preußische,, Staat überging. Und vom Preußischen
Staat hat die Provinzialverwaltung die Ablösung der¬
gestalt vorgenommen, daß sie den Verkehr uud das,
waS er uotwendig hat, auszustatten übernahm. Wenn
das in dieser Form zutrifft, dann könnte man mit
Recht und streng juristisch sageu: Wenn dann dieser
Verkehr über den jetzigen Zustand hinausgeht und
durch ihn anch nicht mehr nutdürftig befriedigt werden
kann, dann müßte die Provinzialverwaltung für

ihren Teil daran mitwirken, daß die Grbreiterung er¬
folgt. So liegen die Verhältnisse hinsichtlich der
Moselbrückein Koblenz. Daraus ergibt sich für mich,
daß ich auch dieser Anleihe zustimmen muß.

Zu Punkt 5: Unterstützung der Nicrs-Regulierung
und Eindeichung Uou Neuwied mit 250 000 RM.
Punkt 6: Neubau der Proviuzial-Taubstummcnanstalt
Aachen mit 430 000 RM und Punkt 7: Grwciterungs-
bauteu au der Provinzialarbeitsanstalt Vrauwciler
und an den Heil- und Pflegeaustalten Audernach,
Bonn uud Galkhausen mit 418 000 RM habe ich fol¬
gendes zu bemerken:

Die letzteren Einrichtungen müssen wir als unbe¬
dingt notwendig anerkennen. Bei dem großen Besitz,
den die Provinzialanstalten ausmachen, ist es selbst¬
verständlich, daß man einen der Grüße entsprechenden
alljährlichen Grncucrungsbetrag aussetzen muß. Ich
möchte annehmen, daß nach der Illustration, die uns
zu den einzelnen Punkten im Haushaltsplan Seite
60 und 61 gegeben sind, die da gemachten Vorschläge
nicht über das Maß des Notwendigen hinausgehen.

Für den Neubau der Proviuzial-Taubstummen-
anstalt Aachen 436 000 RM. Meine Damen und
Herreu! Ich erkläre ganz offen: Das ist mir der be¬
denklichste Vorschlag. Ich möchte dem Gruude uach
annehmen, daß man den Zustand, wie er seit Jahren
bestanden hat, auch dann, wenn man ihn immer als
unzureichend betrachtet hat, nicht ausgerechuct jetzt in
einen Neubau umsetzen dürfte. Aber hier kommt eins
in Betracht. Wir haben in der vorigen Provinzial-
lnndtngstagung den Provinzialausschuß beauftragt,
die Vorbereitungen für diesen Bau, den wir damit
für notwendig zum Ausbau in der gegenwärtigen
Zeit angesprochenhaben, zu machen. (Zuruf des Ab¬
geordneten Kurth: Auf Autrag des Zentrums!) Dar¬
aus resultiert die Folge, daß wir dann auch in diesem
Jahre Gewehr bei Fuß stehend die Anleihe aufnehmen
müssen, um die Proviuzialverwaltuug iu die Lage zu
setzen, nun den Ausbau zu betreiben.

Die Unterstützung der Nicrsregulierung uud die
Eindeichung von Neuwied (259 000 RM) ist auch eine
Verpflichtung der Provinz, weil es sich hier um die
Fortleistung einer einmal üueruommcncn Darlehens-
angclegcnheit handelt.

Aber, meine Damen und Herren, gestatte» Sie mir
zu diesen Punkten auch einige kritischeBemerkungen.
Aus der Vorlage des Provinzialausschusses wird
Ihnen bekannt sein, daß auch beim Deichbau Neu¬
wied eine außerordentliche Ucuerschreituug vor¬
gekommen ist. Wir haben als Provinziallandtag
ursprünglich 1 Million zugesagt. Um die endgültige
Finanzierung zu gewährleisten, wird die Beihilfe der
Provinz von dieser 1 Million auf etwa 1450 000 RM
erhöht, also eine Kostenüberschreitungvon 45 Prozent.

Ich möchte an einen weiteren Fall erinnern. Als
wir im vorigen Jahre hier versammelt waren, er¬
schien eine Kommission von der Aggertalbaugesell-
schaft, die nachträglich eine Mitbeteiligung der Pro¬
vinz forderte, Weil die Ueberschreitungen so groß
waren, daß der Finnnzierungsplan über den Haufen
geworfen war. Das hat sich, Gott sei Dank, ander¬
weitig geregelt. Nun bitte ich, meiue Ausführuugcn
nicht speziell zu dem einen oder anderen Falle, den ich
vorgetragen habe, anzusehen, sondern ich mache sie
allgemein. Ich sage mir: Wo soll es hinführen, wenn
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wir als vorsichtigeFinanzpolititer arbeiten wollen und
dann auf Grund alter Beschlüsse Monate und Jahre
spater plötzlich vor die Frage gestellt werden, eine
wesentliche Ucberteuerung, das Anderthalbfache bei¬
spielsweise dessen zu leisten, was wir ehemals be¬
schlossen? (Sehr richtig! im Zentrum.) Meine Damen
und Herren! Ich bin der Auffassung, wir müssen mit
aller Strenge in Zukunft dafür sorgen, daß wir bei
einer Beteiligung der Provinz nur einer fir,en Beihilfe
und nicht einer prozcntualcu zustimmen. Wir können
eine Beteiligung von einem Drittel oder zwei Drittel
nach wie vor machen, aber der Höchstbctrag muh
fixiert werden und darüber dürfen wir nicht hinaus¬
gehen. (Abgeordneter Dr. Hagen: Sehr richtig! Zu¬
ruf des Abgeordneten Dunder: Es kommt doch immer
etwas hinterher!) Sonst können wir nicht als vor¬
sichtige Finanzpolititer im Auge behalten, wie die Vcr-
schuldungsguote des Provinzialuerbandes prozentual
zu dem Vermögen steht.

Meine Damen und Herren! Aus diesen Er¬
wägungen kommen wir dazu, daß wir trotz der Not¬
zeit die Vorschläge des Provinzialausschnsscs hinsicht¬
lich der aufzunehmenden Darlehen und damit den ge¬
samten außerordentlichen Haushaltsplan annehmen
können. Aber, meine Damen und Herren, auch noch
ein letztes Wort allgemeiner Art zn diesem Punkte.
Ich möchte hier auf das hiuwciscn, was der Herr
Landeshauptmann gestern gesagt hat. Wir müssen
einen wesentlichen Unterschied machen zwischen dem,
was von 1925 bis 1929 war, und dem, was heute ist.
Wenn ich davon ausgehe — und es ist eine selbstver¬
ständliche Folge unserer deutschenWirtschaftslage, m,
man kann sagen, unserer Weltwirtschaftsnot —, dann
muß ich sagen: Wir müssen aufhören mit derartigen
Millionenprojetten, sondern dafür sorgen, daß wir
alles, was unbedingt geschehen muß, in dem Nahmen
machen, der unserer Notzeit entspricht. (Zustimmung.)
Wenn wir dieses Verhältnis aufstellen, dann muNen
wir aber auch dafür sorgcu, daß diese Ausgaben nicht
für Unternehmungen gemacht werden — ob stc nun
von Stadt- oder Landkreisen oder Landgemeinden
ausgehen -, bei denen die Höhe der Aufwendungen
im umgekehrtenVerhältnis zn ihrer eigenenLeistungs¬
fähigkeit steht. (Sehr gut!)

Meine Damen und Herren! Ich wende mich dann
dem ordentlichen Haushaltsplan zu. Unter Gin¬
nahmen finden Sie hier einmal 750 00N RM durch Aus¬
lösung mehrer Fonds, dann die Senkung der Amor-
tisationsraten von 5 auf 2 Prozent. Zu diesen
Punkten einige kurze Bemerkungen. Die Feststellung
der ?5Nll«U RM als ordentliche Einnahme im Rech¬
nungsjahr 1931 ist bedenklich. Wir können sie nur
genehmigen, wenn wir nns darüber klar sind, daß wir
im nächstenJahre für diese 750 900 RM eine Deckung
nicht benötigen. Nun kommt aber in Betracht, dan
der Provinzialhaushaltsplan 1930 einen Fehlbetrag
von 550 000 RM anfweist, der 1931 ordentlich gedeckt
wird. Also wenn man diese 550 000 RM in Rechnung
stellt, würde das Bedenklichenur hinsichtlich der rest¬
lichen 200 U00 RM übrig bleiben. Das hat natürlich
im Gesllmtverhältnis zum Haushaltsplan keine aus¬
schlaggebende Bedeutung.

Nun die Senkung der Amortisationsrate. Der
Herr Landeshauptmann hat die Begründung hierzu
sehr eingehend gegeben. Ich stelle mich vollkommen

auf seinen Standpunkt. Angesichts der Tntsache, daß
es sich hier um Vauteu, namentlich Straßenbauteu
mit eiuer über die Amortisationszeit hinausgehenden
Lebensdauer handelt, sind Bedenken dagegen nicht
geltend zu machen.

Nu» aber zur Prouinzinlumlagc. Die Umlage soll
in der Höhe des Vorjahres und auch iu den Prozent¬
sätzen des Vorjahres zur Erhebung kommen. Meine
Damen und Herren! AIs wir im vorigen Jahre hier
waren, hat der Herr Landeshauptmann uns die Mög¬
lichkeit Uor Augen geführt, daß wir in diesem Jahre
eine Erhöhung der Proviuzialumlagc voruehmen
müssen. Diese Mitteilung ist zwar von verschiedenen
Seiten des Hauses mit großem Widerspruch auf¬
genommen worden. Meine Damen und Herren! Ich
kann mich kurz fassen. Es könnte in diesem Jahre auch
wirklich keine Rede davon sein, ganz abgesehenvon der
gesetzlichen Steuersperrc. Ich würde es begrüßt haben,
wenn wenigstens eine bescheidene Senkung der Pru-
vinzialumlagc erfolgt wäre, schon um der Oeffentlich-
keit zu dieuen. Sie wissen, daß eine solche Senkung
in unserer Nachbarprovinz Westfalen in Vorschlag ge¬
bracht wird. Aber, meine Damen und Herren, das
ist natürlich, wenn Wir entsprechendeStrcichungsvor-
schläge nicht machen können, ein Ding der Unmög¬
lichkeit. Und ich muß sagen, Streichungsvorschlcigein
dieser Höhe kann ich nicht machen.

Aber ich möchte bei dieser Gelegenheit auf etwas
anderes kommen. Das ist die Art der Verabschiedung
des großen Haushaltsplans der Provinzialverwaltung.
Wir müssen damit rechnen, meine Damen und Herren,
daß die Zeiten anch noch schwererwerden können, und
das muß zu der Folge führeu, daß wir im nächsten
Jahr nicht mehr mit dieser Provinzialumlagc rechnen
tonnen. Deshalb muß rechtzeitig darangegangen
werden, daß in gemeinsamer Beratung mit der Ver¬
waltung seitens unserer KörperschaftSparmaßnahmen
ins Auge gefaßt werden. (Sehr richtig! bei der Ar¬
beitsgemeinschaft.) Es ist ein Unding, daß ein solcher
Hllushllltsplau, kurz bevor er an den Provinzinlland-
tag geht, von dem Provinzialansschuß an einem Tage
beraten nnd während der Tagung von dem zustäu-
digcn Fiuanzausschuß, also dem l. Fachansschuß,
nebenbei erledigt wird. Ich möchte mir hier die An¬
regung erlauben, daß wir entweder die I. Fachkom¬
mission beauftragen, oder aber eine besondere Spar-
lommissiou für dieses Jahr einsetzen, um rechtzeitig an
die Vorarbeiten zur Feststellung der Ersparnismüg-
lichkeiten für das nächste Jahr heranzutreten.

Bei der Gelegenheit möchte ich auch auf die Ver¬
einheitlichung der Provinzialhaushaltspläne im
ganzen eingehen. Meine Damen nnd Herren! Ich
begrüße das außerordentlich. Der Herr Landeshaupt¬
mann hat in seinem Vorbericht uud auch in seiner
gestrigen Etatsredc auf die Bedeutung schon hinge¬
wiesen. Ich erblicke die Hanptbedcutung darin, daß
wir als Pruvinziallandtags-Abgcordnetc in die Mög¬
lichkeit versetzt werden, einen Vergleich vorzunehmen.
(Abgeordneter Kurth: Sehr gut!) Im Anschluß daran
möchte ich mir die Anregung erlaube», daß die Pro¬
vinzialverwaltung auch die Folge zieht, daß sie wenig¬
stens unsere benachbarten Provinzialverbändc bittet,
mit uns in einen Austausch einzutreten, so daß man
wenigstens für jede Fraktion einen Plan der Provinzen
Westfalen und Hessen-Nassauzur Hand bekommt.Das



28 78. Rheinischer Provinziallandtag, 3. Sitzung am 24. März 1931.

würde meines Erachtens auch eine sehr gute Grund¬
lage für die Arbeit der Sparkommission bedeuten.

Meine Damen und Herren! Ich komme dann zum
Verkehrswesen. Zu diesem Gebiete habe ich bei den
Finanzfragen schon eingehend Stellung genommen.
Sie finden hier auch die Denkschrift für den Ausbau
und die Unterhaltung eines rheinischen Kreiswegc-
netzes. Zu dieser Denkschrift sowohl wie zu den
anderen Vorlagen gibt meine Fraktion ihre Zu¬
stimmung. Ich möchte aber die Gelegenheit nicht vor¬
übergehen lassen, ohne ein Wort des Dankes an
unsere Provinz ial-Straßcnbauverwaltung zu richten.
(Bravo!) Meine Herren, der beste Dank ist die Tat¬
sache, die Gewißheit, die Sie überall bestätigt hören,
daß die besten Provinzialstraßen die Nheinprovinz
hat. (Bravo! Zuruf des Abgeordneten Nohl: Es
bleibt noch viel zu wünschenübrig!) Diese Feststellung
möchte ich als Anerkennung hier zum Ausdruck
bringen. Gin besonderes Verdienst haben Sie sich
im vergangenen Jahr anch dadurch erworben, daß Sie
an den Ausbau der Krümmungen der großen
Straßen herangegangen sind, ein Verdienst, das ich
besonders vom Standpunkte der Verkehrssicherheit
hier würdigen möchte.

Dann haben Sie uns eine Denkschrift über die
Erfahrungen bei den einzelnen Straßenbauverfahren
vorgelegt. Meine Damen und Herren! Diese Denk¬
schrift hat ein allgemeines Interesse, weit über dieses
Gremium hinaus für alle Landgemeinden, Stadt- und
Landkreise. Ich möchte heute nur auf eine wertvolle
Feststellung dieser Denkschrift eingehen. Es ist die,
daß nach den neuesten Erfahrungen die Lebensdauer
der Pflaster um 50 Prozent in die Höhe gegangen ist,
beim Großvflllster von 50 auf 75, und beim Klein-
Pflaster von 30 auf 45 Jahre.

Meine Damen und Herren! Daran anschließend
möchte ich aber dann auch die Provinzialverwaltung
bitten, dafür Sorge zu tragen, daß unsere schwer
darniederliegenden heimischen Industrien der Erden
und Steine entsprechend berücksichtigtwerden. Das
gilt insbesondere vom Kreise Mayen, dann auch vom
Neuwieder Necken und nicht zuletzt vom Westerwald,
Hinzukommt, daß nach einem neuen Verfahren eine
Verbindung von Traß und Zement sich als sehr halt¬
bar erwiesen haben soll. Meine Herren von der
Provinzialstraßenbauverwaltung, ich habe den be¬
sonderen Wunsch, daß man dann auch der Traß-
industrie in den Kreisen Mähen und Neuwicd ent¬
sprechendeAufträge zuteil werden läßt. Eine dritte
Bitte hierzu geht dahin, daß auch die Nebenbetriebc
der Bauverwaltung, die Walzenbctriebe usw., wie sie
lokal vorhanden sind, auch lokal in Anspruch ge¬
nommen werden.

Meine Damen und Herren! Ich komme zur Wirt-
"schaftsvflege. Wie der Herr Landeshauptmann
gestern betont hat, ist hier die geringste Kürzung
erfolgt. Sie beträgt nicht ganz 1 Prozent. Das müssen
wir dankbar anerkennen. Wir haben im vorigen
Jahre gemeinsam mit den Rechtsparteien, der Arbeits¬
gemeinschaft, dem Landvolk und dem Christlichen
Volksdienst eine Entschließung gefaßt, die an die
Reichs- und Staatsregierung geleitet wurde und
Wünsche zur Behebung unserer Landwirtschaftsnot
enthielt. Ich muß dankbar anerkennen, daß nament¬
lich in allerletzter Zeit seitens der Reichsregierung

Versuche unternommen werden, die sich in Richtung
dieser Entschließung bewegen uud von denen wir uns
demzufolgeden besten Erfolg versprechendürfen. Aber,
meine Damen und Herren, über die Not unserer Land¬
wirtschaft und unserer Kleinwinzer ein Wort zu
reden, das kann ich mir ersparen. Sie ist noch kata¬
strophaler, als sie im Vorjahre war. Sie können
zurückblättern in den stenographischenBerichten von
1925 ab. Jahr für Jahr war die Schilderung der Not¬
lage auf landwirtschaftlichem Gebiete dasjenige, was
uns immer und immer wieder von den verschiedensten
Seiten des Hauses vorgetragen wurde. Deshalb er¬
kenne ich dankbar an, daß hier eine Position erscheint,
die sogar eine Erhöhung erfahren hat: Für die Grün¬
landforschung schlägt der Provinzialausschuß statt bis¬
her 10 000 NM 25 000 RM vor. Meine Damen und
Herren! Das begrüße ich namentlich im Interesse der
Höhengebiete des Westerwalds, des Hunsrück und der
Gifel. Bei der Grtragsarmut dieses ländlichen Besitzes
ist es unbedingt notwendig, daß die Landwirtschaft sich
mehr, als es in früheren Zeiten gewesen ist, auf die
Viehhaltung einstellt. Für die Viehhaltung in ihrer
Existenz und Rentabilität ist es aber notwendig, daß
eine gesunde Grünlandförderung entsteht. Wir geben
aber auch diese 15 000 RM Mehr nicht in Hände, von
denen wir befürchten müßten, daß sie zu einer Ver¬
geudung führten.

Meine Damen und Herren! Diese Aufgabe ist eine
Spezialaufgabe des Landwirtschaftlichen Vereins für
Rheinpreußcn, Unser Mitglied, Herr Ritterguts¬
besitzer Heuscr, ist dessen Präsident uud gibt sich gerade
auf diesem Gebiete die größte Mühe, was ich auch bei
dieser Gelegenheit einmal dankbar anerkennen möchte.
(Bravo!) Da darf ich Wohl gemeinsam für die Pro¬
vinz wie für die Kreisbehörden einmal sagen: Ich er¬
kenne besonders dankbar an das Zusammenarbeiten
der Staats-, Provinzial- und Kreisbehörden einerseits
und des bäuerlichen Berufsstandes andererseits mit
dem LandwirtschaftlichenVerein. (Bravo!)

Meine Damen und Herren! Zu den landwirtschaft¬
lichen Schulen wird Ihnen ein neuer Vertrag vor¬
geschlagen. Wir stellen uns auf den Boden dieser Vor¬
lage. Ich möchte mit besonderem Dank darauf hin¬
weisen, daß nach diesem Vertrag auch die Beibehaltung
des Religionsunterrichts gewährleistet ist. (Zuruf links:
Das ist die Hauptsache!) Ueber die landwirtschaftlichen
Schulen weitere Worte zu verlieren, erspare ich mir;
aus dem Veibcricht sehen Sie, welch besonderen Auf¬
schwungdiese Schulen genommen haben.

Ich möchte aber hinsichtlich eines Projekts, über das
schon in der weiteren Oeffentlichkeitgesprochenwird:
Errichtung einer Rheinischen Vauernhochschule,hier
heute schon zum Ausdruck bringen, daß wir uns zu
einem solchen Projett gern bekennen, aber auch hier
die Bedingung stellen müssen, daß diese Schulen wie
die landwirtschaftlichen Schulen auf konfessioneller
Basis gegründet werden. (Abgeordneter Nohl: Hört,
hört!) Ich darf darauf hinweisen, daß derartige
Schulen sowohl in der Provinz Hannover wie auch in
Schleswig-Holstein bestehen und ebenfalls konfessionell
eingestellt sind. (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Mit
Gottes Hilfe!)

Meine Damen und Herren! Ein Wort zu den
Wasserleitungen. Im Jahre 1927 hat es allmählich
angefangen, daß man von dem, was unsere Väter und
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Großväter für gut befunden haben, abgen.ann.enist
und sogenannte Gruppenwasscrwerke gegründet hat.
Hier «lochte ich feststellen, das ist eines der Unter¬
nehmungen, die in dieser Art und Höhe bei der gegen¬
wärtigen Wirtschaftsnot nicht mehr verantwortet
werden können. Sie müssen auch bedenken,wie sich
die Finanzierung stellt. Auch das können Sie aus
dem Vorbericht entnehmen. Ich kann Ihnen jedenfalls
aus den beiden großen Gruppenwasscrwcrkcn meines
Bezirks, des Regierungsbezirks Koblenz, sagen: So¬
wohl bei dem Gruppenwasscrwert Üinzer Höhe wie
auch bei dcni Wasserwerk Lutzcrath sind die Wasser-
gelder, die von den Entnehmern aufgebracht werden
müssen, so hoch, daß sie für die Kleinbauern- und Ar¬
beiterschaft, die davon Nutzen ziehen soll, gar nicht
tragbar sind. (Sehr richtig! im Zentrum.)

Meine Damen und Herren! Wir haben zu den
Wasserleitungen im Vorjahre eine Statistik von der
Landesverwaltung vorgelegt bekommen. Aus dieser
Statistik geht hervor, daß verschiedene Kreise der Pro¬
vinz noch in außerordentlich mangelhafter Weise mit
Wasserleitungen verschen sind. Ich glaube, es sind
allein 9 Kreise, deren Bevölkerung uoch nicht zu
5U Prozent mit Wasserleitung versehen ist. Ich meine,
es wäre eine Forderung der Gerechtigkeit,dafür zu
sorgen, daß endlich wenigstens ein gewisserAusgleich,
eine gewisse Gleichheit herbeigeführt wird. Ich mochte
den Herrn Landeshauptmann bitten, bei den Be¬
ratungen über die Verteilung dieser Zuschüsse in der
Westkonferenz dafür zu sorgen, daß diesen meinen
Wünschen Rechnung getragen wird.

Nun zur Volksfürsorge. Dieser Etat sieht in den
beiden Positionen eine Kürzung um 10 Prozent vor.
Die müssen wir mitmachen,so leid es uns in dem einen
oder anderen Falle auch tun mag. Aber, meiue Damen
und Herren, ich möchte ein Wort ernster Mahnung
bei dieser Gelegenheit nicht unterdrücken. Wenu es so
weitergeht mit dem Rückschraubender Ausgaben m
der Fürsorge, dann werden wir bald vor der Tatsache
stehen, daß wir die freiwilligen Leistungen überhaupt
nicht mehr machen können oder nur das, was uns ge¬
setzlich vorgeschrieben ist. (Zuruf des Abgeordneten
Nohl: Ihr wollt das Volk verhungern lassen!) Meine
Damen und Herren! Dieser Zustand muß um so eher
eintreten, als wir in den Neichsübcrwcisungssteucrn
und demzufolge auch in der Provinzialumlage einen
allmählichen Rückgang seit 1928 schon zu verzeichnen
haben. Deshalb möchte ich sagen: Wir musseu uns
auf diesem Gebiete, ganz egal ob Stadt- oder Land¬
kreis oder Prouinzialverwaltung, in eine Linie stellen
und dasselbe fordern, was seinerzeit bei der Fürsorge-
pflichtverordnuug auch gefordert wurde. Wie damals
gesagt wurde, Ihr sollt keine neueu Leistungen auf¬
erlegt bekommen,wenn Ihr nicht auch die Dcckungs-
möglichkeitenerhaltet, so müßte man jetzt sagen: Den,
Abbau dieser Ueberweisungssteuern entsprechendmuß
auch ein Abbau der gesetzlichvon uns geforderten
Leistungen bzw. ein Ausgleich dafür gegeben werden.
(Hört, hört! bei den Kommunisten.) Sonst werden wir
sehr bald auf diesem wichtigsten Gebiete der Selbst-
verwaltuug uns das eigene Grab graben.

Nun zum Haushaltsplan selbst. Ich möchte aus¬
drücklich der engen Zusammenarbeit der Prouinzial¬
verwaltung mit den caritativen Vereinigungen, ins¬
besondere mit der katholischenEaritas und der evan¬

gelischen Inneren Mission, ein Wort der Anerkennung
widmen. Das gilt insbesondere von dem Gebiete der
Fürsorgeerziehung. Sie wissen, daß wir hier in eine
gewisse katastrophale Lage gekommensind (Hört, hört!
bei den Kommunisten) durch die Rechtsprechung, die
von den obersten Gerichtsbehörden ausgeht. Würden
wir nicht dieses enge Zusammenarbeiten feststellen
tonnen und würde das dann nicht auch wieder mit
den Erziehungsberechtigten zu einem Einvernehmen
führen, so würden wir hier die erfreulichen Erfolge
nicht zu verzeichnen haben, die tatsächlich vorliegen.
Die Ausgaben für die Fürsorgeerziehung sind zwar
seit 1924 allmählich zurückgegangen, und man sollte
annehmen, daß das ein begrüßenswertes Moment sei.
Nein, meine Damen und Herren, aus dem eben an¬
gegebenen Grunde ist es das nicht und kann es auch
nicht sein, weil ja die ganzen Verhältnisse, die hier
mitspielen — die Arbeitslosigkeit, die Wohnungsnot,
der Alkoholismus usw. — eine große Rolle spielen und
eher zu einer sachlichenErweiterung der Fürsorge¬
erziehung führen müßten. (Zuruf des Abgeordneten
Renner: Oder man kann die Ursachen abbauen!)

Aber, meine Damen und Herren, der Preußische
Landtag hat bereits im Februar 1930 sich auf den
Standpunkt gestellt, daß auch bei diesen freiwilligen
Abmachungen die gesetzlichen Zuschüssein Höhe von
zwei Dritteln geleistet würden. Das ist bisher nicht
geschehen. Deshalb möchte ich in voller Erkenntnis
dessen, was hier auf finanziellem Gebiete kommen kann,
den Herrn Landeshauptmann bitten, namens des
Provinziallandtags bei der Stantsregicrnng vor¬
stellig zu werden, daß dieses dem Landtag gegebene
Versprechen eingelüst und eingehalten wird.

Besonders darf ich hinsichtlich dieses Haushalts¬
plans ein Wort über die Gtatisicrung unserer Aus¬
gaben für die Kinderreichen an Sie richten. Meine
Damen und Herren! Ich freue mich, feststellenzu
können, daß hier die Sätze von 300 000 NM für den
Wohnungsbau für unbemittelte Kinderreiche und von
200 000 RM für die Berufsausbildung und die Müttcr-
crholungsfürsorgc ungekürzt geblieben sind. Ich muß
allerdings zu meinem Bedauern gleichzeitigfeststellen,
daß ein Netrag von 50 000 RM unter Verschiedenes
in diesem Haushaltsplan gestrichen wurde, der auch zu
dieseu Zwecken Verwcuduug faud.

Weine Damen und Herren! Meine Fraktion wird
Ihnen einen Antrag vorlegen, diese 50 000 RM
wieder einzustellen, und zwar in der Weise, daß die
Summe vou 200 000 RM auf 250 000 NM erhöht wird
und die Deckung der 50 000 RM dadurch erfolgt, daß
wir die Entnahme ans dem aufzulösenden Fonds von
750 000 RM auf 800 000 RM erhöhen. In finanz¬
politischerBeziehung bin ich der Tragweite dieses An¬
trages mir Wohl bewußt. Aber ich darf auch eins fest¬
stellen: Wir haben auf diesem Gebiete etwas gut¬
zumachen.(Sehr richtig!) Als der Krieg zu Ende war,
hat man Wohl — das war selbstverständlich das Nahe¬
liegendste — auf die Fürsorge für die Kriegsbeschä¬
digten und Hinterbliebenen hingewirkt. Jahre weiter
ist man dazu übergegangen, auch die im Kriege ge¬
borenen Kinder wegen ihrer Unterernährung in
Heimen unterzubringen usw. Aber an die deutsche
Frau und die deutsche Mutter, die sich aus wirtschaft¬
licher Not und in nationaler Gesinnung wahrend des
Krieges in den Wirtschaftsprozcß eingespannt hat, hat
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man erst vor einigen Jahren zu denken begonnen.
(Sehr richtig!) Deshalb möchte ich bei den vielen Er¬
folgen, die wir auf diesem Gebiete zu verzeichnen haben
— ich habe selbst in meinem Kreise ein Mütter¬
erholungsheim und kann mir ein Urteil erlauben —,
bitten, diese 50 000 NM wieder zuzusetzen. (Zuruf des
Abgeordneten Nohl: Ein Pappenstiel!)

Meine Damen und Herren! Zur Kulturpflegc
habe ich nur eiue kurze Bemerkung. Hier sind leider
auch die Etats gekürzt worden, und zwar zum Teil bis
zu 25 Prozent, Ich bedaure diese Kürzung, denn ich
betrachte auch dieses Gebiet als eine notwendige Auf¬
gabe, weil es eben ein ureigenes Betätigungsfeld der
Provinzialverwaltnng ist. Würde nicht dank der
Initiative des Herrn Landeshauptmanns auf dem
Gebiete der Heimatpflege der Bezuschussung der
Heimatmuseen so Erkleckliches geleistet worden sein
(Zuruf des Abgeordneten Nohl: Für den Kirchenban!),
so würden wir bestimmt auf dem flachen Lande und
in den kleinen Städten nicht dieses erfreuliche Fort¬
schreite« in der Heimatpflegc und der ganzen Be¬
wegung zu verzeichnen haben. Ich bin den Herren
dieser Abteilung besonders dankbar, darf aber auch
wünschen, das; trotz der Kürzung neben der finanziellen
Unterstützung die rein beratende Unterstützuug unserer
Heimatmuseen nach wie vor beibehalte» wird,

Mciuc Damen und Herren! Schwer fällt es mir
mich, einer Kürzung zuzustimmen, die sich auf den
Kölner Dom erstreckt. Wir haben hier im vorigen
Jahr 50 000 RM eingesetzt. In diesem Jahre soll der
Betrag um 10 000 NM gekürzt werden. Meine Damen
und Herren! Wenn eine Provinz stolz darauf sein
kann, ein Kunstwerk und ein Nationalcigentum dieses
Umfanges in seinen Grenzen zu haben, dann ist es
auch eine notwendige Aufgabe, daß man dafür sorgt,
daß dieses Denkmal erhalten bleibt. (Zuruf des Ab¬
geordneten Niegel: Bauen Sie die Gehälter der Geist¬
lichen ab!) Wenn man bedenkt, daß für die Erhaltung
des Kölner Doms das Reich, der preußischeStaat und
die Stadt Köln einen recht wesentlichen Betrag bei¬
steuern uud daß diese Beiträge wahrscheinlichdoch im
gleichen Umfange gesenkt werden, Wie wir es hier tun,
dann ist das für die Fortführung der unbedingt not¬
wendigen Unterhaltungsarbeiten gewiß eine sehr be¬
denkliche Sache. Deshalb möchte ich heute schon dem
Wunsche Ausdruck verleihen, daß es im nächstenJahr
wieder möglich wird, die Summe auf 50 000 NM zu
erhöhen.

Nun noch ein letztes Wort zu einem Vorgange, der
sich im Bezirk Köln abspielt, zur Umwandlung des
Bensberger Schlosses, also der früheren Kadetten¬
anstalt, in eiue staatliche Bildungsanstalt. Meine
Damen nnd Herren! Ich weiß nicht, ob Sie über diese
Vorgänge so im Bilde sind. Tatsächlichhat die preu¬
ßische Stantsregieruug zur Ankurbelung dieser Gin¬
richtung einen Betrag von 50 000 NM im preußischen
Haushaltsplan vorgesehen. Diese Schulen sind in der
Hauptsache für die Aufnahme von minderbemittelten
Schülern aus der weitercu Umgebung, also hier aus
der ganzen Provinz, vorgesehen. Die Aufnahme- und
Unterhaltungskosten sind außerordentlich bescheiden.
Sie tonnen je nach der wirtschaftlichenStellnng des
Vaters monatlich 0, 12, 18 bis höchstens60 NM, also
im Durchschnitt :!0 NM, betragen. Meine Damen und

Herren! Trotz aller Bedenken über die Berechtigung,
auf diesem Gebiete überhaupt noch etwas zu tuu -^
auch wir steheu auf dem Standpunkt, es sind höhere
Schulen geuug da (Sehr wahr! bei der Arbeitsgemein¬
schaft) —, glauben wir, daß man sich dann, wenn der
preußische Staat es tun will, dem nicht versperren
darf, sondern auch zugreifen soll. Es kommt in Be¬
tracht, daß in den östlichen Teilen des preußischen
Staates sechs dieser Anstalten umgebildet sind. In
diesen Fällen hat der preußische Staat die gesamten
Kosten auf sich genommen. Es muß, weil sowohl ein
katholischeswie ein evangelischesHeim in dem alten
Schlosse eingerichtet werden soll, für die Schule selbst
noch ein Neubau errichtet werden. Hier soll nuu wcgeu
dieses allerdings bisher erstmaligen Vorganges eine
Pcihilfe einmal von dem Kreise und den beiden nächst¬
gelegenen Gemeinden BenSberg und Bergisch-Glad-
bach und dann auch hier vou uns gegeben werden.
Meine Damen nnd Herren! Ich stehe auf dem Stand-
Punkt, daß besonders angesichts der Tatsache, daß im
ganzen Westen, weder iu Westfalen noch in Hessen-
Nassau noch in der Nheinprovinz bisher eine Anstalt
dieser Art vom preußischen Staat eingerichtet worden
ist, für diese eine Anstalt die Kosten auch der preußische
Staat genau so gut aufzubringen hat wie für die sechs
Anstalten im Osten des Landes. (Sehr richtig! links.)
Meine Damen und Herrcu! Wenu Sie darin mit mir
einig gehen, dann würde ich Sie bitten, einer Gnt-
schließuug zuzustimmen, für die ich folgenden Wort¬
laut vorschlage:

„Der Provinzmllandtag beauftragt deu Pro-
vinzialausschuß, für die Errichtung einer staatlichen
Bildungsaustnlt bei Bensberg die Verhandlungen
mit der Staatsregicrnng zu fördern."
Nun, meine Damen und Herren, möchte ich zum

Schlüsse meiner Ausführungen nicht verfehlen, den«
Herrn Landeshauptmann, den Beamten und An¬
gestellten der gesamten Provinzialvcrwaltung, ins¬
besondere auch de» Angestellten unserer Proviuzial-
anstalten, unseren herzlichsten Dank nnd unsere Anerken¬
nung auszusprechcn.(Bravo!) Ich tue dies mit beson¬
derer Betonung angesichts der unerhörteu Augriffe,
vo» deuen uns gestern der Herr Landeshauptmann
Kenntnis gegeben hat. Ich' darf Ihnen versichern,
Herr Landeshauptmann, meine Fraktion steht mit mir
auf dem Standpunkt, daß wir alle Veranlassung haben,
diese Angriffe lebhaft zu bedauern. Wir sind Ihnen
dankbar dafür, daß Sie so eingehend öffentlich in aller
Offenheit gestern dazu Stellung genommen haben.
Aber, meine sehr verehrten Herren von der Pro-
vinzialverwaltung, man sagte früher: „Wer an die
Straße baut, hat viele Meister." Heute muß mau
sagen: „Wer am öffentlichen Wege steht, wird mit
Dreck beworfcn". (Sehr richtig!) Wer, ob dienstlich
oder ehrenamtlich, öffentlich tätig ist, bekommt sozu¬
sagen tagtäglich einen Begriff von der Unzulänglich¬
keit unseres gesetzliche» Ghreuschutzcs. (Sehr richtig!
bei der Arbeitsgemeinschaft.) Um so mehr und um so
treuer stehen Wir, hier als Kürperschaft gesprochen,
hinter denjenigen, gegen die man solch unerhörte An¬
griffe unbcrcchtigterwcise zum Ausdruck bringt.
(Bravo!) Meine sehr verehrten Herren uud ins¬
besondere Sie, verehrter Herr Landeshauptmann,
Ihnen möchten wir dadurch, daß wir hiermit erneut
das Vertrauen zum Ausdruck bringen, sagen, daß wir
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voll und ganz mit Ihrer Geschäftsführung zufrieden
sind. (Lebhafter Beifall und Händeklatschen.)

Vorsitzender He. Iarres: Meine Damen und
Herren! Bevor ich in der Etatsbcratung das Wort
weiter gebe, gestatten Sie mir noch etwas nach¬
zutragen.

Ich habe eben den Antrag der Sozialdemokratischen
Partei wegen der Weinbergswege mitgeteilt. Ich habe
vorgeschlagen, den Antrag dem I. Fachausschuß zu
überweisen. Es wird richtiger sein, ihn dem II. Fach¬
ausschuß zunächst zu überweisen. Ich nehme an, daß
Sie damit einverstanden sind.

Dann sind wir über Punkt 2 der Tagesordnung
zuuächst hinweggegangen. Ich möchte doch diesen
Gegenstand mit Ihrem Ginverständnis fetzt einschieben
und ihn erledigen.

Antrag des W a h lp rü f u n gs ausfchu sses
zu dem Bericht uud Antrag des Pro¬
vinz i alaus schusses, betr. den Giu tritt
neuer Mitglieder in den Proviuzilll-
landtag, nebst zugehörigem Nachtrag.

Hier ist Berichterstatter Herr Abgeordneter Hen-
richs. Ich bitte ihn, den Bericht zu erstatten.

Abgeordneter Henrichs: Meine Damen und
Herren! In Drucksache 2 sind diejenigen Herren ve-
zeichnet, die durch Tod oder Mandatsniederlegung
ausgeschiedensind. Dann sind in den Drucksachen -
und 24 diejenigen bezeichnet,die nachgefolgtsind. ^
sind aus Druchsache2 Fräulein Bocckleu,du- Herren
Wessel, Maus, Broll, Gröne, Heintz, Glicr, NcpN,
Moos, Melsheimer und aus Drucksache 24 die Herren
Müller und Winnacker. . .

Der Provinzialausschuß hat die Berechtigung Uno
die Richtigkeit dieser Nachfolgeschaftgeprüft und auc.-
in Ordnung befuudeu. Der Walstprüfungvau-schuß
hat das uoch einmal getan und ebenfalls alles '" "^
nuug befunden. Gr empfiehlt einstimmig, °aß oe.
Prouinziallandtag sich mit den Vorschlägen und Fest¬
stellungen des Provinzialausschusses, daß °« gc-
nannten Herren als Abgeordnete hier eingetreten sm°,
einverstanden erklären möge.

Vorsitzender Dr.. Iarres: Sie haben den Antrag
des Herrn Berichterstatters gehört. - Dagegen erhebt
sich kein Widerspruch. Ich stelle Ihr Einverstandn,»
fest. -

Wir fahren in der Beratung des Haushaltsplans
fort. Ich erteile das Wort dem Herrn Abgeordneten
Dr. Lehr.

Abgeordneter vr. Lehr: Meine Damen und
Herren! Die neue Form eines Ginheitshaushaltsplanes
der preußischen Provinzialverwaltungen, in welcher
auch unsere Heimatprovinz ihren diesjährigen Haus¬
haltsplan «vorlegt, ist durchaus zu begrüßen. Sie gibt
uns die Möglichkeit,wertvolle Vergleiche über Leistun¬
gen und Belastungen anderer Provinzen anzustelleu,
und sie gibt den Abgeordneten auch eine bessere Ueber¬
sicht uud tiefere Ginblicke in das umfangreicheArbeits¬
gebiet der Provinz. Besonders wertvoll sind die den
einzelnen Haushaltsplänen vorangestellten Tabellen
mit den bereinigten Bruttozahlen im Sinne der Gtats-
wahrhcit und der Gtatstlarheit. Zusammenfassend
taun man von dem ganzen sorgfältig aufgestellten
Zahlengebäude sage», daß es ini Hcmvthaushaltsplau
und allen seinen Unterhaushaltsplänen widerspiegelt

das Bild einer lorrett arbeitenden und umsichtig .ge¬
leiteten Berwaltuug, die entschlossen ist, sich der Not¬
zeit anzupassen.

Gs ist deshalb auch vorab mit Befriedigung fest¬
zustellen, daß eine erhebliche Ausgabensenkung statt¬
gefunden hat (Abgeordneter Krawinkcl: Bravo!), mit
dem Ziel, möglichstdie erheblichen Mindereinnahmen
auszugleichen, die auf dem Gebiete der Dotationen,
der Ucbcrwcisungssteucrn und der Kraftfahrzeugstcuer
eutstehcn uud die die Provinzialverwaltnng mit
5 250 000 RM einschätzt. Obwohl wir überall eine
starte Gincngung der Ausgabe» feststellen können, muß
ich, gemessen an unseren kommunalen Haushalts¬
plänen, doch noch mit gewissem Neid sagen, daß die
Provinzialvevwnltung sich in einer glücklichenLage
befindet. In den rheinischen Gemeinden haben die
rapide ansteigenden Erwerbslosenlasten nicht nur des
Jahres 1930,soudcru auch die aus dergleichen Fehlerquelle
cvwachseuen Fehlbeträge der letzten Jahre in Verbin¬
dung mit der starten Verringerung der Ginnahmen —
alles Momente, von denen die Provinzialverwaltuug
im wesentlichen bisher glücklicherweiseverschont ge¬
blieben ist — eine Lage geschaffen, die so gefahrdrohend
für Reich und Länder geworden ist, daß sie allmählich
auch denen die Augen öffnen muß, die bisher die Not¬
rufe der Gemeinden mit allgemeinen Belehrungen
über Sparen und mit dem Hinweis auf früher gemachte
Fehler glaubte» abtuu zu können. (Sehr richtig! bei
der Arbeitsgemeinschaft.)

Der außerordentliche Unterschied in der Finanz¬
lage der Rheinischen Provinzialverwaltung zn der¬
jenigen der übrigen rheinischen Kommunnlverwnl-
tuugeu zeigt sich schon auffallend gleich bei den Gin-
führnngsworten über die Deckung des Defizits des
laufenden Jahres, In der weitaus größten Zahl der
deutschen Gemeinden besteht heute keine Möglichkeit
mehr, etwa Fehlbeträge des Jahres 1930 ganz oder
anch nur zu einem überwiegende« Teil abzudecken,
wenn man nicht gleichzeitigeinen mehr oder weniger
erheblichen offenen Fehlbetrag ausweisen will. Die
Pruuiuzialverwaltung hat in ihrem vorjährigen Haus¬
haltsplan bei einem Ausgabeist von rund 172 Mil¬
lionen RM 1929 zur Deckungeines Fehlbetrages aus
früheren Jahre» nur rund 200 000 RM vorgesehen,
und sie hat im Haushaltsplan 1930/31 bei einem Aus¬
gabesoll von 175 Millionen RM nur rund 550 000 RM
als Fehlbetrag geschätzt; Fehlbeträge, die in der Pru-
vinzialvcrwalztuug noch verhältnismäßig bescheiden
mit einigen Hunderttausend gerechnet werden, werden
bei den vergleichbaren Ziffern rheinischer Großstädte
das Mehrfache an Millionen ausmachen. Nun ist es
durchaus richtig, daß die Provinzialverwaltung in
dieser Form die Deckung der Fehlbeträge vorsieht,
denn es widerstrebt allen Grundsätzen einer geordneten
Finanzwirtschaft und einer geordneten Haushalts¬
führung, daß man Fehlbeträge dieser Art bei einer
absinkendenKonjunktur auf neue Rechnung vorträgt.
In nuseren Gemeiudcparlamenten hat man sich leider
schon daran gewöhnt uud findet heute gar uichts mehr
dabei, MiUioucufehlbeträgc auf laufende Rechnung
vorzutragcu, obwohl man sie von Ultimo zu Ultimo
mitschleppen und mit teueren Bankzinsen bezahlen
muß, (Sehr richtig! bei der Arbeitsgemeinschaft.)

Die rheinischen Kommuualucrwnltuugeu selbst haben
das größte Interesse an einer vollständigen und dabei
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sparsameil Etatsanfstellung der Rheinischen Pro¬
vinzialverwaltung; denn, was nicht durch Dotationen,
Uebcrwcäsungssteujcrn,und Kraftfahrzeugsteuer aus¬
geglichen werden kann, trifft doch in der Hauptsache
die Proviuzialumlnge. Es ist anzuerkennen, daß der
Herr Landeshauptmann mit seinen Mitarbeitern und
der Proviiizialausschuß bei den Vorarbeiten sich fest
entschlossen hatten, von einer Erhöhung der Pro-
vinzialumlage Abstand zu nehmen, und in erster Linie
Ausgabesenknngcnerstrebt haben. Sie handeln dabei
in 'wohlverstandenemeigenem Interesse, denn es liegt
durchaus im Bereich der Möglichkeit,daß auch bei der
Provinzialumlage Ausfälle entstehen. In welchem
Umfange es ganz oder teilweise der Fall sein wird,
das möchte ich hier auch nicht schätzungsweise angeben.
Aber ich nehme an, daß Zahlungsschwierigkeiten,auf
die ich nachher noch zurückkomme,bei einer ganzen
Reihe von rheinischen Kommunen eintreten werden.
Die Beibehaltung des bisherigen Steuersatzes muß
infolge der Verringerung des Steueraufkommens auch
eine Verringerung des Aufkommens an Provinzial¬
umlage zur Folge haben, welche die Provinz mit rund
UU0 00N RM einschätzt. Hier ficht die Provinzialver-
waltung den Ausgleich vor in der Heranziehung der
Nürgersteuer zur Provinzialumlage; sie wird ja auch
Wohl Gesetz werden. Aber ich darf hier darauf hin¬
weisen, daß die Heranziehung der Bürgerstcuer zur
Proviuzialiimlage bereits einen Nachteil für die Ge¬
meinden bedeutet. Sie kann ja ihrer ganzen Natur
nach, solange die Reichscinkommenstcucrtarifein ihrer
Spitze nicht abgesenkt und in der Mitte auseinander¬
gezogen sind, nur im verhältnismäßig beschränkten
Rahmen erhoben werden, und selbst der heute nur zu¬
lässige beschränkteRahmen der Erhebung wird schon
ganz erhebliche Ausfälle mit sich bringen. Es ist des¬
halb schon eine gewisse Ungerechtigkeit, wenn diese
Bürgersteuer mit den gleichen Hundcrtsätzen, wie sie
für die Reichsstcucrüberweisungen zur Provinzial¬
umlagc vorgesehen werdeu, ebenfalls Gesetz wird.

Nun sieht die Provinzialverwaltung als zweiten
Weg zur Abdeckung »von Wenigereinnahmen vor, daß
man eine Anzahl entbehrlicher Fonds ausschüttet.
Dieser Regelung kann man zustimmen, wenn es sich
um Fonds handelt, die wirklich in bar vorhandeil sind
und nicht etwa nur eine buchmäßige Abdeckungbe¬
deuten. Sie sind auch an sich nicht hoch, es sollen ja
nur etwa 750 000 RM auf diese Weise als besondere
Einnahme geschaffen werden.

Ein dritter von der Provinzialverwaltung vor¬
geschlagener Weg ist die Ausgabenscnkung um
1530 000 RM dadurch, daß die für Straßcnbauzwecke
bewilligten Anleihen statt mit dem ursprünglich vor¬
gesehenenTilgungssatz von 5 Prozent nur mit 2 Pro¬
zent getilgt werden. In der Arbeitsgemeinschaft
haben hier schon erhebliche Bedenken bestanden, und
die Provinzialverwaltung weist ja auch selbst auf das
Gefährliche dieses Vorschlageshin. Sie hält ihn auch
nur als außerordentliche Notmaßnahme für ein oder
zwei Jahre überhaupt für tragbar. Sie glaubt diese
Maßnahme nur deshalb vorschlagenzu sollen, weil es
sich bei diesen Anleihen um Daueranlagen von Straßen
handelt, bei denen mutmaßlich die Tilgung unter der
Lebensdauer der Anlage bleibt. Ich halte diese Maß¬
nahme für außerordentlich bedenklich.Unsere Straßen
erfahren eine gesteigerte Inanspruchnahme, und man

soll sich nicht dadurch tauschen lassen, daß in der gegen¬
wärtigen Notzeit eine große Anzahl von Fahrzeugen
vorübergehend aus dem Verkehr gezogen wird. Mit
einem Andauern dieser verminderten Belastung ist
nicht zu rechneu. Es ist vielmehr notwendig, mit
einem starken Verschleiß der Straßenbauanlagen im
gesamten Rahmen unserer Provinzialverwaltung zu
rechnen. Abstriche an den Tilgungssätzen an dieser
Stelle können m. G. schon nicht mehr den Anspruch
auf eine absolut solide Haushaltsführung erheben.

Abgesehen von den eben genannten drei Maß¬
nahmen hat die Provinzialverwaltung zu wirksamen
Abstrichengegriffen in Höhe von 3 300 000 RM. Von
diesen entfallen rund 928 000 RM auf den Personal¬
abbau. Wir haben es im Provinzialausschuß und auch
gestern hier aus dem Munde des Herrn Landeshaupt¬
mann gehört, daß er angesichtsder Nut der Zeit eine
gewisse Aefürderungsspcrrc eingerichtet hat, daß er
keine Zulagen zahlen will nud daß er uach Möglich¬
keit bestrebt ist, Stellen, die durch Tod oder Pensio¬
nierung frei gewordeil sind, nicht wieder zu besetzen.
Das ist durchaus dankenswert, und das wird ja auch
in der Mehrzahl unserer rheinischen Kommunen in
gleicher Weise gehandhabt. Aber angesichts der Not
der Zeit müssen an dieser Stelle noch durchgreifendere
Maßnahmen verlangt werden. (Sehr wahr! bei der
Arbeitsgemeinschaft.) Es zeigen die Haushaltspläne
der Provinz gerade dank der ihnen jetzt eigenen Ueber-
sichtlichkeit und Klarheit einen beachtlichenZuwachs
von Aufgaben, die die Provinzilllverwaltung in den
letzten Jahren auf sich genommen hat. Es ist mir
deshalb auch nicht ganz verständlich, daß gestern, als
der Herr Laudcshauptmaun von dem Zuwachs von
Aufgaben in anderen Kommunen sprach, er diesen
kleinen Splitter im eigenen Auge offenbar nicht ge¬
sehen hat. (Zuruf von den Kommunisten: Ein Balken
war es!) Zu den neuen Aufgaben mag vielleicht die
Not der Zeit und das Bestreben geführt haben, die
Schäden des Krieges und der Nachkriegszeit auszu¬
gleichen. So dankbar ein solches Streben zn begrüßen
gewesen ist: in der gegenwärtigen Notzeit müssen sich
alle öffentlichen Verwaltungen ans ihren eigentlichen
Pflichtenkreis beschranken (Abgeordneter Krawintel:
Sehr richtig!) und einen Abbau an freiwilligen Lei¬
stungen vornehmen. Auf Grund dieses Ausgaben-
Abbaues kann auch ein weiterer Abbau von Beamten,
Angestellten und sonstigen Hilfskräften wirkungsvoll
vorgenommen werden. Es muß das Bestreben in
allen öffentlichen Verwaltungen sein, die ihnen ob¬
liegenden Pflichtanfgaben mit dem möglichst kleinen
Personalaufwaud vorzunehmen. Gs muß dies noch
einmal in aller Deutlichkeit ausgesprochen werden.
So undankbar die Aufgabe ist, es zu tun: wir können
zu einer Gesundung der öffentlichen Finanzen nicht
kommen, wenn nicht nochmals und baldigst Gehälter
nnd Löhne in allen öffentlichen Verwaltungen einer
Nachprüfung unterzogeu werden. (Zuruf von den
Kommunisten: lDie Qberbürge<rmeistergehälter! —
Zuruf des Abgeordneten Renner: Wieviel beziehen
Sie eigentlich?) — Mehr als Sie verdienen! (Heiter¬
keit.) — Bei dieser Ueberprüfung muß darauf geachtet
werden, den öffentlichen Verwaltungen eine größere
Beweglichkeit in ihrem Beamten- und Angestellten-
Organismus einzuräumeil. (Zustimmung bei der Ar¬
beitsgemeinschaft.) Wir müssen die Möglichkeit be-



78. RheinischerProvinziallandtag, 3. Sitzung am 24. März 1931. 33

lonnnen, mehr als bisher uns dem privatwirtschaft¬
lichen Grundsatz der Bezahlung nach Leistungen zu
nähern. (Sehr richtig! bei der Arbeitsgemeinschaft.)
6s ist ein Uebelstand in allen öffentlichen Verwal¬
tungen, daß ein großer Teil einfachsterund einfacher
Arbeiten mit viel zu hochwertigen, hocheingestuften
Kräften geleistet wird. (Sehr gut! bei der Arbeits¬
gemeinschaft. — Zuruf des Abgeordneten Wunder: Die
Beigeordneten!) — Wenn Sie einmal Beigeordneter
sind, Herr Dunder, wird's wesentlich besser bei uns!
(Antwort des Abgeordneten Dunder: Das Wird wohl
nicht möglich sein!) — Wir fassen noch einen viel zu
großen Teil der Verwaltungsausgaben als staatlichen
Hoheitsatt auf, während wir diese Leistungen als Be¬
triebsverwaltungen viel einfacher und zweckmäßiger
fuhren können. (Sehr wahr! bei der Arbeitsgemein¬
schaft.) Es muß notfalls eine grundlegende Gesetzes¬
reform hier finanzielle Sparmüglichleiten schaffen,
wenn sich nicht in Wahrheit Gesetz uud Rechte als
eine ewige Krankheit forterben sollen, in denen Ver¬
nunft Unsinn und Wohltat Plage wird. (Abgeord¬
neter Krähwinkel: Sehr wahr!) Die Beamten und
Angestellten sollten selbst das größte Interesse daran
haben, daß die sogenannte „Ochsentour" möglichstzu¬
gunsten hervortretender Leistungen unterbrochen wird.
(Sehr gut! rechts.)

Meine Freunde in der Arbeitsgemeinschaftwerden
jedenfalls dem Herrn Landeshauptmann Dank wissen
und ihn mit Nachdruckunterstützen, ebenso wie den
Provinzialausschuß, wenn er in diesem Sinne an den
Abbau des Personalaufwandes nachdrücklichst heran¬
geht. (Zuruf von den Kommunisten: Heilige Rechte
der Beamten!)

Und noch eine weitere grundsätzlicheSparmaßnahme
möchten wir von dem Herrn Landeshauptmann uud
dem Provinzialausschuß erbitten. Der Haushaltsplan,
der hier zur Verabschiedungkommt, sieht sa ein Mazi-
mum von Ausgaben vor, die nach dem Willen des Pro-
vinziallandtages geleistet werden dürfen. Darüber
hinaus ist es die Pflicht und das eigene Recht des
Herrn Landeshauptmanns, fortlaufend darüber zu
wachen, ob auch für dieses vom Prouinziallandtag be¬
schlossene Ausgabenmaß die rechte Deckungvorhanden
oder mit einiger Sicherheit zu erwarten ist. Mangelt
es an diesen Voraussetzungen, kommt er zu der Ueber¬
zeugung, daß die vorgesehenen Einnahmen nicht
oder wahrscheinlich nicht eingehen werden, dann
müssen wir von der Provinzialverwaltung erwarten,
daß sie rechtzeitig alle in ihrer Macht stehenden Maß¬
nahmen trifft, um jede Nachtragsumlage und ,ede
erhöhte Belastung zu vermeiden. Wir haben es im
vergangenen Jahr in den rheinischenKommunen fast
ausnahmslos erlebt, daß unmittelbar nach Verabschie¬
dung der Haushaltspläne umfangreiche Kreditsperren
verhängt werden mußten, die sogar ein zweites und viel¬
fach noch ein drittes Mal wiederholt werden mußten.
Solche Maßnahmen erscheinenin diesem Notjahr un¬
erläßlich, auch in der rheinischen Provinzialverwal¬
tung, mag die Sperre nun zeitlich oder prozentual
ausgesprochen werden. Aus jeden Fall bitte ich den
Herrn Landeshauptmann, den Provinzialausschuß
rechtzeitig in Kenntnis zu setzen, wenn ein Minder¬
eingang an Einnahmen zu erwarten ist, um mit ihm
gemeinsamdie Kürzung der Ausgaben, soweit sie nicht
gesetzlichoder vertraglich feststehen,vorzunehmen.

Wir beantragen deshalb:
„Prouinziallandtag wolle beschließen: Mit Rück¬

sicht darauf, daß es fraglich ist, daß die im Etat ver¬
anschlagten Ginnahmen eingehen, erwartet der Pro¬
vinziallandtag, daß die Provinzialverwaltung mit
dem Provinzialausschuß eine Kürzung der Aus¬
gaben, die in ihrer Höhe nicht gesetzlich oder ver¬
traglich feststehen,vornimmt, um jedem Fehlbetrag
im Jahre 1931 durch den Rückgang der Einnahmen
vorzubeugen."

(Zuruf des Abgeordneten Dunder: Hier soll ein An¬
trag eingebrachtwerden, und bei der Stadt sagt Ihr:
Es ist nicht möglich! — Glocke des Vorsitzenden.)

Weiter bitten wir den Herrn Landeshauptmann,
nach Möglichkeitbesorgt zu sein, Ausgaben, die in den
ordentlichen Haushaltsplan gehören, nicht in den
außerordentlichen Haushaltsplan aufzunehmen und
damit auf den Anleiheweg zn verweisen. Angesichts
der Höhe der Schulden der öffentlichenKörperschaften
und Verwaltungen muß alles getan werden, was in
unseren Kräften steht, um die kommunale Umschul¬
dungsattion weiter durchzuführen und weitere Be¬
lastungen vom Anleihemarkt fernzuhalten. Es ist des¬
halb im vorliegenden Haushaltsplancutwurf nicht
richtig, einen Betrag von etwa 400 000 RM für den
Neubau der Taubstummenanstalt in Aachen in den
außerordentlichen Haushaltsplan einzustellen. Dieser
Betrag gehört nach Meinung meiner Freunde in das
Ordinarium.

Um aber das Ordinarium nicht zu hoch werden zu
lassen, schlägt die Arbeitsgemeinschaftauf Grund der
von Herrn Silverberg an Ort und Stelle vorgenom¬
menen Besichtigung vor, den Neubau zunächst auf ein
weiteres Jahr z« verschieben. Der Neubau ist gewiß
an sich wünschenswert, aber er ist nicht lebensnot¬
wendig. Es wird eine Weile auch noch so gehen. Ich
bitte Sie, hier zu bedeuten, daß manche Großstädte
des Westens in diesem Jahr überhaupt kein Gxtra-
Ordinarium aufzustellenmehr in der Lage waren und
daß im Ordinarnum die bittersten Lebensnotwendig¬
keiten gestrichen werden mußten, z. B. Volksschulneu¬
bauten oder Erneuerungen, obwohl infolge der Neu¬
bautätigkeit sich wesentliche Veränderungen in der
Bevölkerungsdichte der einzelnen Stadtteile ergeben
haben. Es ist deshalb auch in der Provinzialverwal¬
tung die Zeit gekommen, selbst an Lebensnot¬
wendigem Abstriche vorzunehmen. (Zuruf des Ab¬
geordneten Pilard: Das hätte Silverberg seinen In¬
dustriellen sagen sollen; das wäre besser gewesen!)

Abschließend möchte ich zum Ordinarium im Namen
meiner Freunde noch wünschen, daß die auffallend
große Zersplitterung bei den freiwilligen Leistungen
der Provinzialverwaltung in Bagatellbeträgen un¬
zweckmäßig erscheint. Wir bitten Sie, die hier zur
Ausschüttung bestimmten Beträge doch mehr nach
Hauptverwendungszweckenzusammenzufassenund ent¬
weder in einer Ginzelnachweisung als Anhang zu
führen oder evtl. zu diesen Hauptsammelposttionen
Einzelllnträge zu stellen.

In dem Haushaltsplan finden wir auf Seite 43
und Kapitel 48 Titel 13 für Lichtbildwesen95 000 NM
ausgesetzt. Es handelt sich um Kosten der Gemein¬
schaft des Lllndesjugendamtes und der amtlichen
Bildstelle in der Rheinprovinz sowie um Kosten zur
Erhaltung und Ergänzung des Filmbestandes. Meine
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Freunde haben den dringenden Wunsch, daß hier die
Verwendung der gewünschtenBeträge sich vollzieht
ohne irgendeine parteipolitische oder weltanschauliche
Ausnutzung des Films. (Sehr richtig! bei der Arbeits¬
gemeinschaft.)

Ich komme damit zum außerordentlichen Haus¬
haltsplan. IN Millionen RM sind bestimmt zur Er¬
höhung des Stammkapitals der Landesbant. Meine
Freunde sind sich darüber klar, daß die bisherige
Kapitaleinlage der Provinzialuerwaltung und der
rheinischen Sparkassen in keinem Verhältnis steht zu
den fremden Geldern und daß es an sich, rein bank¬
mäßig betrachtet, zweckmäßig ist, ein solches ver¬
nünftiges Verhältnis herzustellen. Bei der Landes¬
bant der Nheinprovinz kommt aber noch besonders für
deren Kreditwürdigkeit in Betracht, daß ja der Pro-
vinzialverband mit seiner ganzen Vermögensmacht
und seinem ganzen Einkommen hinter ihr steht. Dieses
Einkommen ist ja letzten Endes auch begründet in der
Umlagepflicht der Kreise. Deshalb ist Wohl anzu¬
nehmen, daß die Erhöhung des Stammkapitals nicht
so sehr vom Standpunkt der Notwendigkeit einer
Kreditvcrbesserung zu betrachten ist, sondern daß sie
mehr bilanzpolitische Ursachen hat. Wenn meine
Freunde zustimmen, so geschiehtes unter Berücksich¬
tigung der Tatsache, daß nach den Plänen der Ver¬
waltung durch die erhöhte Beteiligung der Verwal¬
tung eine stärkere Belastung des Anleihemarktes nicht
erfolgen soll. Die Arbeitsgemeinschaft setzt voraus,
daß für die Sparkassen, die zweite Gruppe der stillen
Teilhaber, soweit es von diesen beansprucht werden
sollte, ein ähnliches Entgegenkommen und eine ent¬
sprechende Regelung gezeigt wird; denn Sparkassen
und Landesbankhaben heute in erster Linie die Pflicht,
alle verfügbaren Mittel für die kommunale Umschul-
dungsattion bereitzustellen. (Sehr richtig! bei der
Arbeitsgemeinschaft.)

Ich komme damit zu der Bilanz der Landesbant
selbst und möchte im Namen der Arbeitsgemeinschaft
den Leitern, den Herren Generaldirektoren Bcl unt>
Vernegau sowie ihren Beamten und Angestellten nicht
unsere Anerkennung versagen für die erfolgreiche
Arbeit des vergangenen Jahres. Die Verwaltung hat
es verstanden — das ist ein großes Verdienst —, trotz
aller Krisenzeiten die Landesbank außerordentlich
liquid zu halten, wie die Bilanz es ausweist. Auch
hier handelt es sich um einen durchaus korrekt ge¬
führten und zielsicher geleiteten Sonderzweig der
rheinischen Provinzmlverwaltung. Ich will damit
nicht sagen, daß ich in allen Punkten die Zinssähe der
Landesbant immer wohltuend empfunden habe (Zu¬
ruf liuts: Wir auch nicht!) — aber persönlichkann ich
mich damit trösten, daß es ja eine ausgleichende Ge¬
rechtigkeit bei der Gewerbesteuer gibt. (Heiterkeit.)
Besondere Anerkennung gebührt auch der Landes¬
bant für das kommunale Kreditgeschäftund besonders
für die kommunale Umschuldungsaktion. Es ist sehr
zu bedauern, daß durch das rapide Anwachsen der
Fürsorgelastcn und durch den mangelnden Lastenaus-
gleich die Kommunen tatsächlich gezwungen gewesen
sind, weitere kurzfristige Schulden zur Abdeckung
laufender Verbindlichkeiten aus dem Wohlfahrts-
ewt einzugehen; andernfalls hätte sich die kommunale
Umschuldungsaktion viel stärker und durchgreifender
ausgewirkt. Der Herr Landeshauptmann hat gestern

noch mit einem gewissen Stolz an dieser Stelle darauf
hingewiesen, daß durch die Bereitstellung kurzfristiger
Überbrückungskredite der Pruvinzialuerband ja zu
seinem Teil dazu beitrage, die Lasten der Erwerbs¬
losigkeit in den Gemeinden zu lindern. Gewiß, die
rheinischenGemeinden werden diese bereitwillige Hilfe
der Landesbant begrüßt haben und werden sie noch in
Anspruch nehmen müssen. Aber wir müssen uns dar¬
über klar sein, daß es sich um eine höchst bedenkliche
Maßnahme handelt, wenn zur Bestreitung laufender,
vom Gesetz den Gemeinden vorgeschriebenerAusgaben
kurzfristige Kredite aufgenommen werden müssen, für
deren Abdeckunglaufende geordnete Einnahmen nicht
zur Verfügung stehen. (Sehr richtig! bei der Ar¬
beitsgemeinschaft.) Es widerstrebt allen Regeln einer
geordneten Finanzwirtschaft, mit kurzfristigen Kre¬
diten laufende Ausgaben zu bestreiten, soweit es sich
nicht um Kassenkredite handelt, also um vorschuß¬
weise zu leistende Ausgabe« für mit Sicherheit zu
erwartende Einnahmen im Ordinarium. Um solche
echten Kassenkreditehandelt es sich hier nicht, sondern
es handelt sich um eine Neuaufnahme von Schulden
im Ordinarium für Ausgaben, für die eine Deckung
einfach nicht vorhanden ist. Diese Verhältnisse, die
von dem Herrn Vorsitzenden des Provinziallandtages
mit einem harten und scharfen Wort zutreffend im
Deutschen Städtetag bezeichnetworden sind, sind den
verantwortlichen Aufsichtsbehörden nicht nur in
Preußen, sondern auch im Reichsfinanzministerium
und in der Reichsbankbekannt. Wie hat man gerade
an diesen beiden letzten Stellen in den vergangenen
Jahren über die Schulden der Kommunen gewettert!
Und hier sieht man einer unheimlich wachsenden kurz¬
fristigen Verschuldung im großen und ganzen taten¬
los zu. Hier müssen die Kommunen zur Selbsthilfe
greifen. Sie dürfen nicht unter gefahrdrohender An¬
spannung ihres eigenen Kredits die Versäumnisse von
Reich und Ländern überbrücken, denn sie gefährden
sich dadurch selbst und lassen die zur Hilfe Verpflich¬
teten in dem Glauben, man könne ruhig zuwarten,
man brauche nicht einzugreifen, den Kommunen ginge
es noch gar nicht so schlecht,man könne sie eine Weile
noch sich selbst überlassen.

Die Landesbant hat die Gefahr der kurzfristigen
Verschuldung der Kommunen stets richtig erkannt.
Es gebührt ihr die höchste Anerkennung dafür, daß
von 550 Millionen RM schwebender Schulden der
rheinischen Kommunen rund 200 Millionen RM in
etwa 1^ Jahren konsolidiert worden sind, und zwar
langfristige mit 100 Millionen, mittelfristige mit weit-
teren 100 Millionen. An dieser Stelle gebührt auch
ein Wort besonderer Anerkennung den rheinischen
Sparkassen, die, ohne ihre sonstigen Kreditaufgaben
zu beeinträchtigen, namentlich in der Fürsorge des
gewerblichenMittelstandes und in der Bereitstellung
von Hypothekar-Krediten, bis zu 50 Prozent des
Spareinlagen-Zuwachses an die Landesbant abgeführt
haben. Trotz des stark verminderten Zuflusses von
Ginlagen haben sie hier ihr Bestmöglichesgetan, um
der Landesbant die erforderlichen Mittel zur Aus¬
stellung lombardfähiger Schuldscheine zuzuführen.
Es wird eine vornehme Aufgabe der Landesbank sein,
dieses gute Verhältnis zu den rheinischen Sparkassen
und zu den rheinischenKommunen weiter zu Pflegen,
und sie wird es auch weiter als ihre vornehmste Auf-
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gäbe betrachten, in enger Verbundenheit mit den
rheinischen Sparkassen die Umschuldungsaktion ener¬
gisch durchzuführen. Vor einem muß sie sich hüten: sie
darf nicht die willfährige Kasse der Provinzialver¬
waltung sein. Die Provinzialverwaltung muß ihrer¬
seits bei der Inanspruchnahme der Landesbank immer
bedenken, daß sie nicht etwa wie die Städte über eigene
selbständige Einnahmen verfügt, sundern im wesent¬
lichen auf Dotation, Ueberweisungssteuern und Pro-
vinzialumlage angewiesen ist und deshalb in ihrer
Verschuldung haushalten muß.

Die bisherige Verschuldung der Provinz ist zwar
immerhin schon beträchtlich, aber nicht besorgnis¬
erregend. Die Arbeitsgemeinschaft bittet den Herrn
Landeshauptmann, in Zukunft einen besonderen
Haushaltsplan der Schuldenverwaltung aufzustellen,
in dem man getrennt aufführt die langfristigen, die
Mittel-langfristigenAnleihen, die kurzfristigen Kredite
mit Angabe der Zins- und Tilgungsbedingungen sowie
in besondererTabelle »den jeweiligenStant» des Kapital-
betrages.

Im außerordentlichen Haushaltsplan sind ferner
noch 5500 0U0 RM für den Straßenbau borgesehen.
Bereits im vorjährigen Haushaltsplan hatten wir zur
Bedingung gemacht, daß diese Arbeiten nur dann in
Angriff genommen werden sollten, wenn die Mittel
durch langfristige Anleihen beschafftwerden könnten.
(Zuruf des Abgeordneten Pikard: Und damit hinter¬
rücks abgewürgt!) — O nein! — An dieser Bedingung
müssen meine Freunde von der Arbeitsgemeinschaft
im Interesse einer geordneten Finanzwirtschaft fest¬
halten. Die Provinzialverwaltung muß versuchen,in
erster Linie die bei der Landesbank für sie verfügbar
werdenden Tilgungsdarlehen für den Wegebau zu ver¬
wenden. Ob im Einzelfall im Provinzialausschuß mittel-
lllngfristige Anleihen in Erwägung gezogen werden
können, hängt in erster Linie davon ab, inwieweit
etwa von vornherein die Landesbank die Verlänge¬
rung dieser Kredite bis zur endgültigen Tilgung, also
bis zu einem Zeitraum von etwa 10 bis höchstens 13)4
Jahren in Aussicht stellen kann. Soweit solche lang¬
fristigen Mittel oder die begründete Aussicht der Ver¬
längerung mittellangfristiger Kredite nicht zu er¬
halten sind, muß im Interesse der Vereinigung des
Anleihemarktes auf kurzfristige Schulden und infolge¬
dessen auch, genau so wie wir es in den Kommunen
tun, auf die Durchführung der dann eben nicht finan-
zierbaren Projekte verzichtet werden.

Im Namen der Landkreise bitte ich möglichstzu
bermeiden, daß Kreise, welche höhere Verzinsungen
und Abtragungen für bereits ausgebaute Straßen
aufbringen müssen, benachteiligt werden zugunsten von
Kreisen, welche neue Straßen erhalten sollen und noch
wenig selbst geleistet haben.

Zusammenfassendmöchte ich sowohl für das Ordi-
narium wie für das Gxtra-Ordinaiium nochmals
den Grundsatz aufstellen und den Herrn Landeshaupt¬
mann und seine Verwaltung dringend bitten, ihn mit
allem Nachdruck durchzuführen, daß im neuen Ge¬
schäftsjahr im ganzen Vereich des Provinzialver-
bandes die öffentlichen Lasten so gering wie irgend
möglich gehalten werden. Wir bitten noch einmal,
bedenken zu wollen, daß die Ueberbürdung mit Er-
werbslosenlllsten schon jetzt ernste Zahlungsschwierig¬

keiten bei fast allen rheinischenKommunen verursachen
und daß diese Zahlungsschwierigkeiten,wenn nicht in
allernächster Zeit durchgreifende Hilfe von Reich und
Ländern kommt, sich zu Zahlungsunfähigkeiten an¬
wachsen müssen (Sehr wahr! bei der Arbeitsgemein¬
schaft), und daß solche Zahlungsunfähigkeiten sich auch
bei der Provinzialverwaltung in der Provinzialum-
Illge auswirken werden. Es muß mit allem Ernst
hier betont werden, daß auch dem Provinzialverband
auf dem Umweg über die Kommunen aus der Er¬
werbslosigkeit eine ernste Gefahr für den Haushalts¬
plan erwächst. Durch die gegenwärtige Verteilung der
Erwerbslosenlllsten ist es dahin gekommen, daß an
Stelle der ursprünglichen Pflicht der Kommunen, für
die arbeitsunfähigen Bedürftigen, für die Grwerbs-
beschränkten, im Falle der Bedürftigkeit zu sorgen,
die Pflicht getreten ist, auch die Voll-Arbeitsunfähigen
dauernd zu unterhalten. Nur das Reich ist kurzfristig
belastet. Die Länder haben sich ganz herausgehalten,
die Provinz ist auch noch einigermaßen verschont,und
die Gemeinden tragen das bittere Ende. Das ist eine
völlige Verkennung der Verhältnisse und zugleichauch
der Nachweis, daß der iu normalen Zeiten mögliche
Versicherungsschutz gegen Arbeitslosigkeit in einer
Weltwirtschaftskrisis, in einer Krise von diesem Aus¬
maß völlig unmöglich ist. An dieser Stelle kann im
Interesse des Prouinzialverbandes nur die dringende
Bitte an Reich und Länder und an die beteiligten
Parlamente ausgesprochen werden, durchgreifend und
rasch zu helfen, ehe die gefahrdrohenden Zustande zur
Katastrophe führen.

ZumSchluß noch einige turzeBemerkungcn: DerHerr
Landeshauptmann ist gestern ausführlich auf Angriffe
in der Presse eingegangen und hat sie richtiggestellt.
Herr Landeshauptmann, wer könnte dafür mehr Mit¬
gefühl haben als gerade ich! (Heiterkeit.) Aber Sie
nehmen es mir ja nicht übel; ich glaube, diese Angriffe
sind Ihnen noch viel neuer als mir. Ich habe in der
Beziehung mir im Laufe der Jahre notgetrungen schon
ein viel dickeres Fell anschaffen müssen. Aber Sie
haben vollständig recht, wenn Sie in einer Zeit, in
welcher die Not so groß ist, daß sie zu einer starken
Voreingenommenheit gegen die öffentlicheHand tnt¬
sächlich führt, vor den Gefahren warnen, die in der
von Ihnen gerügten Art und Weise der Kritik be¬
gründet sind. Letzten Endes, meine Herren von der
Presse, können Sie hier nur selbst helfen. Ich habe
gelegentlich des 25jährigen Jubelfestes des Vereins
Düsseldorfer Presse an dieser Stelle ausgeführt, daß
der Mann am Schreibtisch den Richter in sich selbst
trägt in seiner noblen Gesinnung. Eine solche unge¬
heure Macht, wie sie heute der Presse gegeben ist
(Zuruf von den Kommunisten: Die schwindeln doch
meistens alle), verpflichtet auch in ganz besonderem
Maße bei der Kritik. (Zustimmung.)

Weiter habe ich einen Antrag der Arbeitsgemein¬
schaft zur Geschäftsordnung anzukündigen, der besagt,
daß, wenn Anträge gestellt werden, welche die Bereit¬
stellung neuer Mittel erfordern, sie auch Deckungs¬
vorschlägeenthalten müssen, die gesetzlich möglich und
Praktisch durchführbar sind. (Zuruf des Abgeordneten
Dunder: Das ist aus dem Düsseldorfer Archiv mit¬
gebracht!) — Zwischen unseren beiden Auffassungen
bestehen gewisse Unterschiede, das brauchen Sie mir
aber gar nicht zu versichern. (Heiterkeit.)
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Meine Damen und Herren! Der Herr Vorredner
hat von der Notwendigkeit gesprochen,einen Zuschuß
zu einer neu zu errichtenden staatlichen Vildungs-
anstalt zu leisten. Sie alle wissen, daß nicht nur die
Preußische Regierung in dieser Zeit die Gemeinden
anhält, die Schulfreauenzen ganz wesentlich herauf¬
zusetzen, daß Sparerlasse mit einschneidendenAus¬
gabenbeschränkungen auf dem gesamten Gebiet der
Volksschule, der mittleren, der höheren Schule und der
Berufsschule erlasse» werden, daß eine große Anzahl
von Junglehrern auf die Straße gesetzt werden
müssen. Es scheint uns in der Arbeitsgemeinschaft
widersinnig, wenn man in demselben Augenblick, in
welchem man bestehende Anstalten wesentlich ein¬
schränkt und abbaut, gleich wieder, und wenn es nur
50 0M RM sind, vom Staat zur Verfügung stellen
will für die Einrichtung neuer Anstalten. (Zustim¬
mung rechts.) Wir müssen also bei diesem Antrag
in eine ernsthafte Prüfung eintreten, ob er jetzt und
in diesem Umfang am Platz ist.

Meine Damen und Herren! Während des 77. Pro-
vinziallandtages hat der Sprecher der Arbeitsgemein¬
schaft, Herr Abgeordneter Vielhaber, darauf hinge¬
wiesen, daß es eine Ehrenpflicht der Rheinprovinz sei,
dafür zu sorgen, daß der Ehrenbreitstcin erhalten
bleibt als Denkmal einer großen vaterländischen Ver¬
gangenheit. Nach uns gewordenen Mitteilungen tritt
ein immer weiterer Verfall der Gebüulichkeiten ein.
Ich möchte deshalb unsere vorjährigen Wünsche an
dieser Stelle erneut betonen und die Provinzinl-
verwaltung bitten, helfend einzuspringen, soweit es
ihr möglich ist. (Zurufe von den Kommunisten.)

Die rheinischen Komunalverwaltungen, meine
Damen und Herren, stehen vor wahrhaft großen und
schweren Aufgaben. Ob wir sie meistern werden? Den
festen Willen hierzu lassen Sie uns heute bekunden
durch einmütiges Zusammenarbeiten im Rheinischen
Provinzallandtag. (Lebhafter Beifall und Hände¬
klatschen bei der Arbeitsgemeinschaft.)

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Das Wort
hat der Herr Abgeordnete Kurth.

Abgeordneter Kurth: Meine Damen und Herren!
Der vor uns liegende Etat für 1931 ist ein Not¬
haushaltsplan, der sich aus nmncherlei Zwangs¬
läufigkeiten ergibt. Auch wir begrüßen es, daß die
äußere Gestaltung dieses Etats eine Form gewonnen
hat, die es jedem Abgeordneten ohne Mühe ermöglicht,
einen umfassendenBlick in die kommunalen Aufgaben
der Provinz zu gewinnen. Dieser jetzt eingeführte
Einheitshaushaltsplan für die preußischen Provinzen
soll andererseits zu Vergleichsmöglichteitenmit den
übrigen Kommunalverbänden Gelegenheit geben.

Nicht die gleiche Genugtuung kommt uns allerdings
auf, wenn wir den Haushaltsplan nach der inhaltlichen
Seite betrachten. Wohin man schaut: die Not der
Zeit leuchtet durch. Sparen, Abbau, Einschränkung,
Ausgaben ohne Einnahmen, aufgetürmte Zahlenbilder,
die die nächste Zeit schon wieder über den Haufen
werfen kann! Unsere heutige wirtschaftliche Lage
fordert von den verantwortungsbewußten Kommunal¬
politikern: Sanierung der finanziellen und kommunal¬
wirtschaftlichenVerhältnisse. Wir werden daher inner¬
halb der Gesamtivorlagedieses Haushaltsplanes unsere
Berbesserungsvorschläge zu machen haben, uns im

übrigen aber in der Linie des Entwurfs halten, an
dem unsere Vertreter im Provinzialausschuß mit¬
gewirkt haben.

Daß wir natürlich einem solchen Haushaltsplan mit
gemischten Gefühlen gegenüberstehen, meine Damen
und Herren, braucht nicht besonders betont zu werden.
Wir haben diesen Haushaltsplan nicht zu verteidigen,
sind aber offen genug, zu erklären, daß die Verhältnisse
eine andere Lösung sehr schwieriggestalten. Wir be¬
dauern außerordentlich, daß auch im Etat für Volts¬
fürsorge und Jugendpflege erhebliche Abstriche gemacht
werden mußten. (Sehr wahr! bei den Sozialdemo-
traten.) Wir sagen ganz deutlich von dieser Stelle
aus, daß jeder Versuch, woher er auch kommen möge,
die sozialen und kulturellen Belange innerhalb des
Provinzialetats noch mehr zu schmälern, unseren ent¬
schlossenen Widerstand finden wird. (Bravo! bei den
Sozialdemotraten. — Zuruf des Abgeordneten Renner:
„Noch mehr" ist gut!) Wir sind einsichtiggenug, zu
erkennen, daß in der jetzigen Lage, wo es vorab gilt,
5 Millionen arbeitslose Menschen am Leben zu er¬
halten, die eine oder andere Aufgabe, wenn nicht ein¬
gestellt, so doch eingeschränkt werden muß. Unsere
Stellungnahme kann nicht diktiert sein von politischen
Agitationsbedürfnissen. (Zuruf von den Kommunisten:
Ach nein!) Das überlassen wir den Parteien, deren
Existenz steht und fällt mit einer solchen politischen
Denkweise (Zuruf des Abgeordneten Dunder: Das war
einmal! Siehe Begründung der Sozialdemokratie!) und
deren Existenz gegründet ist auf einer in der heutigen
Zeit geborenen Verzweiflungsstimmung der Volks¬
massen.

Die wesentlichste Forderung dieses Haushaltsplanes
lautet: Keine Erhöhung der Umlage!

Wir alle, meine Damen und Herren, die wir zu¬
meist draußen in der kommunalenPraxis stehen, Haupt¬
oder ehrenamtlich, wir alle kennen die kommunale Lage
unserer Städte, Kreise und Gemeinden. Daher wissen
wir, daß eine erhöhte Umlage im jetzigen Augenblick
nicht aufzubringen sein würbe. Man hätte aber in
früherer, besserer Zeit in der Provinz und auch in
diesem Hause unserer steten Forderung Rechnung
tragen sollen, durch eine Erhöhung der Umlagen die
Schulden der Provinz zu mildern. (Sehr gut! bei den
Sozialdemokraten.) Maßnahmen, die heute getroffen
werden müssen,, um den Ausgleich zwischen Einnahmen
und Ausgaben zu finden, sind rein zwangsläufiger
Natur.

Meine Damen uud Herren! Stellen wir den vor
uns liegenden Haushaltsplan als eine zwangsläufige
Tatsache fest, so dürfen wir ooch nicht an der Beant¬
wortung der Frage vorbeigehen: Welche Ursachen
führten zu der heutigen Lage? Schwere wirtschaftliche
Erschütterungen mit ihren sozialen Folgen Prägen sich
den gesamten Verhältnissen von heute auf. Der wirt¬
schaftliche Zusammenbruch einer ehemals in gesunder
Lebensexistenz stehenden Mittelschicht und das Ab¬
stoßen dieses Voltsteils in das Heer der arbeitslosen
Proletarier hat ohne Zweifel in Deutschlandeine starte
soziale Umschichtung herbeigeführt. Ein Heer von fast
5 Millionen berufslosen Frauen und Männern, meine
Damen und Herren, wahrhaftig eine furchtbare Bilanz!

In diesem Zustand aber liegt das Schicksaleines
ganzen Volkes. Und doch wissen wir, daß dieser Zu-
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stand lediglich die Folge eines durch den Krieg noch
beschleunigten Zusammenbruches des heutigen Wirt¬
schaftssystems bedeutet, (Abgeordneter Hoffmann: Sehr
richtig!) Leider aber sehen noch so viele hiervon be¬
troffene Volksgenossen nicht die großen Ursachen¬
gruppen, die diese Nage schufen. Wenn wir aber
die Ursache erkennen, dann müssen iwir auch zu
der Gewißheit kommen, daß es nicht allein Schick¬
sal ist, daß diese 5 Millionen Volksgenossen zur
Arbeitslosigkeit verdammt, daß es nicht etwa die Aus¬
lese zwischen dem Tüchtigen und dem Untüchtigen be¬
deutet, die ihn in diese Lage verseht hat, sondern daß
es lediglich auf die Planlosigkeit des gegenwärtigen
Wirtschaftssystems zurückzuführen ist. <Sehr richtig!
bei den Sozialdemokraten.) Die 20 Millionen arbeits¬
losen Menschen auf dem Weltarbeitsmartt sind die
Opfer dieses Systems. (Sehr wahr! bei den Sozial¬
demokraten.) Nicht nur 11 Millionen Menschen er¬
werbslos in Europa, sondern auch im Lande des
Reichtums, der Technik, des Hochkapitalismus: in
Amerika (Zuruf des Abgeordneten Dunder: Das ist
doch Euer Paradies gewesen! Das sollte doch nach
Deutschland eingeführt werden!) fast 10 Millionen
Menschenarbeitslos auf der Straße! Gewiß trifft die
heutige Krise des Wirtschaftssystemsunser Land, das
dazu noch den Krieg verloren hat, ganz besonders
schwer. Aber wollen wir nicht bedenken, daß auch ein
Land wie England 2>i Millionen Arbeitslose zählt,
Italien über eine halbe Million, Polen über ^ Mil¬
lion, trotzdem diese Länder doch Hunderttausende er-
werbstätige und erwerbsfähige Männer unter den
Waffen haben? UiU> ich frage: Ist etwa Rußland ver¬
schont geblieben von dieser Störung zwischen Waren¬
herstellung und Warenabsatz? (Unruhe bei den Kom¬
munisten.) In einer letzten Zusammenstellung über
die russischen Arbeitsloseuverhältnissemußte man fest¬
stellen, daß allein in dem großen Moskauer Bezirk
über LOaom Menschen erwerbslos sind. (Hört, hört!
bei den Sozialdemokraten. — Widerspruch bei den
Kommunisten) Und wir glauben sagen zu können,daß
wahrscheinlich bei den sehr schlecht durchgeführten
sozialen Maßnahmen in Rußland die größte Zahl der
wirtlich Erwerbslosen gar nicht festgestellt werden
kann. (Sehr gut! bei den Sozialdemokraten. — Zuruf
des Abgeordneten Renner: Daß Sie nicht selbst darüber
lachen müssen, wundert mich!)

Der Rationalisierungsteufel, das ewige Auf und Ab
der Wirtschaft, das man landläufig „Konjunktur"
nennt, hat die Mechanisierung der Arbeit gefordert und
die menschlich lebendige Arbeitskraft ersetzt durch die
tote Maschine. (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Ihr
seid doch dafür gewesen!) Einfach und logisch diese
Ursache und Folge! Und doch laufen gewiss« Leute
heute in unserem Lande umher und glauben behaupten
zu sollen, daß an diesem Zustand ein anderer Schul¬
diger zu suchen sei, nämlich der Marxismus. Mit
diesem Irruf ließen sich allerdings an jenem 14. Sep¬
tember taufende und aber taufende Voltsgenossen der
enterbten und entwurzelten Mittelschichten,die sich in
besseren Zeiten allerdings niemals um Politik ge¬
kümmert hatten, zu einer Wahlentscheidungleiten, an
deren Folgen das deutsche Volt heute doppelt und
dreifach zu leiden hat. (Sehr wahr! bei den Sozial¬
demokraten.) So will es aber dieses System, das in
diesen Politisch ungeschulten und seelisch zermürbten

Menschennur das Werkzeug seiner eigenen Pläne er¬
blickt. Aus dieser wohlüberlegten Absicht heraus wurde
dann eine Bewegung geschaffen, die sich National¬
sozialismus nennt, eine Bewegung, die angibt, den
Kapitalismus bekämpfen zu wollen (Zuruf des Ab¬
geordneten Renner: Genau wie bei Euch!), die aber
in Wirklichkeitgezeugt wurde von dem Kapitalismus
als Vater und einer Mutter, die politischerUnverstand
heißt. (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.) Vor
diesem politischen Wirrwarr steht heute das deutsche
Volk, und in dieser Stuude erwächst der Arbeiterschaft
eine große Aufgabe. Im Ringen um das Dasein des
jungen Volksstaates (Zuruf des Abgeordneten Nohl:
Ihr leidet ja schon an Altersschwäche!),im Kampf um
Recht in Staat und Wirtschaft, um Freiheit und Demo¬
kratie hat diese faschistische Welle wohl die bürgerlichen
Parteien überfluten können, aber an dem Bollwerk der
organisierten Arbeiterschaftwird diese Schlammflut ab¬
prallen. (Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.)

Meine Damen und Herren! Es entsteht in dieser
schweren Stunde des Volkes die Frage: Darf Pessimis¬
mus das deutsche Volk niederdrücken? Wir beant¬
worten diese Frage mit einem absoluten und ehrlichen
Nein. Das deutfche Volt wird den Glauben an
sich selbst nicht verlieren, Vertrauen auf uns
selbst, das ist die Vorbedingung eines neuen
Aufstiegs und einer neuen Geltung in der Welt.
(Zuruf des Ungeordneten Nohl: Ihr sprecht Euch
selber Mut zu, weil Ihr bange werdet!) Nicht
mit neuen Kriegs- und Haßgesängen (Zuruf des Ab¬
geordneten Renner: Aber mit neuen Panzerkreuzern!
— Antwort von den Sozialdemokraten: Endlich hast
Du ein Stichwort gefunden!) können wir unser An¬
sehen unter den Völkern verbessern. (Glocke des Vor¬
sitzenden.)

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Herr Ab¬
geordneter Renner, ich muß Sie doch nun dringend
ersuchen, sich etwas maßvoller hier zu bewegen.(Zuruf
des Abgeordneten Renner: Ich habe nur geschrien:
Der neue Panzerkreuzer!)

Abgeordneter Kurth (fortfahrend): Ich bin ja
vorläufig nicht beim Panzerkreuzer, sondern erst bei
der Munition für den Panzerkreuzer. (Sehr richtig!
bei den Sozialdemokraten. — Zuruf des Abgeordneten
Verlach: Wieviel Panzerkreuzer fahren denn in Ruß¬
land?) Darum sollte fich auch das deutsche Volt, das
noch mitten in den furchtbaren Kriegssolgen steckt, da¬
gegen auflehnen, in eine neue Kriegspsychosehinein¬
getrieben zu werden. Darum lehnen wir auch den
Antrag der ausgezogenen Nationalsozialisten ab, die
dem rheinischen Volt statt Brot und Arbeit Gasmasken
liefern wollen. (Sehr richtig! bei den Sozialdemo¬
kraten.) Das rheinische Volk — und das sei Don dieser
Stelle und auch von uns einmal offen gesagt — hat
den Kriegsmilitarismus noch bis in die jüngste Zeit
zu spüren gehabt. Fremde Besatzung hat kaum den
rheinischen Boden verlassen. Dieses rheinische Volk
bedankt sich, die glücklich errungene Freiheit durch ein
neues Zwiug-Uri ersetzen zu lassen. (Sehr gut! bei
den Sozialdemokraten. — Zuruf des Abgeordneten
Nohl: Deshalb schützt Grzefinskiden Stahlhelm!) Das
rheinischeVolt und in ihm besonders die rheinische
Arbeiterschafthat oft genug bewiesen(Zuruf des Ab¬
geordneten Nohl: daß sie mit der SPD. nichts zu
tun haben will!), was man dem Volk und dem Lande
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in gegebener Stunde schuldigist. (Sehr gut! bei den
Sozillldcmokraten.) Dazu bedarf es nicht der Lehre
dieser Pseudo-Patrioten, d. h. jener Leute, die im
Reichstag davonlaufen, wenn es gilt, Verantwortung
zu tragen und Lasten zu übernehmen.

In der Stunde, da unser rheinisches Land frei ist
von fremder Militärmacht, grüßen auch wir unsere
Volksgenossen an Rhein und Mosel, hoffend, daß bald
auch die letzten Zeugen dieses Krieges von der Saar
verschwinden. (Zuruf des Abgeordneten Dunder:
Reuer Bürgerkrieg!) Statt neuer Kriege wollen Wir
Frieden und Verständigung unter den Völkern. (Zu¬
stimmung bei den Sozialdemokraten. — Zuruf der
Abgeordneten Fräulein Keller: Mit Panzerkreuzern!
— Antwort des Abgeordneten Verlach: Mit russischen
Großkampfschiffen!) In dieser Stunde, meine Damen
und Herreu, gedenken wir in tiefer Verehrung und
Trauer unseres toten Führers, des Reichskanzlers
Hermann Müller. Mit »der rheinischenBefreiung .wird
der Name Hermann Müller auf ewig verbunden
bleiben. (Zuruf der Abgeordneten Fräulein Keller:
Mit den Panzerkreuzern!) Wir können uns nur
dem anschlichen, was Reichskanzler Dr. Briiniug
gestern schrieb:

„Dann aber war es ihm auch vergönnt, die große
Stunde der Befreiung der Rheinlande zu erleben,
die nicht zuletzt der Erfolg seiner Regierungsarbeit
gewesen ist."

(Zuruf des Abgeordneten Dunder: Wenn ein Prolet
stirbt, sagt Ihr aber nichts!) Meine Damen und
Herren! Wir hätten es äußerst angenehm empfunden,
wenn gestern von dieser Stelle aus vielleicht durch den
Herrn Oberpräsidenten oder üurch den Präsidenten dieses
Hauses bei Berührung der Frage der Rheinland¬
befreiung auch der Verdienste des toten Reichskanzlers
gedacht worden wäre. (Zustimmung bei den Sozial¬
demokraten.) Wir gedenken in gleicher Verehrung
der verstorbenen Staatsmänner Gbert, Stresemann,
Rathenau und Grzberger, die ihr Leben gaben im
Kampf um die deutsche Freiheit. (Zuruf des Zugeord¬
neten Nohl: Wo bleiben die erschossenen Arbeiter von
Düsseldorf, die noch auf der Totenbahre liegen? —
Antwort der Abgeordneten Frau Becker: Das sind
Eure Opfer!)

Meine Damen und Herren! Das Problem, das
unsere ganze innere Lage heute beherrschtund mit dem
auch jeder Haushaltsplan, ob in Staat, Provinz oder
Gemeinde, steht und sällt, heißt: Lösung der Arbeits¬
losenfrage. (Sehr richtig! bei den Sozialdemo¬
kraten.) In diesem Zusammenhang ein Wort
gerade von dieser Stelle! Wir befinden uns
inmitten des gewaltigen WestdeutschenIndustrie¬
gebietes,wo die Gegensätze zwischen Kapital und Arbeit,
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer hart im
Raume stoßen. Und hier sei im Namen der gesamten
freigewerkschaftlichen Arbeiterschafterklärt: Sollten die
Herren Arbeitgeber glauben, die Arbeiter ließen sich
die hart errungenen Rechte der Tarifgesehgebung, der
Lohn- und SOiedsgerichtsbarteit kampflos wieder
nehmen, dann unterliegen sie einer gewaltigen
Täuschung. (Sehr richtig! bei den Sozialdemotraten.
— Zuruf des Abgeordneten Nohl: Wenn die meinen,
daß Ihr Ihnen weh tun wollt, dann irren sie sich!)
Wir kennen und verfolgen die Bestrebungen in diesem
Kampf und sagen der Arbeiterschaft, ob sozialistisch,

ob christlich, ob liberal (Zuruf des Abgeordneten
Nohl: Oder faschistisch!): Mit diesen Grundrechten
steht und fällt die wirtschaftlicheFreiheit, steht und
fällt das Recht auf soziale Gestaltung der Lebens¬
verhältnisse der gesamten Arbeiterschaft. (Lebhafte Zu¬
stimmung bei den Sozialdemokraten,) Diese Arbeiter¬
schaft, zusammengeschlossenin ihren Organisationen,
kämpft um ihren berechtigten Platz an der Sonne,
kämpft um Brot und Existenzfür ihre Familie. (Bravo!
bei den Sozialdemotraten. — Zuruf des Abgeordneten
Nohl: Ihr kämpft um Eure Posten durch Lohnrauh!
— Antwort des Abgeordneten Gerlach: Kämpft Ihr
einmal um ein bißchen Geist!) Schuldlos und ver¬
bittert stehen Millionen arbeitslose Menschen in ihrer
verzweifelten Lage. Wer wagt, diesen Aermsten nun
auch den Anspruchauf das Mindeste zum Leben zu ver¬
wehren? Will man das etwa Materialismus nennen?
Was soll daher eine Sprache, wie sie die schwevtapita-
listische „Bergwerkszeitung" führt, die in letzter Zeit
in einem Artikel folgende interessante Ausführungen
machte:

„Die materialistische Ginstellung beraubte die
Armen und Schwachen ihres inneren seelischen
Haltes. Die Welt ist unvollkommenund wird es auf
unabsehbare Zeit auch bleiben. Der Schöpfer hat
es so gewollt. Da kommt die christliche Lehre und
spendet Trost für das, was der Arme an irdischen
Gütern entbehren muß. Mein Reich ist nicht von
dieser Welt. Selig sind die Armen im Geiste.
(Zuruf des Abgeordneten Pikard.) Aber das Glüc!
des Menschen hängt allein von den inneren Dingen
ab. (Zuruf des Abgeordneten Dunder: Das sagen
die Freunde Ihrer Koalition, die Iesuitenpaters. —
Antwort des Abgeordneten Gerlach: Nein, das sind
die Leute, die Sie nach Rußland geholt und mit
Sekt und Kaviar gefüttert haben!) Wäre es nicht
ali der Zeit, daß diese unvergänglichen Wahrheiten
dem deutschenVolk wieder stärker zum Bewußtsein
gebrachtwürden?"
Meine Damen und Herren! Diesen modernen

Bibelforschern von der „Bergwerkszeitung" müßte man
dann allerdings auch ein anderes Bibelwort in Er¬
innerung rufen, das da heißt: „Gehe hin, verkaufe
alles, was Du hast, uud gib es deu Armen. Dann wirst
Du Deinen Schah im Himmelreichhaben." (Sehr rich¬
tig! bei >den Sozialdemotraten. — Zuruf des Abgeord¬
neten Dunder: Ihr kommt ja nicht ins Himmelreich!
— Zuruf des Abgeordneten Nenner: Gin gläubiger
Sozialist scheinen Sie zu sein! — Antwort des Abge¬
ordneten Gerlach: Renner, da hast du wieder nicht
aufgepaßt.)

Die sozialdemokratische Arbeiterpartei hat im Reichs¬
tag ihre Vorschläge zur Lösung des Arbeitslosenpro¬
blems gemacht,die, wenn auch nicht eine vollkommene
Beseitigung der Arbeitslosigkeit, so doch eine wesent¬
lich fühlbare Erleichterung mit sich bringen können.
Wir fordern vor allem die Verkürzung der Arbeitszeit
— auch innerhalb der Provinzialbetriebe (Zuruf des
Abgeordneten Nohl: Ohne Lohnausgleich!) und bitten
den Herrn Landeshauptmann, mit allem Ernst an die
Prüfung dieser Frage heranzugehen. !Wir fordern die
Verlängerung der Schulzeit um ein Jahr, eine Forde¬
rung, gegen die sich die Wirtschaft mit allen Mitteln
wehrt. Wir fordern die Ausschaltung der sogenannten
Doppelverdiener. (Hört, hört! links.) Wir fordern
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endlich eine durchgreifendePreissenkung. Wir fordern
aber auch — und das sei den Landwirten gesagt —
endlich einmal eine Lösung der Frage der ausländischen
Landarbeiter. (Sehr richtig! links.) Wir fordern eine
verstärkte ilaUdwirtschaftlicheBodenverbesserung, und
wir fordern ebenso Förderung des Wohnungsbaues
und Schaffung produktiver Avbeit durch Reich, Staat
und Gemeinde. (Zuruf,des Abgeordneten Nohl: Ihr
fordert, aber Ihr baut Panzerkreuzer!)

Meine Damen und Herren! Außerordentlich inter¬
essant ist es ja nun, zu dieser sehr gewichtigen Frage
einmal die Auffassuug der Landwirtschaftskammer zu
hören, die in dem uns allen zugesandten Jahresbericht
unter der Rubrik „Sozialpolitik und Arbeitsrecht"
folgendes wörtlich schreibt:

„Die heutige einseitige Schematisierung in der
Nrdeitslosenfürsorge ist in erster Linie auf das Be¬
streden der Gewertschaftspolitikzurückzuführen,unter
allen Umständen die bisher erreichte Lohnhöhe zu
halten. Dem Grundsatz der Steigerung des Verant¬
wortungsbewußtseins, daß der einzelne Arbeitslose
oder Wohlfahrtsempfänger um jeden Preis, also
auch unter Verzicht und Preisgabe etwaiger ge¬
werkschaftlicher Grundsähe Arbeit bekommt, muß im
neuen System Rechnung getragen werden,"

Eine solche Denkweise des Freiherrn von Lüninck
ist uns ja nicht unbekannt. (Zuruf des Abgeordneten
Pilard: Dafür heißt er Lüninck!)

Inmitten der Notlage des Arbeitsuolkes nimmt die
Iugcndfruge, die Not der arbeitslosen und be¬
rufslosen Jugend, ein besonderes Kapitel ein. Die
Provinzialverwaltung will gemeinsam mit Staat und
Gemeinde dieser Not zu steuern versuchen. Wir ver¬
treten allerdings die Auffassung, daß die hierfür im
Provinzlialetat vorgesehenen Mittel nicht ausreichen,
und haben deshalb einen Antrag eingereicht, die
Position um 100 0N0 RM zu erhöhen unter Schaffung
des Ausgleichs innerhalb des Etats für Wolksbildung.

Meine Damen und Herren! Wenn bei der jetzigen
Wirtschaftslage nun der Ruf ertönt, daß nur durch
ein verständnisvolles Zusammenarbeiten zwischenAr¬
beitgeber und Arbeitnehmer eine Lösung gefunden
werden könne (Ironischer Zuruf des Abgeordneten
Nohl: Dann sind wir dazu bereit!), so sei gesagt, daß
die organisierte und geschulte Arbeiterschaft nicht zum
erstenmal den Beweis zu erbringen braucht, daß sie
Notwendigkeiten und Möglichkeiten voneinander zu
unterscheiden >weiß (Sehr gut! bei den Sozial¬
demokraten), daß sie immer wieder das Wohl
des Ganzen und nicht des einzelnen vor Augen
hat, also auch das Wohl des ganzen Volkes.
(Zuruf von den Kommunisten: Das erzählt
ieder Gewerkschaftssekretär!) Wir sagen zu dieser
Frage eindeutig und klar: Die Wirtschaftsweisewird
umgestaltet werden müssen, wenn Wirtschaft und Volk
nicht vollends zugrunde gehen sollen. (Sehr richtig!
bei den Sozialdemokraten.) Die Herren Großtapita-
listen sollen aber auch endlich wissen, daß mit schäbigen
Politischen Mitteln — und dazu rechnen wir die Sub¬
ventionierung einer gewissen Bewegung, die berufen
sein soll, die deutschenArbeiterorganisationen zu zer¬
trümmern — der Arbeiterschaft nicht bcizukommenist.
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten,) Wenn auch
der Ihnen bekannte Kommerzienrat Röchling vor

einigen Tagen in einem Artikel in der „Kölnischen
Zeitung" glaubt sagen zu sollen, daß diese Finanzie¬
rung der Nationalsozialisten Wohl kaum allgemein aus
Wirtschaftskreisen komme (Zuruf des Abgeordneten
Riegel: Die ist auch überflüssig! Die Gewerkschaften
machen das besser und billiger!), so darf doch einmal
gefragt werden: Woher haben denn eigentlich diese
Hitler und Konsorten ihre riesigen Gelder? Wovon
baut denn eigentlich dieser Herr Hitler in München
einen Palast, der in seiner Ausgestaltung nur noch
erinnert an den Größenwahn eines bekannten Bahern-
künigs. (Zuruf rechts: Was hat das mit dem Haus¬
haltsplan zu tun?) — Das hat insoweit etwas mit
dem Haushaltsplan zu tun, als ich versuche, über die
nacktenZahlen des Haushaltsplanes hinweg Ursachen
und Folgen aufzuzeigen. Wir sind gewohnt, nicht nur
in echt krämerischemGeist in nackten Zahlen herum¬
zuarbeiten, sondern wir gehen den Dingen nach bis
auf den Grund, (Zuruf rechts: Bis zu Hitler nach
München!) Jawohl, auch bis zu Hitler nach
München. (Zuruf von den Kommunisten: Bis zu
Hilferding!)

Meine Damen und Herren! Gin anderer Volksteil,
der über Notlage klagt, ist die Landwirtschaft.
Landwirtschaftsfragen sind in diesem Hause alljährlich
behandelt worden. Die Sozialdemotratie hat oft
genug ihr Verständnis erklärt zu der schwierigenLage
auch der Landwirtschaft, namentlich aber der kleinen
Bauern. (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Siehe Ost-
Hilfe!) Der diesjährige Haushaltsplan beweist, daß
man gesonnen ist, der Landwirtschaft im Rahmen des
Möglichen weiter zu helfen. Die eingesetztenAus¬
gaben übersteigensogar noch die Zahlen der Vorjahre.
Man vergleiche demgegenüberdie übrigen Einzeletats!
Wesentlich erhöht ist die Position zur Unterstützung
der Grünlandwtrtschaft. Darf man daraus Wohl auf die
Erkenntnis der rheinischen Landwirtschaft schließen,
daß man durch eine Umstellung in der Produktion
eine Besserung zu erzielen hofft? Kein Geringerer
als gerade der auch Ihnen bekannte landwirtschaftliche
Führer Professor Dr. Kestner spricht das in einem
kürzlich erschienenen Artikel der „Weserzeitung" klar
und deutlich aus, wenn er schreibt:

„Die wirtsame Hilfe für die Landwirte würde
darin bestehen, ihnen eine Umstellung von Getreide¬
bau und Kartoffeln auf Viehzucht, auf Geflügel,
Eier, Obst und Gemüse zu ermöglichen. (Zuruf des
Abgeordneten Nohl: Die SPD. wird fett bei der
Geschichte!) Macht man den Getreidebau künstlich
rentabel, so schiebt man die Umstellung hinaus und
verschlimmert die ganze Lage."

(Zuruf des Abgeordneten Renner: Das haben Sie
wohl von Hirtsieser!)

Zeigt nicht das mustergültige Vorgehen vereinzelter
holländischer Gemüsebauern in der Kölner Tiefebene
am besten, was auf dem Gebiete noch zu schaffen ist?
Die Absatzfrage und ihre Regelung ist immer noch
ungelöst. (Sehr richtig! rechts.) Die Preisspanne
zwischen Produktionspreis und Konsumentenpreis ist
immer noch zu hoch. (Abgeordneter Gerlach: Sehr
richtig!) Darunter leidet Produzent und Konsument,
also der Landwirt und in erster Linie die notleidende
Arbeiterschaft. Es fehlt in der Absatzregelung immer
noch der großzügige organisatorische Gedanke. Man
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entschuldigt sich allerdings damit, daß die Landwirte
im allgemeinen gegenüber Neuerungen zu stark kon¬
servativ eingestelltseien. Infolge der schlechten Absatz¬
regelungen kommt es zu sehr hohen Preissteigerungen
auf dem Wege vom Erzeuger zum Verbraucher. Wir
stellen fest, daß z. B. in mancher Großstadt selbst
im Sommer das Frischgemüse noch immer teurer ist
als Konserven. Wir erheben immer wieder die Forde¬
rung: Selbsthilfe der Landwirtschaft in bezug auf
Umstellung in der Produktion und bessere Absatzrege-
lung. (Sehr gut! bei den Sozialdemotraten,) Man
rufe doch nun nicht immer wieder nach Zöllen, die
doch nur vorübergehend helfen können (Sehr wahr!
bei den Sozialdemokraten), durch die aber höchstens
noch die Ausfuhr unserer Industrieprodutte behindert
werden kann. (Sehr richtig! bei den Sozialdemoikraten.)
Ist aber damit etwa der Volkswirtschaftgedient? Wird
damit etwa das Arbeitsproblem hier im Westen
gelöst? (Zuruf des Abgeordneten Niegel: Sie stimmen
doch allen Hungerzöllen zu! Wer stützt Schiele?)
Man lasse doch ebenso die Hoffnung, daß durch stete
Subventionen den Landwirten allein geholfen werden
könne. (Zuruf von den Kommunisten: Dabei waren
Sie für die Osthilfe!) Vielleicht kann man damit die
unrentablen und verschuldeten Riesengüter im Osten
auf die Beine bringen. Ich sage ausdrücklich: Viel¬
leicht und stimme dem Herrn Landeshauptmann zu,
als er gestern sagte:

Was ist wertvoller, daß man hier im Westen
große Kommunen zusammenbrechen läßt oder daß
man dieses oder jenes Riesengut im Osten auf die
Beine bringt?

Jedenfalls steht fest — und das entnehme ich einer
Denkschrift der Deutschen Rentenbant-Kreditansialt,
die den Nachweis führt —, daß die Lage der Ver¬
schuldung der landwirtschaftlichenKlein- und Mittel¬
betriebe besonders im Westen Deutschlands günstiger
ist als diejenige der Großbetriebe. (Zuruf rechts:
Warum?) — Darauf kommen wir ja noch. — Und in
einer Schrift der Preußischen Zentral-Genossenschafts-
kllsse wird gesagt, daß einige Großbetriebe allerdings
durch eine vernünftige Umstellung wieder Reinerträge
herauswirtschaften könnten. Ebenso steht fest, daß ins¬
gesamt die EintommensverMtnisse der Landwirtschaft
sich in den letzten beiden Jahren tatsächlich gehoben
haben. Wenn nun aber durch Reichsnotverordnung
der Landwirtschaft neue Steuererleichterungen zu den
bisherigen Vergünstigungen gebracht werden, dann
sollte man diese Hilfsmaßnahmen von Reich und Staat
doch endlich einmal in landwirtschaftlichenKreisen an¬
erkennen und einsehen. (Abgeordneter Pikard: Sehr
gut!) Tatsacheist jedoch, daß seit 1924 nahezu 5 Mil¬
liarden NM aus den Mitteln der Allgemeinheit in
die Landwirtschaft hineingestecktworden sind. (Ab¬
geordneter Gerlach: Hört, hört! - Zuruf rechts: Und
woher kommt die Schuld?) Und trotzdem Kampf
gegen den heutigen Staat (Sehr richtig! rechts), trotz¬
dem gerade im agrarischen Osten unter den Landwirten
Nationalsozialismus bis auf die Knochen! Trotzdem
rebelliert man gegen die dnrch Notverordnung ge¬
schaffeneneue Einheitssteuer der Landwirtschaft und
bezeichnetsie als eine noch stärkere Belastung für die
Landwirte. Es scheint, daß immer noch das Wort
gelten soll: Hat der Bauer Geld, hat's die ganze Welt.
(Abgeordneter Dr. Stein: Sehr richtig!) Ja, sehr

richtig! Dem halte ich aber auch das andere Wort
entgegen: Hat der Arbeiter teins, hat der Landwirt
auch nichts. (Abgeordneter Heuser: Auch richtig!)

Meine Damen und Herren! Das ewige Geschrei:
Herunter mit deu Löhnen und Gehältern, das Herr
Oberbürgermeister Lehr aus Düsseldorf so wunderbar
anstimmen konnte, hilft weder die Ginnahmen der
kleinen Gewerbetreibenden erhöhen noch die der Land¬
wirtschaft. Die Landwirtschaft ist nur mit 3 Prozent
an dem Gesamtlluftommen der Einkommensteuer be¬
teiligt. (Zuruf rechts: Weil sie nur 16 Pfennig die
Stunde verdienen!) Die Untersuchungen des Sta¬
tistischen Reichsamtes beweisen,daß z. B. die Steuer¬
erleichterungen der Gewerbetreibenden gegenüber der
Landwirtschaft um nahezu 50 Prozent höher liegen.
(Abgeordneter Gerlach: Hört, hört!) Auch die Be¬
lastung mit Reichssteuernbetrug iu den Agrargemein-
den im Reichsdurchschnittbeim reinen Landwirt nur
117.50 RM uud beim Gewerbetreibenden z. B.
246,10 RM.

Meine Damen und Herren! Warum hebe ich das
alles so hervor? Warum reden wir Sozialdemotraten
gerade in diesem Augenblickso eingehend über diese
landwirtschaftlichen Belange? Weil wir eben die
Meinung vertreten, daß die Landwirtschaft kein Recht
hat, solche politischen Wege zu gehen, wie sie das
in ihren Kreisen zu tun beliebt. Die Landwirt¬
schaft hat kein Recht, weder das System Brüning
anzugreifen noch das Shstem Braun zu verdammen.
(Oho-Nuse rechts.) — Gerade Preußen hat unter dem
Shstem Braun für die Landwirtschaft mehr getan als
je ein Shstem vorher. (Sehr richtig! bei den Sozial¬
demokratin.— Zuruf rechts: Da lachen ja die Hühner!)

Nehmen Sie, meine Damen und Herren, ein anderes
Kapitel, da wir gerade von der Landwirtschaft sprechen.
Wie sie geklagt haben in landwirtschafWchenKreisen
über zu teures Geld und über Wucherzinsen! Wie
liegen denn nun die Dinge? Reichskanzler Brüning,
der Ihnen, den Landwirten von der Zentrumspartei
doch wahrscheinlichsehr nahesteht, hat gelegentlich —
und nun bitte ich Sie, meine Herren von der rechten
Seite, doch einmal acht zu geben — Reichstanzier
Vrüning hat gelegentlich seiner Ostmarkenreise auch
bie Frage der übertriebenen Zinsen geprüft und be¬
antwortet. (Zuruf des Abgeordneten Zimmer: Des¬
halb habt Ihr mit faulen Eiern geworfen!) — Auf
Euren Quatsch kann ich doch schließlich nicht mehr
reagieren! (Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) —
Brüning forderte — und das zitiere ich wörtlich —
„eine Herabsetzung der Zinsspanne für das Geld, das
aus öffentlichen Mitteln in die landwirtschaftlichen
Genossenschafts-und Kreditkassen fließt, die es zu
mäßigen Zinssätzen empfangen, dann aber zu direkten
Wucherzinsenan die Geldsucherweitergeben." (Hört,
hört! bei den Sozialdemokraten.) Auch der Präsident
der Pommerschen Nandwiitschaftskammer, Herr von
FIcmming-Paatzig, stellt das in einem Artikel der
„Deutschen Tageszeitung" vom 19. Januar 1931 fest,
indem er sagt:

„Die Zinssätze,die von den Landwirten gefordert
werden, im Verhältnis zu den Zinssätzen, die von
den kreditgebendenStellen berechnet werden, sind
viel zu hoch."

Er sieht den Grund darin, daß in den letzten Jahren
die landwirtschaftlichen Warengenossenschaftensich zu



78. RheinischerProvinziallandtag, 3. Sitzung am 24. März 1931. 41

stark an Geldgeschäften«beteiligt haben. Dadurch aber
sind diese Kassen in einen Konkurrenzkampfzu unseren
öffentlichen Sparkassen getreten. Wie stark dieser
Uebelstand der Heranbildung und Vermehrung dieser
landwirtschaftlichenKredittassengediehen ist mögen Sie
daraus ersehen, daß allein seit 1920 in Preußen rund
6000 solcher landwirtschaftlicher Darlehnskassen und
Sparkassen gegründet worden sind. Aber der Beweis
der Planlosigkeit ist darin zu erblicken, daß unter¬
dessen auch rund 1900 dieser Kassen wieder eingehen
mußten. (Hört, hört! links.) ReichskanzlerBrüning
-^ nun bitte ich Sie noch einmal acht zu geben —
sagte auf dieser Ostpreußenreisein einer landwirtschaft¬
lichen Konferenz in Lyck wörtlich (Zuruf rechts: Wir
sind hier im Westen!), daß Gelder, die vom Reich an
die Zentralinstitute zu einem Zinssah von 5 Prozent
gegeben wurden, von den landwirtschaftlichenKredit¬
genossenschaftenin den Provinzen nur gegen Zinsen
zu 14 Prozent an die Landwirte weitergegebenworden
sind. (Hört, hört! bei den Sozialdemokraten.) In
Pommern sind tatsächlich von solchen landwirtschaft¬
lichen Kreditkassen insgesamt bis 18 Prozent von den
kleinen Landwirten gefordert worden. (Hört, hört! bei
den Sozialdemotraten.) Wir gehen diesmal mit Herrn
ReichskanzlerBrüning einen Weg. wenn (Zuruf des
Abgeordneten Heuser: Tun Sie das doch immer!) wir
im wahrsten Sinne des Wortes Brechung 'der Zins¬
knechtschaft fordern, und zwar bei den nationalsozia¬
listischen Landwirten des Ostens. Abgeordneter Hoff¬
mann: Sehr richtig!)

Meine Damen und Herren! Eine Frage, die ja in
diesem Hause von fast allen Rednern berührt worden
ist ist die Frage des neuen Osthilfeplanes, Sie wissen,
daß allein rund 1 Milliarde RM in einem Techs-
Jahres-Plan dem landwirtschaftlichenOsten zur Ver¬
fügung gestellt wird. Von einem sogenannten West-
hilfeplan — das ist von verschiedenenHerren betont
Worden — hört man allerdings nichts. Diese 1 Mil¬
liarde RM soll zu einem großen Teil, und zwar mit
560 Millionen RM vom industriellen Westen auf¬
gebracht werden. Nun darf man etwa nicht glauben,
daß das eine brüderlicheHilfe des westdeutschen Schwer¬
kapitals gegenüber den Gesinnungsgenossendes Ostens
bedeutet. Nein, diese Leute sind viel zu sehr kauf¬
männisch eingestellt. Sie verlangen, daß das Reich
und der Staat diese 560 Millionen mit 5 Prozent zu
verzinsen haben. Was sagt nun zu dieser großen Hilfe
die Großlandwirtschaft im Osten? Sie lehnt ab, hält
die Hilfe für völlig ungenügend. Sie wollen vom
Brüning-Tystem keine Hilfe und laufen im Reichstag
davon, wenn es gilt, die landwirtschaftlichenInteressen
zu vertreten. (Abgeordneter Heuser: Leider!) Im
./Westdeutschen Beobachter" — und dieser ..Westdeutsche
Beobachter" hat in an dem Kladderadatsch nur ein
Interesse — las ich dieser Tage, daß einige Ostpreußen-
lreise beschlossen hätten, und zwar die Landwirtschaft
dieser Kreise, in Anbetracht dieser angeblich mangel¬
haften Hilfe seitens der Reichsregierung eine Früh¬
jahrsbestellung in diesem Jahr nicht vorzunehmen.
(Hört, hört! bei den Sozialdemotraten.)

Meine Damen und Herren! Man kommt bei Be¬
trachtung all dieser Dinge zu der Auffassung, daß die
Großagrarier des Ostens in Wirklichkeit von dem
heutigen Regierungssystem keine Hilfe haben wollen.
(Zuruf des Abgeordneten Heuser: Sie können doch

nicht nach den Mitteilungen des .Westdeutschen Be¬
obachters" urteilen. — Weiterer Zuruf rechts: Wir
sind doch hier im Westen!) — Ich zitiere ja nur, und
zwar eine Mitteilung aus dem Osten. Ich bin schon
der Auffassung, daß diese Großagrarier des Ostens im
Augenblick politische Interessen vor ihre wirtschaftlichen
stellen. (Zuruf des Abgeordneten Renner: Trotzdem
waren Sie für die 1 Milliarde!) Man ruft eben nach
Herrn Hitler! Herr Hitler soll ihre Frage dann
M!prozcntig lösen. Leider — und das möchte ich
meinem hochverehrtenHerrn Kollegen Heuser sagen —
stimmt in diese Aktion auch ein sehr bekannter rhei¬
nischer Bauernführer ein, der in der „Westdeutschen
Vlluernzcitung" vom 17. Februar 19N folgendes zu
schreibenwagte:

„Sollen wirklich, wie Dr. Brüning anscheinend
annimmt, genau die gleichenKräfte und genau die
gleichenGruppen, die in den letzten 10 Jahren alle
diese Fehler gemacht haben, nämlich die «wirtschaft¬
lichen Machtgruppen der Gewerkschaften und der
Ausfuhrindustrie nnd der sonstigen nicht boden¬
ständigen Bevölkerung oder, politisch gesprochen, die
Links- und Mittelparteien von der DeutschenVolks¬
partei über Zentrum bis zu den Sozialdemokratcn,
sollen wirklich ausgerechnet diese gleichen Gruppen
befähigt und berufen sein, jetzt die Fehler, für die
sie verantwortlich sind, wieder gut zu machen und
für die Zukunft eine ihrer bisherigen Haltung ent¬
gegengesetztevernünftige und gesunde Politik ge¬
währleisten?"

Und der das schreibt, ist der eben schon genannte Frei¬
herr von Lüninck (Hört, hört! bei den Sozialdemo¬
traten). der für diese Anmaßung schon von der „Köl¬
nischen Zeitung" die treffende Antwort bekam, als
dieses Blatt ihm erwiderte:

„Gs muß zunächst als eine Anmaßung sonder¬
gleichenanmuten, wenn Herr von Lüninck, der per¬
sönlich leinen Grund und Boden sein eigen nennt

(Hört, hört! bei den Sozialdemotraten),
sich trotzdem aber als rheinischer Bauernführer der
Öffentlichkeit vorstellt, wenn dieser Herr von
Lüninck von Dingen redet, für die er nicht die ge¬
ringste Sachkenntnis mitbringt."

(Sehr richtig! bei den Sozialdemotraten.) Und ich
Möchte hinzufügen: Der Arbeiterschaft Bodenständig -
keit, das bedeutet im tieferen Sinne HcimatgefüU,
abzusprechen, ist ein Stück jener Großschnäuzigkeit,
wie wir sie höchstens noch beim alten Ianuschauer
besser gewohnt sind. (Zustimmung bei den Sozial¬
demokraten.)

Meine Damen nnd Herren! Die Frage, die heute
im Vordergrund steht, auch für die Gemeinden, für
die Kreise, auch für den Staat, ist die: Wie
gelingt es uns, das Erwerbslosenproblem zu
lösen? Die Städte und Gemeinden sind am Gnde
ihrer Kräfte. Die Lastenvertcilung in der Versorgung
der Wohlfahrtserwerbslosen muß durch Reichsgeseh
neu geregelt werden. (Zuruf des Abgeordneten
Dunder: Mit dem Gummiknüppel!) Der diesbezüg¬
liche Antrag Breitscheidt und Genossenvom Dezember
vorigen Jahres ist von den deutschen Landkreisen,
allerdings nicht so sehr vom Deutschen Städtetag unter¬
stützt worden. Und man darf hoffen, daß die Reichs¬
regierung baldigst darangeht, um diese Frage einer
Endlüsung zuzuführen. (Abgeordneter Hoffmaun:
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Sehr schnell!) Wir werden diesem Hause eine ent¬
sprechende Resolution vorlegen, und es darf erwartet
werden, daß die Parteien, die sich so warmherzig fiir
die komumnalen Belange einsetzen,dieser sozialdemo¬
kratischenResolution ihre Zustimmung geben.

Daneben aber erwächst den Gemeindeverbänden und
auch den Gemeinden gerade in der jetzigen Zeit die
Aufgabe, in das Wirtschaftsleben einzugreifen nicht
nur durch Straßen- und Wohnungsbau, sondern auch
durch Vertehrswerbung und durch Schaffung von pro^
duktiven Betrieben, wodurch den Arbeitslosen Arbeit
und Brot gegeben werden kann. (Abgeordneter Hoff-
Mllnn: Sehr richtig!) Wir begrüßen es daher, wahr¬
scheinlich im Gegensatz zu den Herren von der Arbeits¬
gemeinschaft,daß die Provinzialverwaltung trotz der
Widerstände, die wahrscheinlichin den nächstenTagen
verstärkt in diesem Hause auftreten werden, in den
außerordentlichen Etat Mittel für Hoch- und Tief¬
bau-Arbeiten eingesetzthat. Daß diese Mittel nur
innerhalb des außerordentlichen Etats, b. h. im
Woge der Anleihen aufgebracht werden können,
ergibt sich ja allein schon aus der Lage des ordent¬
lichen Haushaltsplanes. Kategorisch erklärt nun die
Provinzialverwaltung: Entweder Deckung durch An¬
leihe oder Unterlassung dieser Arbeit! Die Möglich¬
keit, die letztere Frage zu beantworten, will man dann
dem Provinziallandtag überlassen. Die Stellungnahme
der sozinldemotratischenFraktion kann in keiner Weise
zweifelhaft sein.

In diesem Zusammenhang aber haben wir der Pro¬
vinzialverwaltung folgendes vorzutragen: Mit dem
Sitz in Köln haben sich die Firmen, die sich mit dem
Bau von Tcer-Makadam-Ttraßen beschäftigten,zu der
sogenannten Strabag zusammengeschlossen. Die an¬
geschlossenen Firmen sind unter Androhung einer Kon¬
ventionalstrafe von 20 am RM verpflichtet (Zuruf des
Abgeordneten Dunder: Das ist eine Spitzbubengesell -
fchaft!), bei Preisangeboten nur Verbandspreise zu
berechnen.(Hört, hört! links.) Auf diese Weise werden
ganz selbstverständlichkünstlich die Preise auch gegen¬
über der auftraggebenden Provinzialverwaltung in die
Höhe getrieben werden müssen. (Sehr richtig! links.)
Wir fragen den Herrn Landeshauptmann, ob ihm
diese Vorgänge bekannt sind und was er zu tun ge¬
denkt, um die Provinz vor einer Benachteiligung und
einer Uebervorteilung auf Kosten der steuerzahlenden
Bürger zu schützen? (Zuruf links: Ausplünderung ist
das!)

Vine lobhaft umstrittene Frage auch innerhalb der
Provinz ist die Herabsetzung der Verwaltungs-
kosten Persönlicher und sachlicher Art. Wir ent¬
nehmen dem Bericht des Herrn Landeshauptmanns,
daß allein durch Einsparung und Kürzung von Ge¬
hältern und Löhnen eine Summe von 928 NW RM er¬
zielt werden soll. In einer recht zweifelhaften Presse,
die gestern von dem Herrn Landeshauptmann noch
nicht zur Genüge gekennzeichnetwurde, erscheinen in
der jüngsten Zeit die bekannten Angriffe gegen die
Verwaltung und die Beamten der Provinz, Gs wird
nun in dieser Presse so dargetan, als ob auch die
Tozialdemokratie infolge ihrer starken Vertretung
innerhalb dieses Beamtcnkörpers an den sogenannten
Mißstäuden schuldigsei. Darauf sei doch einmal ganz
klar gesagt, daß die Sozialdemokratie innerhalb der
Provinzialverwaltung in einer Stärke vertreten ist, die

absolut nicht ihrer Bedeutung und ihrer Größe ent¬
spricht. (Zuruf des Abgeordneten Lessenich:Gott sei
Dank!) Man kann doch nicht von einer starken Ver¬
tretung im Beamtenkörper sprechen, wenn tatsächlich
nnter 100 Oberbeamten ganz und gar 3 Sozialdemo-
Iraten sich befinden. (Hört, hört! bei den Sozialdemo-
traten. — Zurufe von den Kommunisten. — Zuruf des
Abgeordneten Lessenich:Deshalb ist auch keine Kor¬
ruption da! — Unruhe.) Im übrigen aber kennen
wir diese typische Beamtenhetze,die nicht nur aus dem
Lager der Nationalsozialisten heraus kommt, sondern
auch aus dem Lager der Freunde, die sich in enger
Tuchfühlung mit den Nationalsozialisten befinben.
(Sehr richtig! bei den Sozialdemolraten.) Niemals
verschließenwir uns hier in diesem Hause sachlichen
und ernsthaften Vorschlägen. Wir find auch die letzten,
die etwa der Meinung sind, daß innerhalb des Ver¬
waltungsetats dieser Provinz nicht noch mancherlei zu
sparen sei. Die Sozialdemokratie ist stets ein Gegner
der Niesengehälter gewesen. Wir haben immer ihren
Abbau gefordert, ebenso den Abbau der hohen Pen¬
sionen, und gegenüber den kleineren Beamten eine
soziale Staffelung der Gehaltssenkung. (Zuruf des
Abgeordneten Dunder: Früher, aber heute nicht mehr!)

Wir fordern aber auch ebenso eine Herabsetzungder
Mammutgehlliter, die heute noch in der Industrie ge¬
zahlt werden. (Sehr gut! links.) Man werfe doch keine
Steine auf die Beamten in den Spitzen der Kommuuen,
da sie ein angeblich zu hohes Gehalt beziehen, Menn
allein der Generaldirektor des Siemens-Konzerns ein
jährliches Ginkommen von 800 000 RM hat. (Hört,
hört! links.) Sein Direktor von dem gleichen Konzern
geht mit 350 000 RM nach Hause. (Hört, hört! links.)
Der Generaldirektor des Ruhr-Montan-Trusts bezieht
ein Gehalt von jährlich 400 000 RM. (Erneute Hört,
Hört-Rufe links.) Und das sind gerade die Kreise, die
glauben, heute gegen die angeblich zu hohen Gehälter
in Reich, Staat und Gemeinde vorgehen zu sollen.
Dabei ist es gerade die Industrie gewesen, die Schritt¬
macher dieser angeblich zu hohen Bezahlung in Reich,
Staat und Gemeinde gewesen ist, weil die Industrie
die besten Beamten aus der Kommunalverwaltung
hrrausgelotst hat, unter Versprechung solcher Riesen¬
gehälter. (Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.)

Meine Damen und Herren! Wir lehnen es ab,
daß berechtigteFordernngen bezüglich Regulierung der
Veamtengehälter mit einer allgemeinen Beamtenhetze
verquickt werden. Wir unterlassen es nicht, den Be¬
amten, Angestellten und Arbeitern der Provinz von
dieser Stelle aus unseren Dank zu sagen.

Meine Damen und Herren! Außerordentlich
schmerzvollberühren uns die Sparmaßnahmen beim
LandcsjugeNdamt. Nicht weniger als 25 Prozent
Abstriche bei der Gesundheits- und Erholungs-
fürsorgc für Kinder Nichwersicherter! 10 Prozent Ab¬
striche bei der Iugend-Gesnndheitspfloge, fast 17 Pro¬
zent Abstriche bei den Zuschüssen für Iugendpflege-
organisationen und 40 000 RM weniger für allgemeine
Jugendpflege! Ob gerade die Ersparnisse auf diesen
Gebieten den richtigen Weg darstellen, um Haushalts¬
pläne auszugleichen, wagen wir zu bezweifeln. (Ab¬
geordneter Hoffmann: Sehr richtig!) Leider steht
heute unsere Jugend, und vor allem unsere schul¬
entlasseneJugend, in einer entsetzlichen wirtschaftlichen
und beruflichen Lage. Schon an der Wiege empfängt
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das Kind des armen Volles statt Licht und Sonne, Not
und Entbehrung. In düsteren Stuben wachsen sie auf.
(Zuruf des AbgeordnetenRiegel: Ihr lehnt dieKinder-
sveisung ab!) Die Arbeitslosigkeit des Vaters ist ein
früher Wegweiser eines eigenen kommendenSchicksals,
(Zuruf von den Kommunisten,) Sollen wir etwa unsere
Jugend wieder in überfüllten Klassen, in nervöser Hast
Und Drängen erziehen? (Zuruf des Abgeordneten
Nenner: Das will aber Severing, eine Erhöhung der
Klllssenfreguenz!)Steht heut nicht das junge Menschen¬
kind am Ende seiner Schulzeit hoffnungslos vor einem
Nichts? Berufsausbildung ohne Beruf! Beruf ohne
Arbeit! Ein Leben ohne Inhalt und Lebensfreude!
(Zurufe von den Kommunisten. — Glocke des Vor¬
sitzenden.) Zu dem materiellen Elend die seelischeZer¬
rüttung! Braucht man sich da zn wundern, daß diese
jungen Menschen ohne Halt und Stütze einer Be¬
legung nachjagen, die ihnen in krankhaften Phan¬
tastereien ein besseresLos verspricht?

Meine Damen und Herren! Wir Sozialdemokraten
sind entschlossen, den Abbau der sozialen Fürsorge und
auch der Jugendpflege nicht bis zum Weißbluten zu¬
zulassen.(Abgeordneter Hoffmann: Sehr richtig!) Wir
lehnen uns dagegen auf, wenn man glaubt, heute die
amtliche Wohlfahrtspflege wieder auf das Gebiet
der freiwilligen Wohlfahrtspflege abdrücken zn
können. Wir sprechen aus, daß der Unterstützungs¬
berechtigte ein Recht auf seine Unterstützung hat
(Sehr richtig bei den Sozialdemokraten) und daß er
es nicht nötig hat, in einem sozialen Staat, bettelnd
von Haus zu Haus zu gehen. (Sehr richtig! bei den
Sozialdemokraten. — Zurufe von den Kommunisten.)
Wir lehnen nns deshalb dagegen auf, wenn heute der
eine oder andere Oberbürgermeister voreilig dazu
übergeht und glaubt, die Zeit sei gekommen, die Richt¬
sätze herabzusehen. (Zuruf des Abgeordneten Renner:
Das will ja Severing mit seinem letzten Gesetz!) Wir
sagen diesen Herren: Hier handelt es sich um ein
wohlerworbenes Recht (Sehr richtig! bei hen Sozial¬
demokraten), um das gleiche wohlerworbene Recht,
auf das sich diese Herren Beamten so oft stützen, wenn
es sich um einen geringen Abzug ihres Gehaltes
handelt. (Zuruf des Abgeordneten Dunder: Fragt
Mal, was sie in Frankfurt machen!) Es ist das das
gleiche wohlerworbene Recht, das bei diesen Beamten
bei dem Gehalt beginnt und bei den Zuschüssen aus der
Prouinzial-Feuerversicherungsanstalt aufhört. (Sehr
gut! bei den Sozialdemokraten.)

Meine Damen und Herren! Wir sind entschlossen,
diese gefährdete Jugend einer Bewegung und Ginflüssen
zu entreißen, die geradezu verwildernd auf sie ein¬
wirken. Wir sagen auch: Sparen auf Kosten der
Jugend muß sich einmal bitter rächen. (Sehr richtig!
bei den Sozialdemokraten.)

Meine Damen und Herren! Steht das deutsche
Volk erneut an einem Wendepunkt seiner Geschichte?
Eine im Krieg untergegangene Macht hält den Zeit-
Punkt für günstig, das Ruder in Deutschland wieder
zu ergreifen. (Zuruf des Abgeordneten Dunder: Ihr
fördert sie ja!) Man soll sich nicht täuschen! Genuß
ist die junge deutsche Republik in einer Zeit geboren,
da unserem Land und Volk Untergang drohte. Gewiß
muß diese Republik ihre Iugendjahre in hartem
Ringen durchleben (Zuruf des Abgeordneten Dunder:
Verschwindenmuß sie und durch eine sozialistischeerseht

werden!) und ebenso gewiß, daß dieser Volksstaar nicht
von heute auf morgen dem Volte neuen Wohlstand
und neues Glück geben kann. (Zurufe von den Kom¬
munisten. — Glocke des Vorsitzenden,)

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Herr Ab¬
geordneter Renner, ich rufe Sie zur Ordnung. (Zuruf
des Abgeordneten Dunder: Renner hat ja gar nichts
gesagt!) Die Sache ist erledigt. (Zuruf des Abgeord¬
neten Renner: Wie können Sie mich zur Ordnung
rufen? — Glocke des Vorsitzenden.) Herr Abgeordneter
Mnner, ich rufe Sie zum zweitenmal zur Ordnung
nnd mache Sie auf die Folgen aufmerksam.

Abgeordneter Kurth (fortfahrend): Ebenso ist
gewiß, daß dieser Vulksstnnt nicht von heute auf
morgen neuen Wohlstand und neues Glück schaffen
kann. Dafür sind die Lasten zu groß, die auf
unserer Generation ruhen. Aber des möge man
sicher sein, daß ,die Republikaner entschlossen sind,
diesen Staat nicht auszuliefern an eine Horde von
Phantasten und Pathologen. Die republikanischeBe¬
völkerung steht in Abwehr gegen alle Feinde dieses
Volksstaates, gegen alle Feinde Her Demokratie, aber
auch im entschlossenen Angriff gegen jeden, der
es wagen sollte, das Nanner dieses Voltsstaates
herunterzureißen. (Zuruf des Abgeordneten Renner:
Ihr habt ja Schupo!)

Wir wollen aus diesem Wirtschaftselend heraus!
Wir wollen aus dieser entsetzlichenVolksnot heraus,
koste es, was es woll«! Wir wollen der nachkommenden
Generation ein besseres Los bereiten helfen! Wir
wollen Recht und Freiheit in Staat und Wirtschaft!
Wir wollen das Dichterwort wahr machen: Gin
freies Volk auf freiem Grunde! (Bravo! und Hände¬
klatschen bei den Sozialdemokraten.)

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Meine
Damen und Herren! Ich werde darauf aufmerksam
gemacht,daß der Herr Abgeordnete Lessenich während
der Rede des Herrn Abgeordneten Kurth, als dieser
darauf hinwies, daß bei der Provinz drei Sozialdemo¬
kraten sich als Oberbeamte befänden, den Zuruf ge¬
macht habe: „Deshalb gibt's auch keine Korruption!"
(Zuruf des Abgeordneten Lessenich: Nichtig, das habe
ich gesagt! — Erregte Zurufe von den Sozialdemo¬
kraten: Unerhört! Flegel!) — Ich bitte um Ruhe. —
Ich rufe den Abgeordneten Lessenich für diesen Zuruf
zur Ordnung.

Das Wort hat jetzt der Herr Abgeordnete Riegel.
Abgeordneter Riegel: Ich halte es für not¬

wendig, eingangs meiner Ausführungen einige Worte
zu verlieren über den „Auszug der Juden aus
Aegppten", wie wir ihn heute morgen hier erlebt
haben. Wir sind der Ueberzeugung, daß es sich bei
diesem Vorgehen der Nazis um ein wohlorganisiertes
Manöver gehandelt hat (Sehr richtig! links), wie es
die Nazis auch im Reichstag durchgeführt haben, um
jeder Auseinandersetzungüber die hier auf der Tages¬
ordnung stehenden Fragen aus dem Wege zu gehen
(Sehr gut! links), um jede Stellungnahme zu den den
Etat berührenden Fragen abzulehnen und so draußen
ihren Nrbeiterbetrug noch besser durchführen zn
können, als es bisher der Fall gewesen ist. Alle von
den Nazis gestellten Anträge, sei es im Reich, in den
Landesparlamenten oder auch hier, dienen ja keinem
anderen Zweck, als die Interessen der Großbourgeoisie,
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des großindustriellen Kapitals zu schützen. Es ist sehr
bezeichnend, daß der einzige Antrag, den die Nazis im
Reichstag im Interesse der Erwerbslosen gestellt
haben, nämlich der Antrag, daß ihre Diäten den Er¬
werbslosen zur Verfügung gestellt werden sollten,
überhaupt niemals zur Durchführung gelangt ist.
(Unruhe. — Glocke des Vorsitzenden.)

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Ich bitte
um Ruhe.

Abgeordneter Riegel (fortfahrend): Es ist fest¬
gestellt worden, daß die Nazis bei ihrem Auszug aus
dem Reichstag vorsorglich die Diäten bereits in
Empfang genommen hatten und auch schon für den
nächsten kommenden Monat. Auch hier erklärte der
Abgeordnete Ley auf einen Zuruf, daß er auf seine
Diäten verzichte,während setzt aber festgestellt werden
muß . . . (Unruhe. — Zuruf von den Kommunisten:
Herr Präsident, hören Sie denn nichts?) — es spricht
ein Kommunist, und dann hört der Herr Präsident
anscheinendsehr wenig, (Glocke des Vorsitzenden.)—

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Ich bitte
um Ruhe, damit der Herr Redner zu verstehen ist.
(Unruhe. — Glocke des Vorsitzenden.)

Abgeordneter Riegel (fortfahrend): . . . während
jetzt aber festgestellt werden muh, daß der Abgeordnete
Leh pünktlich für zwei Tage Diäten an der Kasse in
Empfang genommen hat. (Hürt-Hört-Rufe und Lachen
links.) Es ist ferner sehr bezeichnend,daß bis heute
und nur als Gast der Abgeordnete Herr Terboven aus
Essen hier anwesend war, dem bereits zweimal öffent¬
lich in der Presse ein Sittlichteitsverbrcchen an einem
15jährigen Mädchen vorgeworfen wurde. Das ist
kennzeichnendfür die Nazis, die sich sonst bei jeder
Gelegenheit als die Retter der deutschenKultur auf¬
zuspielen wagen. (Hört, hört! links.)

Ich komme nun zu den Ausführungen, die der
Herr Landeshauptmann Horion gestern hier gemacht
hat. Ich muß bewundern, daß er angesichts der vor¬
liegenden Tatsachen und des Voranschlages zum Etat
noch den Mut aufgebracht hat, von in Aussicht stehen¬
der Besserung zu roden, während es seine Pflicht ge¬
wesen wäre, das, was in seinen Ausführungen lag, auch
offen anszusprechen, nämlich die Bankrott-Erklärung
des von ihm vertretenen Shstems. Diesen Bankrott
sehen wir im Reich, in den Ländern, in den Provinzen
wie auch in den Gemeinden. Abbau! Sparen! Das
ist die einzige Parole, die aufgestellt Werden kann.
Abstriche immer dort, wo es sich darum handelt, daß
die notleidenden Werktätigen Kreise Hilfe erhalten
sollen! Der Etat, der uns vorliegt, ist aufgestellt im
Interesse jener Kreise, die heute noch in der Rhein¬
provinz das Heft in der Hand haben: der Groß¬
industrie und des Klerus.

Wenn der Vertreter des Zentrums in seinen Aus¬
führungen darauf hinwies, daß im Snargebiet mehr
als die Hälfte der Bevölkerung seiner Partei Gefolg¬
schaft leiste, so betonen wir mit aller Schärfe, daß
darin gerade die Ursache dafür liegt, daß die Groß¬
industriellen, die Saarherrscher, die Stumm usw.,
heute noch ihre schwere Geißel über der Saararbeiter¬
schaft schwingenkönnen. (Abgeordneter Dunder: Sehr
richtig!)

Der Herr Landeshauptmann hat in seinen Schluß-
ausführungen auf die Krise der Selbstverwaltuug

hingewiesen. Es besteht ja faktischgar keine Selbst¬
verwaltung mehr. (Abgeordneter Renner: Sehr gut!)
Die Selbstverwaltung, die wir in den Kommunen
sehen, ist eine Farce. Es ist genau so, als wenn jemand
heute uoch behaupten wollte, daß die Demokratie in
Deutschland regiert. (Abgeordneter Beck: Sehr gut!)
Wir sagen es nicht umsonst und sprechen es überall
aus, daß wir im Reich bereits eine faschistische Dik¬
tatur haben, und diese Vorgänge, diese immer weitere
Neschncidung der Selbstverwaltung in den Kom¬
munen, zeigt nur deu Stand der fortschreitenden
Faschisierung auch in den sogenannten Selbstverwal-
tungskörpern. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.)
Was bedeutet es z. V., wenn bis zum Dezember in
Preußen in den Kommunen 55N Staatskommissare
eingesetztwurden, deren Aufgabe darin besteht, dafür
zu sorgen, daß die von der Selbstverwaltung abge¬
lehnten Steuern — Negersteuer, die unter dem Namen
Bürgelsteuer segelt, Biersteuer usw. — eingeführt
wurden. (Zuruf des Abgeordneten Dunder: Das ist
eine Nenerfindung auf dem Gebiete der Selbstver¬
waltung!) Diese Kommissarenwirtschaft soll jetzt ab¬
gelöst werden durch ein neues System, das jedoch in
der gleichen Weise die Selbstverwaltung völlig
illusorisch macht. (Zuruf des Abgeordneten Beck:
Bürgermeister-Diktatur!) Tevering, der Republikaner,
Severing, der engste Freund aller faschistischen Kreise
und der Brüning-Regierung (Sehr gut! bei den Kom¬
munisten), dieser Severing hat ein neues Finanzaus¬
gleichsgesetzgeschaffen. Die Staatskommissare sollen
überflüssig gemacht werden, an ihre Stelle tritt die
Diktatur der sogenannten Aufsichtsbehörden, der
Landrcite, Regierungs- und Oberpräsidentcn der Pro¬
vinzen, die diese Rolle und Aufgaben der bisher
tätigen Kommissare zu erfülle» haben. Das bedeutet
ganz natürlich eine immer weitere Ausschaltung der
Gemeindeparlnmente, eine weitere Ausschaltung der
Selbstverwaltung, darauf gerichtet, mit Hilfe dieser
diktatorischenGewalten die Nöte des Winters und die
Nöte, die auch dem Kapitalismus auf den Fingern
brennen, überwinden zu helfen. In dem Finanzaus¬
gleichgesetz,das Severing herausgegeben hat, wird
zum ß 59 des Kommunalabgabengesetzesfolgender Zu¬
satz gemacht:

„Wird binnen einer von der 'Aufsichtsbehörde
festgesetztenFrist eine zum Ausgleich des Haus¬
halts erforderliche Nachtragsumlage nicht be¬
schlossen, so kann die Aufsichtsbehördemit Zustim¬
mung der Beschlußbehörde die Nachtragsumlage
festsetzen."
Das bedeutet also, daß die Aufsichtsbehördevoll¬

kommenaus eigener Machtvollkommenheitdie von der
Gemeindevertretung evtl. abgelehnten Zuschläge auf
dem Verordnungswege einzuführen berechtigt ist. Eine
Reihe von Tatsachen, die aufs engste mit den auch
hier im Etat aufgeworfenen Fragen Keilbunden ist,
könnten zum weiteren Beweise herangezogen werden.

Der vorliegende Etat zeigt den Rückgang der der
Provinz zur Verfügung stehenden Geldmittel. Ver¬
ursacht ist dieser Ausfall durch den Rückgang der
Steuern, vor allem auch der in den Gemeinden er¬
hobenen Steuern. Dieser ständige Rückgang zwingt
die Gemeinden, nach immer neuen Einnahmequellen
zu suchen. Das führt dazu, daß in einer Reihe von
Gemeinden bereits beabsichtigt ist, die Bürgcrsteuer,
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die Negersteuer, eine der verbrecherischstenSteuer¬
ten, die überhaupt zur Ausplünderung der breiten
Werktätigen Massen ausgehecktwerden konnten, nicht
nur in zwei- oder dreifacher, sondern sogar. Wie in
Köln, in zehnfacher Höhe zu erheben. (Zuruf von
den Kommunisten: Remscheid!) Auch in Remscheid und
noch in anderen Orten. Bei der steigenden Massen-
berelendung und bei der gleichzeitigsteigenden revo¬
lutionären Welle, die sich in den breiten Werktätigen
Massen entwickelt, ist eine auf der Selbstverwaltung
beruhende Erhöhung dieser Steuerarten auf das
äusserste erschwert, uud deshalb ergreift man diese
diktatorischen Maßnahmen, um mit Hilfe der Auf¬
sichtsbehördediese neuen Stcuerarten durchzupeitschen
und damit einen Ausgleich zu schaffen.

Es zeugt von der fortschreitendenFaschisierung des
Staatsapparates, wenn jetzt beabsichtigt wird, den
Reichstag auf 6 Monate nach Hause zu schicken. Die
Brüning-Regierung braucht nicht mehr diesen
Apparat, sie ist in der Lage, auch diese letzten Schran¬
ken völlig beiseite zu stellen. Ich Werde nachher
zeigen, daß bei einer der wichtigsten Fragen, die gerade
3« dem Elend in den Gemeinden am stärksten beige¬
tragen hat, bereits neue Notverordnungen bevor¬
stehen, die auf dem Verordnungswege durchgeführt
werden sollen. Nicht umsonst haben sowohl im Reichs¬
tag wie im Preußischen Landtag Wirth und Severing
erklärt, daß sie unter Anwendung der schärfsten Mittel
liegen die Arbeiterschaft vorzustoßen bereit sind. So¬
wohl Severing wie auch Wirth wollen mit Hilfe ihrer
Polizeitruppen dort vorgehen, wo revolutionäre Ar¬
beiter versuchen,im Interesse der breiten Werktätigen
Massen den Kampfwillen der Arbeiterschaft gegen das
heute herrschende System, das Millionen zum Ver¬
hungern verurteilt, zu stärken. Wir sehen im ganzen
Reich allüberall Demonstrationsverbote, Erschießungen
uon Arbeitern. Da dürfen natürlich auch die Ober-
bräsidenten in diesen Reihen nicht fehlen. (Sehr
richtig! bei den Kommunisten.) Wir erheben bei dieser
Gelegenheit den schärfsten Protest gegen die Maß¬
nahmen, die der Regierungspräsident von Düsseldorf
letzt ergriffen hat. Der Regierungspräsident Bcrge-
mann hat eine Verfügung herausgegeben, die einer
Verhängung des Belagerungszustandes gleichkommt.
(Zurufe von den Kommunisten.) Was war die Ursache
für diese Verfügung? Die Arbeiterschaft demon¬
strierte gegen den Hunger, demonstrierte gegen die
immer weitere Verelendung, demonstrierte für die
Forderungen der Arbeiterschaft, demonstrierte gegen
den Hungeretat, den der Oberbürgermeister Lehr hier
'n Düsseldorf aufzustellen gewagt hat. (Sehr richtig!
bei den Kommunisten.) Und es waren die Polizei¬
truppen des Zentrumspolizeipräsidenten von Düssel¬
dorf, die zwei Arbeiter getötet und fünf Arbeiter aufs
schwerste verletzt haben. (Erregte Zurufe zwischen
Kommunisten und Suzmldemokraten.) Wir sprechen
noch zu Hamburg. — Wir Kommunisten solidarisieren
uns mit den Opfern dieses Polizeiterrors. (Bravo!
bei den Kommunisten.) Wir Kommunisten geloben
bei diesen Opfern, die nicht die einzigen sind, alle
unsere Kräfte einzusetzen und einzuspannen in den
großen Befreiungskampf, den die Arbeiterklasse führt
und führen muß, bis der Tag der Vergeltuug kommen
wird. (Bravo! bei den Kommunisten.) Es wurde
hier in der Presse die Behauptung aufgestellt, wie sie

bei jeder dieser Gelegenheiten immer und immer
wieder erhoben wird, daß die Kommunisten, die revo¬
lutionären Arbeiter, die in den Demonstrationen mar¬
schierten, die Angreifenden gewesen wären, daß die
Polizeibeamten mit Steinen beworfen worden wären
usw. Ich richte die Frage insbesondere an die Düssel¬
dorfer Vertreter: Wo sind die verletzten Polizei¬
beamten? (Abgeordneter Renner: Sehr richtig!) Wo
liegen die verletztenPolizeibeamten? Führen Sie diese
Tatsachen an! Sie werden dazu aber nicht in der
Lage sein, weil sie eben nicht zutreffen. Heute findet
die Beerdigung dieser Opfer des Polizeiterrors statt,
und es ist kennzeichnend,daß der Polizeipräsident in
folgender Weise neues Blutvergießen vorbereitet.
(Pfui-Rufe bei den Kommunisten.) In der heutigen
Presse erscheint eine Verfügung folgenden Inhalts:

„Entgegen dem Verbot des Herrn Regierungs¬
präsidenten vom 21. März ruft die „Freiheit" in
der Ausgabe vom 23. März aus Anlaß des am
Dienstagnachmittag von der Leichenhalledes Stof¬
feler Friedhofs auf dem dortigen Friedhof statt¬
findenden Leichenbegängnisseszu großen Demon-
strationszügen mit Sammelplätzen in allen Stadt¬
teilen auf, obwohl als Ausnahme Uon dem Verbot
nur gewöhnliche Leichenbegängnisse, die keinen
demonstrativen Ehnratter tragen, zulässig sind. Die
Polizei wird dem Verbot des Herrn Regierungs¬
präsidenten mit allen polizeilichen Mitteln unter
Heranziehung auswärtiger Polizeikräfte Geltung
verschaffen."

(Hört, hört! und Pfui-Rufe bei den Kommunisten.)
Das bedeutet die Aufforderung zum offenen Mord an
den Arbeitern. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.)
Das bedeutet die Organisierung neuer Blutverbrechen,
und wir erklären vor dem versammelten Provinzial-
landtag, daß die Kommunisten schon jetzt nicht ver¬
absäumen, diese organisierten Verbrechen hier vor
dem Hause zu brandmarken. (Zustimmung bei den
Kommunisten.)

In Hamburg ist ein Arbeiter, ein Mitglied der
Kommunistischen Partei, Uon den Nazis erschossen
worden. Als an dem Tage der Beerdigung unseres
Parteigenossen Henning die Arbeiter zurückmar¬
schierten, fielen ebenfalls unter dem Terror des sozial-
demokratischenPolizeisenators neue Opfer unter den
Polizeitugeln. Dort im Reich der Zentrumsminister
Wirth, in Preußen der sozialdemokratischcMinister
Severing, in Hamburg der sozialdemokratische Polizei¬
senator, in Düsseldorf der Zentrumspolizeipräsident
(Zuruf des Abgeordneten Nohl: Das Mördertom-
plott!), in Braunschweig, in Thüringen die Nazis! Wo
ist ein Unterschiedzwischen den Zentrumspolizeikugeln
und zwischen den Kugeln der sozialdemotratischen
Polizeibeamten? (Zuruf des Abgeordneten Nohl:
Nicht vorhanden!) Ihr einziger Feind, ihr einziger
Gegner sind die revolutionären Arbeiter, die im
Interesse ihrer Forderungen aufzumarschieren wagen,
die sich noch nicht freiwillig diesem Aushungerungs¬
system beugen.

So liegen die Tatsachen, und was hier in den ein¬
zelnen Reden aufgezeigt wurde, das sind Palliativ¬
mittel, mit deren Hilfe Sie noch einmal glauben, die
Schwierigkeiten des kapitalistischen Systems über¬
winden zu können. Die 5 Millionen Erwerbslose,
sie nagen an den Wurzeln des Systems. (Sehr richtig!
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bei den Kommunisten.) Diese 5 Millionen Erwerbs¬
lose, die Sie hier aus den schwerindustriellenBetrieben
herausrationalisiert, herausgeworfen haben, sie werden
eines Tages Ihre Totengräber sein. (Sehr richtig!
bei den Kommunisten.) Diese 5 Millionen Erwerbs¬
lose und deren unendliche Not, sie sind es, die die
Grundlagen der Kommunalwirtschaft erschüttern, sie
sind es, die den Reichshaushalt belasten, und des¬
halb werden sich die Versuche, die noch zur Rettung
der Wirtschaft unternommen werden, im Kreis um
die Grwerbslosenfrage herum bewegen. Es ist sehr
kennzeichnend,daß eine der Notverordnungen, die in
aller Kürze bevorstehen, sich mit diesem Problem der
Erwerbslosigkeit beschäftigt.Schon vor Wochenwurde
im Reichstag ein neuer Ausschutzeingesetzt,dem als
Aufgabe übertragen wurde, das Grwerbslosenproblem,
die Arbeitslusenunterstützungsfrage zu prüfen und
neue Vorschläge auszuarbeiten. An der Spitze dieser
Kommission steht der frühere Reichsarbeitsminister
Brauns. Es sind setzt Vorschläge ausgearbeitet, die
auch vom deutschen Städtetag unterstützt wurden. Vor¬
schläge, die so brutal und so eingreifend sich auswirken
werden, datz es notwendig ist, sie in ihren Aus¬
wirtungen zu betrachten. Die „Kölnische Zeitung"
berichtet in ihrer Ausgabe vom 22. März sehr ein¬
gehend darüber, und zwar unter der Ueberschrift:
Reform der Arbeitslosenfürsorge durch Notverord¬
nung. In diesem Artikel wird festgestellt, datz die Ge¬
samtzahl der Hauptunterstützungsempfänger in der
Arbeitslosenversicherung, in der Krisenfürsorge und
Wohlfahrtsfürsorge im Durchschnitt des Rechnungs¬
jahres 1931 nicht viel hinter 4 Millionen zurück¬
bleiben werde. Damit wird also schon gesagt, und von
der Regierung bestätigt, datz von der heute vorhan¬
denen Zahl der Erwerbslosen kaum 1 Million in den
Produktiunspruzetz hineingezogen werden kann. Aus¬
drücklich wird darauf hingewiesen,datz, wenn eine Ent¬
lastung käme, sie sich hauptsächlichbeschränkenwürde
auf die ArbeitslosenUersicherungs- Unterstützungs¬
empfänger, datz also die langfristigen Arbeitslosen aus
der Krisenfürsorge und der Wohlfahrtspflege über¬
haupt keine Hoffnung mehr haben dürfen, noch ein¬
mal in den Produktionsprozetz hineinzukommen. Und
wenn in diesen Vorschlägen gefordert wird, datz eine
Zusammenlegung der Mittel aus allen diesen Ver¬
sicherungszweigendurchgeführt werden soll, so heitzt es
aber in dem betreffenden Artikel:

„Trotzdemwäre es, wenn man den Versicherungs-
charakter —

Ihr Herren von der Sozialdemotratie, von dem
SPD.-Vertreter wurde ja besonders immer wieder das
„Recht auf Unterstützung" angeführt —

auch nur einigermaßen aufrechterhalten will, nicht
zu rechtfertigen, wenn Mittel der Arbeitslosenver¬
sicherungzur Finanzierung der anderen Zweige der
Arbeitslosenfürsorge herangezogen würden."
Außerdem wird dann ausgerechnet, datz in Fach¬

kreisen die Auffassung besteht, datz mit einer wirksamen
Arbeitsvermittlung und SchwarzarbeitskontroUe Er¬
sparnisse in der Arbeitslosenversicherungin Höhe von
100 Millionen Mark im Jahre durchgeführt werden
könnten. (Hört, hört! bei den Kommunisten.) Also
nicht nur eine weitere Beschneidung der Krisenfür-
sorge-Unterstützungsempfänger.eine weitere Neschnei-
dung der Unterstützungsempfänger in der Wohlfahrts¬

pflege, sondern es ist auch ein weiterer Abbau in der
Arbeitslosenversicherung geplant, um auf diese Art
und Weise das Reich zu entlasten, weil hier vor¬
geschlagen wird, datz von den entstehenden Kosten
mindestens die Hälfte — das sind ungefähr 600 Mil¬
lionen Mark — vom Reich übernommen werden
mutzten. Der Artikel der „Kölnischen Zeitung" er¬
klärt am Schlntz, daß es so gut wie aussichtslos er¬
scheine, daß für eine solche Lösung der Reichsarbeits-
losenfürsorge eine Mehrheit im Reichstag zustande
kommt. Es heitzt da wörtlich:

„Da wird wieder einmal nur der halblegale Weg
der Reform durch Reichsnotverordnung offen
bleiben."

Deswegen jetzt die Vertagung des Reichstages auf
ein halbes Jahr! (Sehr gut! bei den Kommunisten.)
Die Brüning-Regierung wird es mit den Notverord¬
nungen schon schaffen. (Zuruf von den Kommunisten:
Die SPD. hilft mit!) Ja, Severing und die SPD.
helfen mit. (Zuruf des Abgeordneten Zimmer: Und
die SPD. bestätigt sie nachher!)

Der Vertreter der Arbeitsgemeinschaft hat wirk¬
lich aus seinem Herzen keine Mördergrube gemacht.
Er hat tlipp und klar ausgesprochen,was die Arbeits¬
gemeinschaftbewegt. Besonders gut klingt das aus
dem Munde eines Oberbürgermeisters der Stadt
Düsseldorf,der hier die engsten Verbindungen mit den
Herren der Schwerindustrie hat! Lohnabbau und Ge-
haltsabbau, das ist die grotze Parole, neben der
weiteren Verelendung der Erwerbslosen, um diese
Leute evtl. als billigere und willigere Arbeitskräfte
noch einmal in den Betrieben als Streikbrecher be¬
nutzen zu können. (Zuruf des Abgeordneten Nohl.)
Lohnabbau und Gehaltsabdau gegen alle heute noch
im Produktionsprozeß oder in den Betrieben stehenden
Arbeiter, Angestellten und Beamten. Und es ist durch¬
aus so, wie wir es gestern bereits in unserer Er¬
klärung gesagt haben: Es gehört wirklich eine Stirn
dazu, als Oberbürgermeister einer großen Stadt sich
dazu herzugeben, den Arbeitern, die heute schon mit
Löhnen abgefunden werden, die zum Leben nicht
ausreichen, diese Löhne noch weiter zu drücken. Es
gehört wirklicheine Stirn dazu, als Schlichter, wie es
der Herr Oberbürgermeister Dr. Iarres in Berlin
getan hat, mitzuwirken, um den Berliner Metall¬
arbeitern die Löhne um 7 Prozent zu senken. (Zuruf
von den Kommunisten.) Das gleiche ist der Fall bei
dem Oberbürgermeister Bracht. (Abgeordneter Ren¬
ner: Sehr richtig!) Das gleiche ist der Fall bei dem
Vorgehen der Stahlwertsdirektion gegen die Vestag-
Arbeiter, denen ein Lohnabbau aufgezwungen werden
sollte. Das sind die Auswirkungen der Krise. Sinken
die Löhne, verlieren die Arbeiter ihre Kaufkraft, dann
muß sich das in den Kommunen auswirken, dann
gehen die Einnahmen der Gemeinden zurück, dann
wirkt es sich allüberall dort aus, wo wirtschaftliche
Fragen auf der Tagesordnung stehen und gelöst
werben müssen.

Ich muß bei dieser Gelegenheit erinnern an die
große Phrase, ja, ich muß sagen, an den großen Be¬
trug, den sich die Brüning-Regierung in einer Frage
geleistet hat, die mit dieser Lohnabbau-Offensive in
engstem Zusammenhang steht. (Glockedes Vorsitzen¬
den.)
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Stellvertretender Vorsitzender Dr. Saaßen : Herr
Abgeordneter, Sie haben,die Amtstätigkeit der Regie¬
rung als Betrug bezeichnet. Ich rufe Sie deshalb zur
Ordnung. (Zuruf des Abgeordneten Dunder: Das
ist aber doch richtig!)

Es ist dort gerufen worden: „Das ist aber doch
richtig!" Ich rufe den Abgeordneten, der dies gerufen
hat, ebenfalls zur Ordnung. (Abgeordneter Dunder:
Danke schön! — Zuruf von den Kommunisten: Die
Wahrheit darf man nicht mehr sagen!)

Abgeordneter Niegel (fortfahrend): Vor wenigen
Monaten wurde zur Begründung der Lohnabbau-
offensive die große Preisabbauattion durchgeführt.
(Sehr gut! bei den Kommunisten.) In allen Ge¬
meinden und in allen Bevölterungstreiscn wurde er¬
klärt (Zuruf des Abgeordneten Renner: An den
Schwindel glaubt doch kein Mensch!): Abbau der
Preise, das bedeutet den Ausgleich für die gesunkenen
Löhne. Was ist aus diesem Preisabbau geworden?
In welcher Weise ist der Ausgleich geschaffen worden?
(Zuruf von den Kommunisten.) Selbst die gefälschte
Index-Statistik, die herausgegeben wird, muß zugeben,
daß ein Rückgang der Preise nur um ganz wenige
Punkte zu verzeichnengewesen ist, daß aber in Wirt¬
lichkeit die Lage der Arbeiterschaft sich nicht im ge¬
ringsten gebessert hat.

Ich glaube, daß jeder Geschäftsmann und jeder,
der auf solche Art und Weise andere abhängige Ve-
vülterungskreise von der Notwendigkeit einer Maß¬
nahme zu überzeugen versucht,die sich nachher als das
Gegenteil erweist, den gleichen Vorwurf zu ertragen
haben müßte, wie ich ihn vorhin angewandt habe.

Es ist ein Symptom dieser Zustände und Ver¬
hältnisse, wenn man feststellen muß, wie die Zahl der
Selbstmorde von Jahr zu Jahr steigt, wenn so in
einer kurzen Zeitungsmcldung berichtet wird, wie sich
in Dortmund ein Arbeiter aus Verzweifluug über
seine Entlassung in das glühende Eisen eines Hoch¬
ofens stürzte, wenn, wie es vor wenigen Tagen in
Rheinhllusen der Fall war, ein Kind für 10 Pfennig
Schmalz holen wollte und vor Hunger zusammen¬
brach und rohe Kartoffelschalenerbrach. (Hört, hört!
bei den Kommunisten.) Das ist die Kultur des kapi¬
talistischen Deutschlands! (Zuruf von den Kom¬
munisten: Des Zentrums!) Das sind Kennzeichender
Verhältnisse dort, wo das Zentrum noch die maß¬
gebende und tonangebende Rolle spielt!

Im engsten Zusammenhang damit stehen all die
anderen Fragen, die man dabei betrachten muß. Die
Lage der Wirtschaft, die Notlage der Unternehmer,
wird immer und immer wieder bei jeder Gelegenheit
hervorgeholt, die angeblich der zwingende Grund sein
soll, daß mit diesen Maßnahmen des Lohn- und Ge-
haltsraubes der Abbau der sozialen Einrichtungen,
der Abbau der sozialen Lasten erreicht werden soll.
Ich habe hier eine Zeitung der Sozialdemokratie, „Der
Volksdienst",die in ihrer Ausgabe vom 21. März auf
eine „Arbeitslosenversammlung" hinweist, die hier vor
wenigen Tagen, ausgerechnet am 18. März, im Palast-
Hotel Vreidenbacher Hof in Düsseldorf stattgefunden
hat. Ich habe bereits gesagt: eine „Arbeitslosenver¬
sammlung", aber nicht eine Arbeitslusenversammlung
im üblichen Sinne, sondern eine derjenigen Para-
sitenversammlungen, die aus der Not des Voltes ihre
Gewinne herauszuschneiden versuchen. Es war die

Versammlung der Vereinigten Stahlwerke. Nach dem
Bericht haben an dieser Generalversammlung der
Vereinigten Stahlwerte 72 Aktionäre mit rund
750 Millionen Mark Kapital teilgenommen. (Hört,
hört! bei den Kommunisten. — Zuruf des Abgeord¬
neten Dunder: Die waren aber schwer geladen!) Das
macht pro Person gut IN Millionen Mark. Der Artikel
sagt wörtlich:

„So sozialistisch waren die Gaben allerdings nicht
verteilt. Herr Thhssen erschien, wenn auch nicht
persönlich, mit 90 Millionen. Im Vorjahre hatte
er nur 50 Millionen,

(Hört, hört! bei den Kommunisten),
so daß wir befürchteten, er würde ins Proletariat
absinken und zu den Nationalsozialisten gehen.

(Zuruf des Abgeordneten Veck.)
Beim Stahlhelm ist er ja schon. Aufmerksamkeit,
Arbeitsamkeit, Fleiß und Gottvertrauen haben aber
sein weiteres Absinken ins Proletariat verhindert.
Phoenix war mit 180 Millionen, Rheinstahl mit 169
Millionen, GelfenkirchenerBergwerks AG. mit 275
Millionen vertreten. Im wesentlichen waren also
Herr Otto Wolfs und Herr Friedrich Flick mit ihrem
durch restloseSparsamkeit in den letzten Jahren er¬
worbenen Aktienkapital von rund 500 Millionen
Mark vertreten.

(Abgeordneter Dunder: Hört, hört!)
Im übrigen waren alles nur Vertreter einer
idealistischen Geschichtsauffassung, durchaus keine
Materialisten."

(Lachenbei den Kommunisten.)
Wir kennen diese Mätzchen der Sozialdemotratie,

die in einer so humoristischsein wollenden Art über
diese Unternehmerfragen hinwegzutäuschen versuchen.
(Zuruf der Abgeordneten Frau Becker: Sie sind Wohl
begriffsstutzig.) Es soll so aussehen, als ob auch sie
noch gewillt wäre, den Kampf gegen diese Kapital¬
wucherer zu führen. In Wirtlichkeit aber zeigt ihr
Verhalten gerade auch im Reichstag, wo die kommu¬
nistischen Anträge darauf hinausgingen, durch die Be¬
steuerung dieser Millionäre einige Summen für die
Interessen der Erwerbslosen herauszuziehen, daß die
Sozialdemotratie gegen diese Anträge gestimmt hat.
Sie hat also durchaus kein Recht, sich in dieser Art und
Form über die in Düsseldorf stattgefundene „Arbeits¬
losenversammlung"zu entrüsten. (Zuruf des Abgeord¬
neten Dunder.)

Das kennzeichnetja schon zur Genüge, wie es um
die Not der Wirtschaft in Wirklichkeitbestellt ist. Ich
kann auch noch einen weiteren Beweis dafür anführen.
In der gleichen Zeitung vom 23. März wird mit¬
geteilt, daß Herr Flick, einer der heute noch im Hinter¬
grunde stehenden Stahltönige des Rheinlandes, eine
neue Erweiterung seines Reiches durchgeführt hat.
Es ist zu einer Fusion der Charlottenhütte, der Max-
Hütte und der Mitteldeutschen Stahlwerke gekommen.
Die Aktion wurde durchgeführt von den Vereinigten
Stahlwerken. Ausdrücklichwird dabei hervorgehoben,
daß diese Zusammenfassung durchgeführt wurde mit
den Mitteln aus einer 1 Millioncn-Dollar-Anleihe,
die durch die Deutsche Bank beschafft wurde. Hier
wurden also erneut riesige Mittel aufgewandt, um
die Machtsphäre der deutscheu Stahlindustriellen zu
erweitern.
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Auch die Dividenden, die trotz der Notlage erzielt
werden konnten, zeigen nichts von der sonst immer
hervorgehobenen Notlage, die zum Anlaß genommen
wird, gegen die Arbeiter, gegen die WerktätigenSchich¬
ten vorzustoßen. Eine sehr bezeichnendeTatsache ist
es, daß allein im vergangenen Jahre trotz der wirt¬
schaftlichen Not 130 neue Millionäre aus der Taufe
gehoben wurden. (Abgeordneter Dunder: Hört, hört!)
Sehr bezeichnend sind auch die Abschlüsse bei den ein¬
zelnen Unternehmen. Dortmunder Union Brauerei
ist in der Lage, noch 18 Prozent Dividende zu ver¬
teilen. (Zuruf des Abgeordneten Dunder: Das not¬
leidende Brauereikllpital!) Deswegen sind gerade die
Brauereigewaltigen die stärksten Schreier im Lohn¬
abbau, die bei ihren Arbeitern einen lNprozentigcn
Abbau durchzuführen beabsichtigen,Sicmens-Schuckert,
einer der grüßten Maschinenfabriken, konnte noch
7'X Prozent Dividende verteilen bei einem Rein¬
gewinn von 10 Millionen RM. Die AEG. zahlte
eine Dividende von 7 Prozent bei einem Reingewinn
von 13X- Millionen RM, die Mitteldeutschen Stahl¬
werke 6 Prozent Dividende bei 3,15 Millionen RM
Reingewinn usw., usw. Es würde zu weit führen, alle
diese Dividenden im einzelnen anzuführen.

Im Zusammenhang damit stehen die Riesen¬
gehälter, auf die hier bereits hingewiesenwurde, wobei
aber nur ein ganz kleiner Ausschnitt zum Ausdruck
gekommen ist. Im Ruhrmoutantrust hat der General¬
direktor ein Gehalt von 400 000 RM, im Siemens¬
konzern hat der Generaldirektor mehr als 250 00« RM,
Die Deutsche Bank zahlt ihren Vorstandsmitgliedern
350 000 RM, den Direktoren 100 000 RM und den
Prokuristen bis zu 60 000 RM. In der Ost-Elbischen
Braunkohle erhält der Generaldirektor 250 000 RM,
in der Rheinisch-WestfälischenIndustrie der General¬
direktor 650 000 RM. (Zuruf eines kommunistischen
Abgeordneten: Die verdienen heute das, was wir in
der Inflationszeit gehabt haben!) Aber für sie sind
es keine Inflationsgelder, sondern diese ungeheuer¬
lichen Summen sind die Bezahlung dafür, daß sie es
verstanden haben, aus den Opfern der breiten Werk¬
tätigen Massen diese Riescnsummen im Interesse des
Kapitalismus herauszuschinden. Noch etwas ist sehr
bezeichnend für die immer wieder hervorgehobene Not¬
lage der Herren an Rhein und Ruhr. Die letzte Num¬
mer der „Metallarbeiterzeitung" beschäftigt sich mit
den Maßnahmen, die der Reichsarbeitsminister Steger-
Wald zur weiteren Senkung der Löhne durchzuführen
beabsichtige. In diesem Artikel der „Metallarbeiter¬
zeitung" wird darauf hingewiesen, welche Maßnahmen
von den Unternehmern angewandt werden, um einen
Wirklichen Gewinn niemals in Erscheinung treten zu
lassen. Für die Steuerentzichung gibt es ganz gesetz¬
liche Wege. Es braucht uur das Kapitaleinkommen
einer ausländischen Rechtspersönlichkeitübertragen zu
werde», um dann die Gewinne ins Ausland tragen
zu können. Das „Berliner Tageblatt" hat nach diesem
Artikel der „Metallarbeiterzeitung" am 26. Februar aus¬
gerechnet,daß ein gerissenerKapitalist bei 200 000 RM
Gewinn auf diese Art und Weise 38 000 RM an
Steuern ersparen kann. Das „Berliner Tageblatt"
fügt hinzu: „In eingeweihten Kreisen ist bekannt, daß
gerade auch von dieser Form der Steuerflucht in er¬
heblichemMaße Gebrauch gemacht wird, daß es ins¬
besondere Großbesitzer von Wertpapieren, und zwar

meistens von gut rentierenden Wertpapieren sind, die
auf diese Weise beträchtlicheTeile ihres Einkommens
der heimischen Besteuerung entziehen."

Die Not der Wirtschaft prägt sich also aus in einer
Verschiebunggroßer Summen ins Ausland, um damit
die Steuer zu hinterziehen. (Zuruf des Abgeordneten
Beck: Das sind die nationalen Führer!) Das sagen
nicht allein wir Kommunisten, das sagt das „Berliner
Tageblatt", das selbst ein Organ gewisser Kapitalisten-
kreise ist. Vielleicht ist es ein Konkurrenzmanöver.

Ausdrücklich wird in dem Artikel der „Metall¬
arbeiterzeitung" darauf hingewiesen, daß der Finanz¬
minister Moldenhauer schon vor einem Jahre die ins
Ausland verschobenen Kapitalsummen auf 6 bis
8 Milliarden geschätzt hat. Seitdem sollen nach der
Berechnung des Instituts für Konjunkturforschung
weitere 700 Millionen RM den gleichen Weg gegangen
sein. Also 7 bis 8 Milliarden vorher ins Ausland
verschoben und in dieser Notzeit weitere 700 Millionen
nach den Berechnungen des Instituts für Konjunktur¬
forschung. Und dann wagen die Herren der Stahl¬
industrie, dann wagen die Herren Oberbürgermeister
sich auch hier in diesem Parlament hinzustellen und zu
jammern, daß die Notlage nur behoben werden kann
durch eine noch schlimmere, grenzenlosere Ausplün¬
derung der breiten Werktätigen Massen. (Zuruf des
Abgeordneten Beck: Und die Gewerkschaftsführerhaben
Verständnis dafür!)

Im Zusammenhang hiermit steht natürlich auch
das Vorgehen derjenigen Kreise, die sich sonst bei jeder
Gelegenheit als diejenigen aufspielen, die sich verant¬
wortlich fühlen für das Wohlergehen der breiten
Arbeiterschichten. Dies brachte vorhin auch der Ver¬
treter der Sozialdemokratie hier zum Ausdruck; er
jammerte insbesondere über die Not der Jugend;
er jammerte darüber, daß die jugendlichen Kreise den
Nazis Gefolgschaft leisten. Er erklärte, es sei not¬
wendig, nach den Ursachen zu forschen; er unternahm
auch einen Versuch dazu, aber in diesem Versuch ist
er stecken geblieben. (Zuruf eines sozialdemokratischen
Abgeordneten: Einen Versuch machen Sie noch nicht
einmal!)

Mit den Abstrichen, die vorgenommen werden
sollen, mit der Aufnahme einer neuen Anleihe soll ein
neuer Etat aufgebaut werben, der noch einmal eine,
wenn auch etwas schwankende,Grundlage für die
nächste Arbeit bilden soll.

Wenn man nach den Ursachen der Not der breiten
Schichten forscht, wie es hier wiederholt geschehen ist,
wie es auch in den Reden des Landeshauptmanns, des
Oberpräsidenten gestern zum Ausdruck kam, wenn hier
der Versuch unternommen wird, evtl. doch noch ein¬
mal zu einer Besserung all dieser Verhältnisse zu kom¬
men, so erklären wir: Man kann nicht mit solchen
Palliativmittelchen versuchen, hier so einen Etat zu¬
sammenzustöppelnund auf diese Art und Weise noch
einmal einen Ausgleich zu schaffen. Wir halten es
vielmehr für unsere Pflicht, klar und scharf die
Ursachen aufzuzeigen, warum dies so ist, warum die
Steuern zurückgehen müssen, die als Grundlage für
die hier notwendigen Ausgaben erhoben werden, und
warum es aus dieser Krise keinen Ausweg geben kann.

Was bedeutet es z. B., wenn als die Auswirkung
der betriebenen Gehaltspolitik heute festgestellt werden
muß, daß selbst die großen Organisationen der Kon-



78. RheinischerProvinziallandtag, 3. Sitzung am 24. März 1931. 49

sumvereine erklären müssen, daß im Januar in ihren
Umsätzen ein Rückgang von über 20 Prozent ein¬
getreten ist? (Hört, hört! bei den Kommunisten.)Dieser
Rückgang ist nicht durch die Herabsetzung der Preise
eingetreten, sondern darin spiegelt sich Wider die
Massenuerelendung, die heute die breitesten wert¬
tätigen Schichten bis weit in die Kreise des Klein¬
bürgertums und der Kleinbauern hinein ergriffen hat.
Dieser Not ist nicht abzuhelfen durch Versprechungen,
ihr ist nicht abzuhelfen auf diese oder jene der hier
vorgeschlagenenArten, ihr kann nur abgeholfen, sie
kann nur geändert werden durch die Aenderung des
Systems, das die Ursache für diese Verelendung der
breiten Schichten ist.

Es wurde hier über Zollfragen und über die
Frage der Osthilfe gesprochen. Was hat die maßlose
Erhöhung der Zölle der Landwirtschaft für einen
Nutzen gebracht? Gerade jetzt wird berichtet, daß eine
neue Brotteuerung kommt, daß das Brot, das wich¬
tigste Nahrungsmittel, verteuert werden muß, weil
durch die Zollsätzeeine solche Verteuerung eingetreten
ist, daß es dem produzierenden Stande nicht mög¬
lich ist, die bisherigen Preise beizuhalten. Wer hat
den Nutzen davon? Ausgeplündert werden erneut
allein die breiten Werktätigen Schichten, denen der
Lebensunterhalt damit noch weiter beschnitten wird.
(Abgeordneter Deppe: Sehr richtig!)

Die Krise, die heute das ganze Wirtschaftsgebäude
Deutschlands erschüttert, ist keine Krise, die sich allein
auf Deutschland beschränkt. Ich habe schon in der ver¬
gangenen Sitzung auf die Ausführungen eines Ver¬
treters der Wirtschaftspartei hingewiesen, der da
glaubte, den Nachweis führen zu können, daß die
Wirtschaft Amerikas unerschütterlich sei. Damals hat
ihn schon einer unserer jüngeren Genossen auf das
hingewiesen,was auch in Amerika bevorstand, und die
Tatsachen, die sich im Laufe des letzten Jahres gezeigt
haben, haben unsere Feststellungen doppelt und drei¬
fach bestätigt. In Amerika, diesem höchstentwickelten
industriellen Staat, ein Rückgangder Stahlproduktion
um 27 Prozent, der Autoproduttion um 38,5 Prozent,
der Elektroproduttion um 25 Prozent! Die Börsen¬
kurse sanken dort um 44,5 Prozent, und die Zahl der
Arbeitslosen stieg auf mehr als 8 Millionen. Selbst
ein bürgerlicher Oekonom mußte im Februarheft der
«Neuen Rundschau" feststellen:„Der Sinn und die Be¬
deutung der neuen amerikanischenKrise besteht darin,
daß heute nicht etwa nur mehr die gegenwärtige ameri¬
kanische Wirtschaftsführung oder die herrschende
amerikanische Wirtschaftspolitik, sondern das kapi¬
talistische System als solches in Frage gestellt wird."
(Zuruf des Abgeordneten Dunder: Ein Nazi kommt
wieder zurück! — Abgeordneter Siekmeyer erscheint im
Saal. —) Das, was in Amerika vor sich geht, ist in
gleichem Ausmaße in England. Frankreich usw. der
Fall.

All die ungeheuerlichen Maßnahmen, die in
Deutschland gegen die Werktätige Bevölkerung an¬
gewandt werden, wirken sich natürlich auch im Welt-
Maßstabe gegen die Arbeiterschaft der übrigen kapi¬
talistischen Länder aus. Der Lohnabbau bei den
deutschen Bergarbeitern führt auch zu einem Abbau
im englischenund französischenBergbau. Die Lohn¬
räubereien, die an den Metallarbeitern begangen
werden, Wirten sich auch in den übrigen kapitalistischen

Staaten aus. Die Weltwirtschaftskriserüttelt an den
Grundfesten des internationalen Kapitalismus, weil
gleichzeitig ein neuer ungeheuerlicher Faktor ent¬
standen ist, der auszeigt, welcher Ausweg begangen
werden muß. Ich habe mich eigentlich darüber ge¬
wundert, daß in den bisherigen Zwischenrufen nicht,
wie es sonst immer der Fall war, auf Rußland vet>
wiesen wurde. „Und in Rußland?", das war doch so
die stereotype Redensart, die bei jeder Gelegenheit
unseren Rednern entgegengeschleudcrtwurde. Es ist
sehr still geworden mit dieser Frage: „Und in Ruß¬
land?" (Zuruf des Abgeordneten Renner: Heute freut
man sich, daß der Rubel wieder rollt! Zuruf des Ab¬
geordneten Steinbüchel: Potcmkin ist noch nicht aus-
gestorben!) Selbst in den Kreisen derjenigen, die am
schärfsten gegen die Arbeiterklasse standen, werden
heute immer mehr Stimmen laut, die in der Zu¬
sammenarbeit mit diesem Arbeiterstaat eine sehr wich¬
tige Aufgabe für die deutsche Republik sehen. Wenn
die Delegation der deutschen Industriellen nach der
Sowjetunion fuhr und jetzt zurückgekehrtist und nun
natürlich vom Reich die Zusage von Krediten haben
will, um die Lieferungen aufzunehmen, und wenn die
bürgerliche Presse berichtet, daß damit 100 000 bis
150 000 deutschen Arbeitern Beschäftigungsmüglich-
keiten gegeben werden sollen, so erklären wir dazu
mit aller Deutlichkeit: Diese Industriellen sind nicht
etwa nach der Sowjetunion gefahren aus Liebe zu den
Kommunisten, zu den Bolschewik!in Rußland (Sehr
gut! bei den Kommunisten), sondern sie wollten Ge¬
schäfte machen. Sie sind auch nicht hinübergefahren
aus der immer bekundeten Sorge um das Wohl und
Wehe ihrer Betriebsbelegschaften. (Zuruf des Ab¬
geordneten Witzler: Man hat sie eingeladen, weil man
sie braucht!) Daß sie sich darüber keine Gedanken
machen, ist bei tausend Angelegenheiten bewiesen
worden. (Zuruf: Sie sind eingeladen worden!) Selbst¬
verständlich sind sie zu Verhandlungen eingeladen
worden (Zuruf: und gut bewirtet worden!). Sie
sind aber hinübergefahren, Weil sie Geschäfte machen
wollten. Mein werter Herr Abgeordneter, Sie sagten
eben: „Weil man sie braucht". In den Vorzimmern
der Gesandtschaftendieses Arbeitcrstaates drängen sich
die Geschäftsmacherder kapitalistischenStaaten (Zu¬
ruf des Abg. Renner: Sehr gut! Man freut sich, daß
der Rubel wieder rollt!), um ein Geschäft für den
eigenen Staat zu ergattern. (Abgeordneter Zimmer
ruft den Abgeordneten der Rechten zu: Sie liefern
doch nichts, wenn Sie nicht bezahlt werden!) Wenn
die deutschen Industriellen sich nicht erboten hätten,
diese Lieferungen zu übernehmen, wäre es von Eng¬
land geschehen. Man braucht jetzt nur die Presse zu
verfolgen, um festzustellen, mit welcher Aengstlichloit
die Kapitalisten der anderen Staaten darüber wettern,
daß ihnen jetzt durch das schnellere Arbeiten der deut¬
schen Kapitalisten ein fettes Geschäft weggenommen
wurde. (Zuruf aus der Wirtschaftspartei: Freuen Sie
sich doch darüber!) Aber selbstverständlich. Ich werde
sofort einiges zu sagen haben, um dann festzustellen,
auf welcher Seite die Freude eigentlich sein kann.
(Zuruf des Abgeordneten Steinbüchel: Aber ihr zahlt
nur Schundpreise!) Diese Reisen der deutschenIn¬
dustriellen, die Hereinholung neuer Aufträge gibt
allein schon ein Bild dessen, wohin der Ausweg führen
muß. Die Sowjetunion ist der einzige Staat, der von
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dieser großen Weltwirtschaftskrise nicht berührt wird.
(Abgeordneter Dr. Stein: Na, na!) Der russische Staat
hat als einziger die Erwerbslosigkeit liquidiert, die
Sowjetunion hat als einziger Staat aufgeräumt mit
den Vorrechten der besitzenden Klasse (Zuruf des Ab¬
geordneten Zimmer: Die Arbeiter arbeiten dort nicht
mehr für die Schmarotzer!) und ist deshalb in der
Lage, in dieser Weise an den Aufbau des Sozialismus
heranzugehen.

Werte Anwesende! Wir haben gerade in der letzten
Zeit viele Zugeständnisse aus dem bürgerlichen, dem
feindlichenLager erhalten, die das, was in der Sow¬
jetunion vor sich geht, nicht mehr abzustreiten ver¬
mögen, die alle jene Unkenrufe außer Kraft setzen, all
jenes Gekrächze, das insbesondere in der sozialfaschisti¬
schen Presse aus den Reihen der Sozialdemokratie
gegen die Sowjetunion laut wurde. (Zuruf des Abge¬
ordneten Dunder: Gs ist jetzt am wütendsten!)

Ich habe schon angesichts dieser Tatsache auf eine
sehr wichtige Frage hingewiesen,die hiermit im engsten
Zusammenhang steht und die auch unsere Stellung¬
nahme hier unterstreichen soll: Den Kommunisten
wurde und wird bei den verschiedensten Gelegenheiten
immer wieder zum Vorwurf gemacht, daß sie ihren
Bestand nur durch die Verelendung erhielten, daß sis
Anhänger der Verelendungstheorie wären (Sehr
richtig! bei der Wirtschaftspartei), daß die Kommu¬
nisten ihre ganze Tätigkeit nur auf der Verelendung
der breiten Werktätigen Massen aufbaue. Wenn das
unsere Ansicht und unser Ziel wäre, dann brauchte
die Sowjetunion ja nicht 100 000 oder 150 000 deutschen
Arbeitern Brot und Beschäftigung zu geben; dann
tonnte sie ja die Aufträge aus Deutschland heraus¬
ziehen, um die Verelendung der breiten Massen noch
weiter zu treiben. Wären wir Anhänger öer Ver-
elendungstheorie, dann würden wir doch nicht an die
Arbeiterschaft den Appell richten, zu kämpfen gegen
die Lohn- und Gehaltsräuber, zu kämpfen gegen immer
weitere Verelendung, zu kämpfen gegen den Abbau
der Sozialunterstützung. Aber gerade die Übertragung
der Aufträge an Deutschland ist ein Beweis dafür,
daß wir durchaus versuchen wollen, in dem Rahmen,
der hier gezogen ist, all das durchzuführen, was wir
im Interesse der Werktätigen Bevölkerung für not¬
wendig halten. (Zuruf aus der Arbeitsgemeinschaft:
Aber nicht, daß sie beschäftigt werden, ist die Haupt¬
sache, sondern daß sie bezahlt werden! Antwort des
Abgeordneten Renner: Daß der deutsche Arbeiter be¬
zahlt wird, macht Euch die wenigste Sorge! Zuruf
des Abgeordneten Steinbüchel: Die Unternehmer
bauen ja die Löhne ab, weil sie so wenig zahlen!
Glocke des Vorsitzenden.) Warum denn diese Auf¬
regung über die Frage? Ich habe hier einige Tat¬
sachen angeführt, die beweisen,daß heute ein einziger
Staat vorhanden ist, der als ein Staat der Arbeiter
und Bauern in der Lage ist, den kapitalistischen
Ländern, die unter den Erschütterungen der Wirtschaft
zusammenbrechen, noch Brot und Arbeit zu geben.
(Zuruf rechts: Aber er muß auch bezahlen!) Auch
diese Frage wird gelöst durch die Bezahlung, wie sie
bisher durchgeführt worden ist und wozu auch der
proletarische Staat, die Sowjetunion, durchaus in der
Lage ist. Selbst führende Industrielle haben erklärt.

daß sie in die Kreditwürdigkeit des Arbeiterstaates,
t>er Sowjetunion, nicht mehr den geringsten Zweifel
setzten, daß natürlich der gewaltige Aufbau der In¬
dustrie und der Landwirtschaft, der sich in der Sowjet¬
union vollzieht, auch die Bezahlung der erteilten Auf¬
trage durchaus gewährleiste. Natürlich ist auch damit
eine Gefahr für den Kapitalismus selbst verknüpft:
Die immer weitere und schnellere Entwicklung der
industriellen und landwirtschaftlichenProduktion wird
zu einer Gefahr für den Kapitalismus selbst. Gs ist
eine der führenden Größen gewesen, die erklärt hat,
Lenin habe es schon einmal ausgesprochen, daß der
Kapitalismus selbst seinen Todfeind unterstützen muß
und daß das, was jetzt in der Sowjetunion sich ab¬
spielt, die Verwirklichung des Fünfjahresplans, natür¬
lich auch zu einer Todesgefahr für den internationalen
Kapitalismus wird. (Sehr richtig! bei den Kommu¬
nisten.) Das ist es, was heute noch die Kreise in
Deutschland ein wenig auseinanderreißt. Geschäfte
möchten sie alle machen mit der Sowjetunion, sei es
in,der Form des Bezugs von Industrie- oder Ngrar-
Probukten, sei es die Lieferung von Maschinen oder
ganzer Fabrikeinrichtungen, sei es die Lieferung von
Rohprodukten usw. Sie möchten alle Geschäftemachen;
nur sehen sie, daß sine bestimmte Gefahr vorhanden
ist, und diese Gefahr läßt diesen oder jenen noch
zurückschrecken.(Zuruf aus dem Zentrum: Sprechen
Sie mal zum Haushaltsplan! Abgeordnete Frau
Becker: Sehr richtig!)

Alles, was ich gesagt habe, steht in engstem Zu¬
sammenhang mit den hier aufgeworfenen Fragen, steht
in engstem Zusammenhang mit der Frage, wie die mit
den Aufgaben der Provinzialverwaltung zusammen¬
hängenden Fragen gelöst werden sollen.

Gs nützt nichts oder sehr wenig, zu sprechenüber
die Nöte der rheinischen Bevölkerung, über die Not
der Not der Werktätigen, der kleinen Landwirte, der
die Not der Erwerbslosen usw., sondern man muß
versuchen, die Ursachen zu erforschen, um dann auch
die Mittel zu finden, die zu deren Ueberwindung
möglich und notwendig sind.

Wir sagen — um zum Abschluß zu kommen —, daß
innerhalb des kapitalistischen Systems eine Lösung
dieser Frage nicht mehr möglich sein wird (Abgeord¬
neter Nohl: Sehr richtig!), daß es innerhalb dieses
Systems nicht mehr möglich sein wird, durch diese oder
jene Palliativmittelchen, durch diese oder jene An¬
leihen, durch kurz-, lang- oder mittelfristige Anleihen
der Not der Werktätigen, der kleinen Landwirte, der
Winzer usw. abzuhelfen. Wir sagen Ihnen mit aller
Deutlichkeit, insbesondere den Herren vom Zentrum
(Zuruf des Abgeordneten Steinbüchel: Die SPD. nicht
vergessen!) . . . Euch haben wir schon soviel erwähnt,
daß es nicht mehr notwendig ist, Ihr seid bereits ein
so zusammenhängenderBegriff vom National- bis zum
Sozialfaschismus geworden (Abgeordneter Dunder:
Sehr richtig!), daß man Euch in einem Atemzuge
nennen kann, ohne sich der Sünde des Vergessens
schuldig zu machen. — Wir sagen der gesamtenbürger¬
lichen Gesellschaft:Sie möge Scheiterhaufen errichten,
sie möge versuchen, alles noch einmal ins finstere
Mittelalter zurückzudrehen, sie möge Kerker, Zucht¬
häuser uud Gefängnisse bauen, sie möge ihre Polizei-
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truppen mit Panzerwagen, Gasbomben und den schärf¬
sten Waffen ausrüsten. Siegreich behaupten wird sich
dennoch die Kraft des revolutionären Proletariats,
denn das Proletariat sieht das große Ziel, den Aufbau
des Sozialismus, der in der Sowjetunion verwirklicht
wird. Unter diesem Banner wird auch die deutsche
Arbeiterklasse kämpfen gegen die immer weitere Ver¬
elendung, gegen die Lohn- und Gehaltsräuber, gegen
die finsteren Mächte des Zentrums. Sie wird in ge¬
schlossener, einheitlicher Front den Kampf aufnehmen
für ein Sowjetdeutschland. (Lauter Beifall bei den
Kommunisten.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr.. Stein.

Abgeordneter vi. Stein: Meine sehr verehrte«
Damen und Herren! Der Herr Oberpräsident hat mit
warmen Worten der Tatsache der Rheinlandräumung
gedacht. Leider bedeutet die Rheinlandräumung für
uns keine absolute Befreiung von der Gefahr jeglicher
Fremdherrschaft, denn solange, wie jenseits der Grenze
schwer bewaffnete Armeen stehen, die jeden Augenblick
in unsere wehrlose Provinz hineinbrechen tonnen, ist
kein Friede da. Gerade wir in der Rheinprovinz haben
°en heißen Wunsch, Wh es gelingen möge, in den
weiteren Verhandlungen über die Abrüstung einen
Erfolg zu erzielen.

Wir freuen uns auch über die warmen Worte, die
unseren Brüdern im Saargebiet gespendet wordett
sind. Wir hoffen, daß auch für sie recht bald die Er¬
lösung kommt, und sie dann wieder zurückkehren
können in die alte Heimat, um wieder zu uns zu ge¬
hören wie in der Vergangenheit.

Ich möchte aber an dieser Stelle auch noch unserer
Brüder in den abgetretenen Gebieten von Gupen und
Malmedy gedenken. Sie sind in einer erheblichschwere¬
ren Lage, als unsere Freunde im Saargebiet. Aber
wir hoffen, daß auch hinsichtlichihrer schließlich sich
das Recht Geltung verschaffen wird. Wenn man ver¬
sucht, sich auch die Sache von dem Standpunkt der
anderen Seite aus anzusehen, so kann doch lein ver¬
nünftiger Mensch glauben, daß es wirklichdie Absicht
der Belgier sein kann, durch Festhaltung an diesem uns
und der Bevölkerung von Gupen und Malmedv. zu¬
gefügten Unrecht die Wiederherstellungder alten guten
Beziehungen zwischen Belgien und dem großen deut¬
schen Volte unmöglich zu machen. Glücklicherweise
haben sich in der letzten Zeit auch in Belgien die
Stimmen gemehrt, die auf eine sinngemäße, den An¬
forderungen der Billigkeit und des Rechtes ent¬
sprechende Lösung drängen.

Meine Fraktion hat sich erlaubt, einen Antrag ein¬
zureichen, in dem die Verwaltung ersucht wird, in dem
Sinne bei der Staatsiegierung vorstellig zu werden,
daß alle Schritte unternommen werden, um die Rück¬
kehr unserer Brüder von Gupen und Malmedy in die
Wege zu leiten.

Meine Damen und Herren! Die Prüfung des
Haushaltsplanes der Provinz zeigt in diesem Jahre
in einer — viele von Ihnen sehr überraschenden —
Weise, wie start die Haushaltspläne der öffentlichen
Verwaltung von der Wirtschaftslage beeinflußt wer¬
den. Das ist zunächst einmal auf der Einnahmenseite
der Fall. Sie hat auf der Einnahmenseite einen Rück¬

gang in den Steuern zur Folge. Sie bringt auch die
große Gefahr mit sich, daß dieser Rückgang der Steuer¬
eingänge sich noch weiter fortfetzen wird, selbst dann,
wenn schon ein Aufstieg der Konjunktur wieder ein¬
gesetzt hat. Damit muß natürlich jede öffentliche Ver¬
waltung rechnen. Auf der anderen Seite sind natur¬
gemäß die Ansprüche, die von einer sich in einer Not¬
lage befindlichenBevölkerung an die öffentlichenVer¬
waltungen gestellt werden, viel größer, als sie dann
sind, wenn glücklichere Zeiten herrschen. Tatsächlich
müssen wir alle gestehen, daß heute die Lage viel
schlimmergeworden ist, als die schlimmsten Pessimisten
bei den früheren Verhandlungen, auch in diesem Hause,
es vorausgesagt haben. Wir müssen anerkennen, daß
der Herr Oberpräsident ein offenes Wort gefunden hat,
wenn er erklärte: Wir haben den Kopf zulange in den
Tand gesteckt. Ich nehme an, daß er damit die Ver¬
waltungen gemeint hat. Denn für einen Teil dieses
Hauses, insbesondere für meine Fraktion, kann ich in
Anspruch nehmen, daß wir bereits seit Jahren darauf
hingewiesen haben, daß dieser Zustand, wie er durch
das Hereinstiümen des amerikanischen Geldes geschaffen
worden war, kein Dauerzustand bleiben konnte und
das bittere Erwachen sehr bald folgen würde.

Dem Herrn Landeshauptmann kann ich nicht ganz
folgen, wenn er auch für sich in Anspruch nimmt, daß
er immer davor gewarnt habe, allzu große Ansprüche
an die Landesverwllltung zu stellen. Ich weiß aller¬
dings, daß er im vergangenen Jahre so etwas gesagt
hat. Aber aus den früheren Jahren muß ich feststellen,
daß er hier zum Bedauern unserer Fraktion immer
wieder dem Drängen gewisserKreise in diesem Hause
nachgegebenund immer wieder Geld für Ausgaben
gefunden hat, von denen er heute wahrscheinlichselbst
der Auffassung ist, daß es gut wäre, wenn sie ver¬
mieden worden wären.

Meine Damen und Herren! Wenn ich diese Ab¬
hängigkeit der öffentlichen Haushalte von dem Zustande
der Wirtschaft so in den Vordergrund gestellt habe, so
verfolge ich dabei ein weiteres Ziel: ich möchte nämlich,
und zwar ohne jegliche Polemik, sowohl bei der Ver¬
waltung der Provinz wie auch bei sämtlichenParteien
in diesem Hause den Gedanken hervorrufen, daß es
richtig ist, sich zu überlegen, ob sie den Problemen der
Wirtschaft gegenüber heute noch die richtige Stellung
einnehmen. Ich kann mir dabei gut denken, daß man
gruudsätzlicherGegner der heutigen Wirtschaftsorgani¬
sation sein kann. Aber ich muß auch von dieser Seite
verlangen, daß sie den Fragen, die uns heute und in
der nächsten Zeit beschäftigen, gegenüber auf dem Boden
der Wirklichkeitbleibt und nicht versucht,das, was sie
im Herzen trägt und für die Zukunft hofft, zu einem
Zeitpunkte zu verwirklichen, der am allerungeeignetsten
dafür ist.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir
kranken tatsächlich an einer falschen Ginstellung gegen¬
über der Wirtschaftspolitik. Ueber eins dürfen wir
uns nicht täuschen— das wird mein Herr Vorredner
nicht bestreiten tonnen —, daß heute noch in der ge¬
samten Weltwirtschaft, wenn wir zunächst einmal von
Sowjetrußland absehen, der Kapitalismus stärker ist,
als er je gewesenist. Gine ganze Anzahl Hemmungen,
die früher dem Kapitalismus entgegen standen, sind
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heute Mallen, nicht nur in Deutschland, sondern auch
anderwärts.

Nun eine weitere Frage: Ist dieses System in der
Vergangenheit so schlechtgewesen, wie es seine Kritiker
heute darstellen? Wenn Sie uns glauben machen
wollen, dieses System sei im Zusammenbruch, so ver¬
neine ich dies mit allem Nachdruck. Ich stelle das eine
fest, was mir auch von sozialistischerSeite nicht be¬
stritten werden kann, daß der Kapitalismus Existenz,
Möglichkeiten geschaffen und die Existenzvon Millionen
von Menschenin einer Weise verbessert hat, wie man
es sich vor hundert Jahren nie hätte träumen lassen.
Meine Damen und Herren! Ich richte mich hier wieder
an die Anhänger des Sozialismus. Wenn Sie ganz
objektiv sind, wollen Sie dann dem Kapitalismus die
Fähigkeit abstreiten, auch in der nächsten Zukunft in
dieser Hinsicht segensreich zu Wirten und weiter Arbeit
für Millionen zu schaffen, wie er es bisher getan hat?
Ich glaube, Sie können diese meine Frage nicht ver¬
neinen und müssen mir zum mindesten zugeben, daß
doch eine sehr große Wahrscheinlichkeit besteht,daß der
Kapitalismus noch eine Zukunft hat. (Zuruf des Abge¬
ordneten Riegel: Nein, er muß abdanken!) Sie möchten
gern, daß er abdankte, aber dazu ist er viel zu stark;
das schafft auch Sowjetrußland nicht, daß er abdankt.
(Zuruf des Abgeordneten Kurth: Er dankt von selbst
ab!) Meine Damen und Herren! Das Ende dieser
kapitalistischenEntwicklung abzusehen, ist heute voll¬
ständig unmöglich. Ich will nicht behaupten, daß nicht
eine ferne Zukunft einmal Aenderungen des Systems
bringen wird. Aber was uns heute beschäftigt, die Not
unserer Volksgenossen, können wir nicht damit kurieren,
daß wir sie darauf vertrösten, daß vielleichteinmal in
ION Jahren eine Gesellschaftsordnung kommen könnte,
die besser wäre.

Meine Damen und Herren! Was haben wir denn
diesem Zustande gegenüber hier in Deutschland getan?
Wir müssen zunächst einmal feststellen, daß wir in
Deutschland eine Vorwegbelastung haben, die andere
Völker nicht haben: das sind die Reparationen. Die
Reparationen sind vollständig privatkapitalistisch auf¬
gezogen; sie sind in ihrer Wirkung mich durchaus
kapitalistisch,indem sie uns nötigen, Kapital auszu¬
führen. Das NächstliegendeWäre doch eigentlich,daß
man die kapitalistischen Methuben znr Hilfe nähme, um
diesem für unsere nationale Wirtschaft schädlichen. Ab¬
fluß von Kapital entgegenzuarbeiten, mit anderen
Worten, daß wir in unserer eigenen Wirtschaft den
Kapitalismus uach jeder Richtung hin stärkten. Was
haben wir aber getan? Wir haben lauter Inseln ge¬
schaffen, auf denen das Idyll einer glücklicheren Zu¬
kunft, wenn auch nicht überall in Wirklichkeit geschaffen,
so doch vorgetäuscht worden ist. Diese sozialistischen
Inseln, die wir bei uns haben, sind heute das schlimmste.
Kommt der Sozialismus wirklicheinmal, !wie ein Teil
von Ihnen glaubt — ich glaube es nicht —, dann ist
es doch unzweckmäßig, daß man heute schon so ein paar
Inseln einrichtet, die nur das gesamte Wirtschafts¬
system stören. Diese Gedantengänge sozialistischer,
bodenrcformerischeruud ähnlicher Art haben tntsächlich
in unserem Volte den Glauben großgezogen,daß der
Staat dafür da sei, für alle zu sorgen. Das allerdings
ist eine fürchterlicheSchädigung unserer Nation, denn

dazu ist kein Staat in der Lage. Nicht einmal ein
sozialistischerStaat würde imstande sein, für alle zu
sorgen, ohne daß sie sich selbst Mühe zu geben brauchten.

Meine Damen und Herren! Was ist das Resultat
dieser Einrichtung eines Fürsorgestaats gewesen? Der
Strom des Kapitalismus ist durch diese Hindernisse,
diese Inseln und Inselchen einer ungesundenIdeologie,
in seinem natürlichen, die Wirtschaft befruchtenden
Laufe gehemmt wurden. Der Strom ist vielfach abge¬
drängt worden uud hat dann Schaden angerichtet. Sie
sehen das an nichts deutlicher,als an der vielfach über¬
triebenen Rationalisierung. Meine Damen und Herren!
Gs liegt heute im ureigensten Interesse aller Be¬
teiligten, vor allem der Arbeitnehmer, daß sie sich klar
darüber werden, daß in der heutigen Lage ihnen nur
der Kapitalismus, wenn er sich nach seinen Natur¬
gesetzen zu entwickeln vermag, helfen kann, nnd daß
alles Weitere Hirngespinste sind. Lediglichder Kapita¬
lismus wird in der Lage sein, Arbeitsgelegenheit für
die vielen Millionen fleißiger Hände, die heute feiern
müssen, zu schaffen. Freilich wird er das nicht von
heute auf morgen können. Ich glaube, daß die Berech¬
nung sehr viel für sich hat, daß wir auch unter günsti¬
gen Umständen mit einer erheblichenZahl ^ vielleicht
4 Millionen — Arbeitsloser im nächsten Jahre zu
rechnen haben. Aber wenn die Hemmungen, die den'
Kapitalismus entgegenstehen,beseitigt werden, wird es
sich jedenfalls ermöglichen lassen, doch immerhin einen
größeren Teil dieser Arbeitslosen allmählich wieder in
den Produktionsprozeß einzuschalten. Dann müssen
aber diese sozialistischen Inselchen wieder entfernt wer¬
den, damit der Strom ruhig fließen kann. Es ist eine
übertriebene Auffassung, wenn man heute davon redet,
es sei eine solche Krise des Kapitalismus da, daß er
zusammenbrechenmüsse. Diese Krise des Kapitalismus
haben wir, soweit sie da ist, selbst geschaffen, und, wenn
wir sie nicht beseitigen,werden wir nie zu gesunderen
Verhältnissen kommen und vielleicht sogar noch
schlimmerenZuständen entgegengehenals heute.

Meine Damen und Herren! Eine dieser sozia¬
listischen Inseln, und «vielleichtdie schlimmste,ist der
politische Lohn. Zu welchen grotesken Erscheinungen
der politischeLohn geführt hat, zeigen uns die Vor¬
gänge in Duisburg'-Meiderich: Von einer Belegschaft
von 7000 wollen 5000 die Arbeit wieder aufnehmen.
Es wird ihnen verweigert. Ich frage namentlich Sie
(zur Linken) als Vertreter der Arbeitnehmer: Heißt
das nicht, dem Menschen das Recht aus Arbeit ver¬
weigern? Ist nicht das Recht auf Arbeit in unserer
Verfassung garantiert? Und was ist geschehen? Man
hat Gesetze geschaffen, wodurch es unmöglich wird, daß
die Leute ihr Recht auf Arbeit ausüben können. Und
dann ein Zweites: Wir haben doch eine Demokratie,
uud in der Demokratie gilt der Wille der Mehrheit.
Wenn von einer Belegschaft von 7000 Köpfen 5000
arbeiten wollen, so ist das die Mehrheit, uud wärmn
kommt dw Mehrheit nicht zu ihrem Recht? Es ist
in. E. die verdammte Pflicht und Schuldigkeit der
Vertreter der Arbeitnehmerschaft, sich einmal darüber
klar zu werden, in welch unhaltbare Zustände unsere
Arbeiterschaft hiueiumanövriert worden ist, nnd was
sich daraus noch alles in Zukunft entwickeln lann.
Letzten Endes bezahlt doch immer der Arbeitnehmer
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den Schaden. Das wissen wir auch von den Repa¬
rationen.

Weine Damen und Herren! Der politischeLohn
steht auch in engster Beziehung mit dem Problem der
Selbstkostensenkung. Wir befinden uns in Deutsch¬
land in einer Selbstkostentrifis. Tatsache ist wß die
Selbstkostenunserer Produktion zu hoch getrieben sind,
als daß wir uns in Exportgeschäften so auswirken
könnten, wie es bei der heutigen Lage möglich sein
sollte. Außer dem politischen Lohn sind es auch die
hohen Steuerlasten und die sozialen Lasteil, die in
dieser Hinsicht 'verderblichwirken. Nun bitte ich Sie.
mir einmal in folgenden Gedantengang zu folgen.
Lehmen Sie einmal an, wir bekämen, irgendwo von
Nebersee ausgehend, in einigen Monaten einen Auf¬
stieg der Konjunktur. Mit den hohen Selbstkosten
werden wir dann von dem Aufsteigen der Konjunktur
nichts erleben. Wir werden erst dann etwas davon
haben, ,wenn die Konjunktur den Höhepunkt erreicht
und die Selbsttosten in den anderen Ländern sich un¬
gefähr den unserigen angepaßt haben; dann bekommen
wir vielleicht noch etwas mit. Es wird mir aber
jeder Kenner der Wirtschaftskonjunktur darin bei¬
pflichten, daß das Geschäft im Beginn der Konjunktur
gemacht wird, nicht auf dem Höhepunkt, wo man jeden
Augenblick Angst haben muß, daß sich die Konjunktur
überschlägt. Meine Damen und Herren! Wenn Sie
das nicht einsehen, wenn Sie nicht daraufhin alle zu¬
sammen mit daran arbeiten, daß wir eine Vrniedri-
gung der Selbstkosten bekommen, schädigen Sie das
deutsche Voll um viele Hunderte von Millionen, die
in der aufsteigenden Konjunktur verdient werden
können, und Sie schädigen am meisten den Arbeit-
nehmer.

Meine Damen und Herren! Eine von diesen herr¬
schen Infelchen, die der Sozialismus bei uns künstlich
errichtet hat, ist auch die Betätigung der öffentlichen
band auf wirtschaftlichemGebiet. Ich möchte darauf
hinweisen, daß auch die Provinz in dieser Hinsicht
einige Schmerzen hat. Ich erinnere zunächst an die
Westerwllldbrüche.Nach den nns zugegangenen Unter¬
lagen ist das Kapital der Aktiengesellschaftim Ver¬
hältnis von 4 zu 1 zusammengelegt worden, so daß
sich daraus ein Schade von 75NNNN RM berechnet,
2b dieser Schade nicht vielleicht noch größer ist, weiß
ich nicht; vielleichtmag er auch geringer sein. Schein¬
bar ist doch ein sehr erheblicher Schade entstanden.

Noch schlimmer liegt die Sache bei dem Nürburg¬
ring. Meine Damen und Herren! Die Sache Nür¬
burgring ist ja durch die Oberrechnungstammer klar-
gelogt worden, und es haben darüber im Preußischen
Landtage Verhandlungen stattgesuuden. (Zuruf des
Abgeordneten Steinbüchel: Das sind olle Karamellen!)
Es hat sich dabei herausgestellt, daß die öffentliche
Hand dabei einen Betrag von 12^ Millionen RM
ausgegeben hat, einen Betrag, für den, wenn man sich
die ganze Sache einmal ansieht, doch recht minder¬
wertige Gegenwerte geschaffen worden sind. Auch die
Provinz gehört zu den Leidtrugenden. Die Provinz
ist heute noch mit einem Betrage von, glaube ich,
W0U RM an der Nürburgringgesellschaft beteiligt.
In der Aufstellung der Beteiligungen, die wir in der
Anlage des Vorberichts haben, habe ich vermißt, daß
die Beteiligung am Nürburgring aufgeführt worden
ist. Ich will der Verwaltung nicht unterstellen, daß

es ihr peinlich gewesen wäre, die Aufmerksamkeit
dieses hohen Hauses auf das Wort „Nürburgring" zu
lenken. Aber es entspricht doch einer kaufmännischen
Gepflogenheit, daß man einen Posten, den man als
verloren betrachtet, wenigstens pi-o memoria in den
Büchern weiterführt. Ich möchte daher die Verwal¬
tung bitten, doch auch künftig demgemäß zu Verfahren,
daß wir auch darau erinnert werden und gelegentlich
immer wieder nachfragen können, was ans dem herr¬
lichen Nürburgring geworden ist.

Meine Damen und Herren! Bevor ich mich den
Einzelheiten des Etats zuwende, gestatten Sie mir
noch ein Wort über dasjenige, was aus den Reden
verschiedenerVorredner herausllang: die Frage der
Finanznot der Gemeinden. Wir sind in der Provinz
nicht in der Lage, du viel zu tun. Es ist ja bereits
darauf hingewiesenworden, was zur Ermäßigung der
Pflogesätze geschehen taun. Worauf es ankommt —
und darin müssen wir den Fürsorgeverbänden unsere
Zustimmung und, soweit es geht, auch unsere Unter¬
stützungzusagen— ist, daß Mittel und Wege gefunden
werden, die Last der Wohlfahrtserwerbslosen auf
breitere Schultern abzuwälzen. Es liegt doch, soviel
ich weiß, ein Antrag Breitschoidvon der Sozialdemo-
tratischcn Partei im Reichstage vor, ferner ein Antrag
des Deutschen Städtetages. (Zuruf des Abgeordneten
Gerlach: Der Antrag Breitschoidund Genossen ist
gegen die Wirtschaftspartei angenommen worden!)
Ich lasse es dahingestellt, aus welchem Grunde die
Neichstagsfraktion der Wirtschaftspartei das ablehnt;
sie wird es schon wissen. Aber grundsätzlichwird die
Wirtschaftspartei dem Bestreben zugestimmt haben,
(Zuruf des Abgeordneten Gerlach: Es freut uns, das
von Ihnen zu hören!) Es bleibt uns ja nichts anderes
übrig, wenn wir eine Entlastung des Steuerzahlers
herbeiführen wollen, als den Gemeinden darin zu
helfen, daß sie von den Lasten, die ihnen m. E. heute
zu Unrecht aufgebürdet worden sind, befreit werden.

Ich habe aber noch einen Wunsch, dem ich bei dieser
Gelegenheit noch Ausdruckgeben möchte. Es ist näm¬
lich der, daß, wenn im Sinne dieser Bestrebungen
Gelder freigemacht werden und zu einer Entlastung
der Gemeinden führen können, man von dieser un¬
seligen Fondswirtschaft, wie sie in Preußen besteht,
Abstand nimmt. Ich bin sehr froh darüber, Herr
Gerlach, daß Sie mir zustimmen. Bitte, wirken Sie
bei Ihren Freunden in der preußischen Regierung
darauf hin, denn da sitzen diejenigen, die daran schuld
sind, daß wir diese unselige Fondsbildung habeil.
Diese Fondswirtschaft ist tatsächlichunerträglich. Wir
haben wahrscheinlichin Preußen außer dem zuständi¬
gen Ministerialdirektor sehr wenig Leute, die sich ganz
in diesen Fonds zurechtfinden.

Meine Damen und Herren! Der Herr Landes¬
hauptmann hat den Haushaltsplan, dem ich mich jetzt
zuwenden möchte, als eine Oase in der Wüste der
kommunalen Etats bezeichnet. Das ist eigentlich kein
Kunststück,wenn man keine Wohlfahrtserwerbslosen
zu versorgen hat. Wenn man die Gesamtheit der
kommunalen Etats als eine Wüste bezeichnen will, ist
der Etat der Provinz vielleichtauch in dem Sinne eine
Oase, als er heute noch der am wenigsten zusammen¬
gestrichene ist. (Abgeordneter Wihler: Sehr richtig!)
Es muß da noch andere Arbeit geleistet werden. Wir
geben uns der Hoffnung hin, daß die bevorstehenden
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Beratungen der Fachausschüsse noch Positionen heraus¬
finden werden, die noch eine Kürzung oder Streichung
vertrugen tonnen. Für uns ist es u. E. außerordent¬
lich wichtig,daß die Provinzialmnlage ermäßigt wird.
In allererster Linie biegt das im Interesse der Ge¬
meinden, die heute ihre Etats kaum ins Gleichgewicht
bringen können. Wenn der Redner der Ientrums-
fraktion sich dieses Ziel erst für das nächste Jahr vor¬
genommenhat, so kann ich ihm darin nicht beipflichten-,
denn das ist mir viel zu lange. Im Gegenteil, ich
möchte an ihn die dringende Bitte richten, daß er sich
schon in diesem Jahr dafür einseht, und ich hoffe,
daß bei der Anzahl von guten Kennern des Etats,
über die die Zentrumsvartei verfügt, es dann möglich
sein wirb, solche Positionen herauszufinden.

Meine Damen und Herren! Eine Frage bei dem
Etat, über die ich mich nie mit der Verwaltung einigen
kann, ist die Frage der Vermögensausstellung. Die
Verwaltung ist über dasjenige, was sie bisher getan
hat — abgesehen von der Aufführung der Beteiligung
— nicht erheblich hinausgegangen. Ich vermisse auch
in dem Passwvermögen eine Zusammenstellung der
Schulden. Wir haben von der Gesamtheit der Schul¬
den nur etwas aus den Ausführungen des Herrn
Landeshauptmanns gehört. Es wäre besser, wenn
man das schwarzauf weiß hatte.

Meine Damen und Herren! Der Herr Landes¬
hauptmann hat ausgeführt, daß eine Senkung der
Personlllkosten um 9)4 Prozent durchgeführt worden
sei. Wir bezeichnendas als einen erfreulichen An¬
fang, sind jedoch der Auffassung,daß, wenn man wirk¬
lich darauf hinarbeiten will, der Wirtschaft eine Ent¬
lastung zu verschaffen,dann noch erheblich mehr ein¬
gespart werden muß. Ich glaube auch, daß die Auf¬
fassung des Herrn Landeshauptmanns, daß die Pro-
vinzialverwaltung die Nachprüfung, ob die Provinz
mit höheren Beamten übersetzt sei, rnbig abwarten
könne, nicht allgemein geteilt wird, und daß auch
außerhalb des Kreises unserer Fraktion viele Leute
der Auffassung sind, daß hier noch weiter gespart
werden könnte. Wir verkennen allerdings nicht die
Schwierigkeiten, die dabei vorliegen. Gs ist ja be¬
kanntlich viel leichter, die sächlichen Ausgaben zu be¬
schneiden als die persönlichen. Aber angesichts der
Lage, in der wir uns befinden, wird auch die Pro-
vinzialverwaltung nicht daran vorbeikommen,idaß sie
auf diesem Gebiete noch weiter vorgeht.

Auch die Einstufungen der Provinzialbeamten, vor
allen Dingen der höheren Beamten, weiden nicht nur
aus unseren Kreisen vielfach beanstandet. Wir sind
der Auffassung, daß die Novelle zum Finnnzausgleich-
gesetz, die ja einen Zusatz zu dem Beamtenbesoldnngs-
gesetz bringt, sehr wohl in der Lage ist, Remedur zu
schaffen. Gs kommt allerdings auf eins dabei an: daß
bei den Verwaltungen — also hier bei dem Herrn
Landeshauptmann und dem Provinzialausschuß —
auch der ernste Wille besteht, diesen Paragraphen an¬
zuwenden und jede einzelne Einstufung daraufhin
genau zu prüfen, ob sie noch mit den Richtlinien, die
ja das Ministerium noch herausgeben wird, oder mit
den sonstigen gesetzlichen Bestimmungen in Einklang
steht oder nicht. Ich glaube, wenn man da mit allem
Ernst herangeht, läßt sich doch vieles erreichen. Ich
habe infolgedessen dieses Gesetz begrüßt. Aber ich
fürchte, daß das Gesetz ein Messer ohne Klinge bleiben

wird, falls sich nicht dieser Wille bei den leitenden
Stellen durchsetzt.

Meine Damen und Herren! Diese Einstellung
unsererseits hat durchaus nichts zu tun mit unserer
grundsätzlichen Ginstellung gegenüber dem Berufs¬
beamtentum. Wir werden leider vielfachaus Berufs¬
beamtenkreisen — ich glaube, heute morgen hat auch
der Redner der Sozialdemokratischen Partei uns
wieder in dieser Weise charakterisiert — als Feinde
des Berufsbeamtentums dargestellt. Meine Damen
und Herren! Nichts ist univahrer als das. Ich
brauche nur auf unser Programm zu verweisen, auf
alle Erklärungen, die unsere maßgebenden Leute ab¬
gegeben haben. Wir stehen ein für ein pflichttreues
Berufsbeamtentum, aber wir wollen dieses Berufs¬
beamtentum auch sichern (Glocke des Vorsitzenden.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich möchte um etwas
mehr Ruhe für den Herrn Redner bitten.

Abgeordneter Dr. Stein (fortfahrend): gegen¬
über dem sogenannten Parteivuchbeamtentum. Wir
haben nur den einen Wunsch, daß auch seitens des Be¬
rufsbeamtentums der Strich gegenüber dem Partei-
buchbeamtentum energischer gemacht wird, als es bis¬
her der Fall gewesen ist. Ohne ein pflichteifriges,
pflichttreues Berufsbeamtentum ist die Führung der
Geschäfte eines großen Volkes nicht möglich. In
diesem Sinne werden wir immer für das Berufs¬
beamtentum eintreten.

Meine Damen und Herren! Wir bedauern, daß
beim Straßenbau eine Kürzung hat eintreten müssen.
Wir müssen aber diese Kürzung angesichts der wirt¬
schaftlichen und finanziellen Lage in Kauf nehmen.

Es hat uns sehr gefreut, daß für den Wohnungs¬
bau dadurch Mittel geschaffen werden sollen, daß der
Preußische Staat die Bürgschaft für zweite Hypotheken
übernimmt. Mit dieser Bürgschaft allein wäre noch
nichts gemacht, wenn nicht die Landcsbank hoffte,
20 Millionen dafür bereitstellenzu tonnen. Wir haben
aber den dringenden Wunsch, daß diese zweite Hypo¬
theken nicht nur für Neubauten gegebenwerden, son¬
dern vor allen Dingen auch für die Altbauten. Der
Altbau ist heute wichtiger geworden als der Neubau.
Tatsächlichist die Wohnungsnot, soweit wir von einer
solchen reden konnten, im großen und ganzen besei¬
tigt. Sie findet sich nur noch lokal und für einzelne
Schichten. Dagegen ist die Erhaltung des Altwohn¬
raumes heute das Allerwichtigste. Bei dem Altwohn-
raum ist auch zu berücksichtigen, daß durch zeitgemäße
Teilung von Wohnungen, durch Umbauten und An¬
bauten, Wohnraum geschaffen werden kann, den der
Neubau heute angesichtsder noch immer hohen Kosten
des Neubaues nicht schaffen kann.

Zu dem Haushaltsplan der Hochbauverwaltung ist
uns aus Kreisen unserer Anhänger die Anregung
geworden, die ich Ihnen hiermit weitergeben möchte,
die Provinzialverwaltung möge doch einmal in Er¬
wägung ziehen, ob man die Reparaturen und Um¬
bauten nicht durch lokale Architektenbeaufsichtigenund
betreuen lassen könnte, statt daß in Düsseldorf ein
großer Stab gehalten wird, für den heute doch nur
eine geringe Verwendungsmöglichkeit besteht. Die
Vauleitungskosten stellen sich auf diese Weise verhält¬
nismäßig außerordentlich teuer. Gs kommt noch dazu,
daß die hohen Reisetosten berücksichtigt werden müssen.



78. Rheinischer Provinziallandtag, 3. Sitzung am 24. März 1931. 55

Hinsichtlichder Kürzung der Reisekostensind wir
erfreut darüber, daß die Provinzialverwaltung, nach¬
dem sie es jahrelang abgelehnt hat, unseren Anregun¬
gen zu folgen, sich endlich dazu entschlossen hat, eine
Kürzung vorzunehmen. Ich erinnere daran, daß wir
im Vorjahre mit unserem Antrag 46 eine 25prozen-
tige Kürzung verlangt haben. Heute hat die Verwal¬
tung selbst 15 Prozent bei der Aufstellung des Haus¬
haltsplanes eingesetzt.

Ich möchte auch nochmals die Verwaltung darauf
aufmerksam machen, daß sie, wo sie auch nur dazu in
der Nage ist — vielleicht bei der Landesbank laßt sich
einiges machen — für die Erhaltung des Althaus-
besitzes sich möglichstbemüht, der ja, wie ich bereits
ausgeführt habe, von ganz außerordentlicher Wichtig¬
keit ist und vielleichtnoch das größte Kapital darstellt,
das das deutsche Voll hat. Leider ist die Kreditsicher¬
heit des Altbesitzes durch Wohnungszwangswirtschaft
und Steuergesetzgebung ziemlich eingeschränkt; aber
immerhin ist der Hausbesitz doch heute noch eins der
wertvollsten Vermögensstücke.

Hinsichtlich der Anstalt Brauweiler lassen die
Klagen aus unseren Kreisen darüber nicht nach, daß
von dort aus den dortigen Gewerbetreibenden un¬
nötige Konkurrenz gemacht wird. Wir verschließen
uns ja nicht der Tatsache, daß Arbeiten in diesen An¬
stalten geschaffen werden müssen, und daß, wo Arbeit
geschaffen wird, auch Produtte entstehen, die verkauft
werden müssen. Wir sind aber andererseits der Auf¬
fassung, daß die Provinz sehr Wohl in der Lage Ware,
die Verwertung ihrer Produkte, wenn sie sie selbst
nicht brauchen kann, doch jedenfalls auf einen größeren
Kreis zu verteilen, so daß die unmittelbare Nachbar¬
schaft dadurch nicht benachteiligt wird.

Meine Damen und Herren! Ueber die Lage der
Landwirtschaft sind in dem letzten Provinziallandtag
sehr eingehende Ausführungen gemachtworden. Ich
taun mich heute darauf beschränken, für meine Partei
zu erklären, daß wir mit den Maßnahmen, die seitens
der Reichsregierung getroffen worden sind, zufrieden
sind, wenn sie sich auswirken werden, und daß wir
bedauern, daß ,darüber eine lange Zeit vergeht, bis
diese Maßnahmen sich durchgesetzt haben. Es ist un¬
möglich, nachdem der Bauer derartig ausgepowert
worden ist, wie es in den letzten Jahren der Fall
gewesen ist, daß er von heute auf morgen durch ewige
Zollmaßnahmen und dergleichen wieder zu Blut
kommt. Was noch außerordentlich drückend ist für
die Landwirtschaft, ist die Belastung mit hohen Zinsen
und mit hohen Steuern.

Meine Damen und Herren! Wenn ich zum Schluß
nun noch auf die Wünsche des gewerblichen Mittel¬
standes zurückkomme, so kann ich eigentlich dasjenige,
was ich für die Landwirtschaft ausgeführt habe, auch
für den gewerblichenMittelstand sagen. (Unruhe. —
Glocke des Vorsitzenden.)

Vorsitzender Dr. Jarres: Ich bitte um etwas
mehr Ruhe für den Redner.

Abgeordneter Dr. Stein (fortfahrend): Die Ver¬
hältnisse in dem gewerblichenMittelstände sind, wie
Sie wohl alle aus den Kontursstatistiken und den Ein¬
ladungen zum Offenbarungseid wissen, aus den Mit¬
teilungen, die die Handelskammern und die Verbände
allen Organisationsvertretern zugehen lassen, heute

fast gerade so schlimm wie bei der Landwirtschaft. Wir
hoffen, daß sich auch hier Mittel und Woge finden
lassen, um allmählich eine Entlastung herbeizuführen,
und sind der Ausfassung, daß gerade der gewerbliche
Mittelstand derjenige Stand ist, der in allererster
Linie an dem Wiederaufbau unseres Vaterlandes mit¬
arbeiten wird. In der Vergangenheit ist der deutsche
Mittelstand immer derjenige gewesen,der durch Opfer,
durch persönlicheund an Geld und Gut, dem Vater¬
lande gedient hat. Wir wissen, daß unsere Leute,
wenn die Not au sie herantritt, heute noch von dem
gleichen Geiste beseelt sind. (Bravo! und Händeklatschen
bei der Wirtschaftspartei.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Schüler.

Abgeordneter Dr. Schüler: Vor Jahresfrist er¬
klärte lich in meinen Schlußworten, daß bald, wem,
die Verhältnisse in der rheinischmLandwirtschaft keine
wesentlichenBesserungen erführen, auch in der Rhein¬
provinz die schwarzendeutschenBauernsahnen wehen
werben. Was ich damals gesagt, ist unterdessen, wenn
auch erst in geringem Ausmaße, eingetroffen. Wie
ein Teil von Ihnen Wohl in der Presse der südlichen
Provinz gelesen hat, zeigten sich bei einer vor einigen
Wochen abgehaltenen Nauernversammlung in der
Grenzmark zum ersten Male diese äußeren Zeichender
großen Vauernnot und des Willens, dieser Not in
absehbarer Zeit ein Ende zu bereiten. (Sehr richtig!
bei der Landvolkpartei.) Was in der vorliegenden
Denkschrift in eindrucksvoller Art vom Regierungs-
bezirl Trier gesagt wird, gilt in gleicher Weise von
allen Höhengebieten der Rheinprovinz, der Eifel. dem
Hochwald, Hunsrück und Westerwald und auch zum
größten Teile, wenn vielleichtauch nicht ganz in dem¬
selben Ausmaße, von der gesamten rheinischenBauern-
bevölterung und dem größten Teile der mit ihnen auf
Gedeih und Verderb verbundenen Zweige des Wirt¬
schaftslebens,also der Handwerter, Gewerbetreibenden
und vieler anderer Berufe dieser Gebiete, sowie vor
allem auch von dem immer noch schwer um seine
Existenz ringenden rheinischen Winzerstande.

Wir begrüßen es, baß man durch die Osthilfc
unseren Bauern im Osten helfen will, aber nicht nur
unser rheinisches Reichsratsmitglied, sondern n. a.
auch viele Parteien im Reichstag, darunter unsere
Lllndvolkpartei und vor allem auch unsere Freunde
vom Christlichen Volksdienst, haben sich der bereits,
wenn allerdings auch nur schwach, in Erscheinung ge¬
tretenen Wcsthilfe wärmstens und mit Erfolg an¬
genommen. Wir sind uns Wohl in der Mehrheit
darüber einig, daß gleich wie im Osten auch im Westen
die Bauernhilfe mit allen Mitteln weiter ausgebaut
und auf längere Zeit in Aussicht genommen werden
und in gerechter Weise Verwendung finden muß.
Gewiß ist auch die Not in den Städten eine große, unl>
die ungeheure Arbeitslosigkeit hat viel Elend, vor
allem bei den Arbeitern, aber auch bei vielen anderen
Kreisen des Mittelstandes gebracht. Jedoch im ganzen
genommen ist die Not des deutschen Kleinbauern
grüßer, und die Durchschnittslebenshaltung derselben
hat einen Tiefstand erreicht, der nicht mehr zu über¬
bieten ist. (Sehr richtig! bei der Nandvolkpartci.)Gar
viele von den Großstadtbewohnern machen sich gar
keinen Bogriff davon, wie ärmlich unsere Bewohner
der südlichenHöhengebiete leben müssen, well so gut
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wie jedes Bargeld fehlt. Nur wer wie ich tagtäglich
in viele dieser Familien schaut, der kennt das ganze
Elend. Ich tonnte Ihnen stundenlang davon er¬
zählen, will aber nur ein Beispiel anführen: Vor
einiger Zeit kommt eine Bauersfrau zum zweiten
Male in meine Sprechstunde,und ich muß ihr die Mit¬
teilung machen, daß sie zur spezialärztlichen Unter¬
suchung ewige Tage in das nahegelegeneKrankenhaus
fahren müsse. Darauf kam sofort prompt die Ant¬
wort: „Dofor hon eich kä Geld." Ich redete ihr zu
und sagte, sie müsse aber hin; es loste allerdings
15 bis 20 3tM. „Hon eich nit, eich hon dofor tä Geld"
war die Antwort, und dabei blieb es, trotz allen
Zuredens, weil diese Frau, die einen Besitz von etwa
7 Hektar Land ihr Eigen nannte, also für unsere Ver¬
hältnisse zu den reichen Banernfnmilien auf dem Huns-
rück zählte, tatsächlich dieses Geld nicht aufbringen
tonnte. Wenn der Knecht des Bauern krank gewesen
wäre, so wäre die Krankenkasse ohne weiteres ein¬
gesprungen. Der Bauer selbst kann es nicht.

Wenn der Redner der SPD. versucht hat, den
Gegensah Mischen Osten und Westen hier zu vertiefen,
so möchte ich ihm sagen, daß ihm das nicht gelingen
wird. (Sehr richtig! bei der Landvolkpartei.) Ich
kenne diese Gegensätze und bedauere sie sehr start;
aber auf wirtschaftlichemGebiete liegen sie nicht. Vier
sind wir Kleinbauern und Großbauern auf Gedeih
und Verderb vollkommen miteinander verbunden.
(Sehr gut! bei der Landvoltpartei.) Wenn der Redner
der SPD. ferner die Schrift von Klepper noch einmal
angeführt hat, so bedauere ich das ungeheuer, denn
gerade diese Schrift, die Sie (znm Abgeordneten Kurth)
angeführt haben (Zuruf des Abgeordneten Kurth: Ich
habe leine Schrift von Herrn Klepper zitiert), bedeutet
nichts anderes als die Festlegung der Not des Klein¬
bauern. Er 'sagt u, a.:

„Die Großbetriebe sind so schlecht daran, weil sie
. verkehrt gewirtschaftethaben. Die Kleinbauern sind

lange nicht so schlecht daran und haben nicht so viel
Schulden. Warum nicht? Weil sie sich krumm ge¬
legt haben, weil sie ihre Lebenshaltung bis aufs
äußerste eingeschränkthaben."

(Sehr gut! rechts.) Während man vor einigen Jahren
noch vielfach anderer Ansicht war, so erkennen die
meisten das Elend unserer Bauerntreise zwar an.
Allerdings muß man sich doch wundern, was man noch
öfters in den Berichten aus gewissen Vcrwaltungs-
treisen zu lesen bekommt, namentlich wenn es sich um
Bewilligung von Kricgselternrenten und Beihilfen
handelt. Da kann man lesen, daß alte Lente von 60 bis
70 Jahren sich von 1'^ Morgen, die einen Pachtpreis
von 15 RM im Jahre erbringen, ernähren könnten,
oder zwei gleichaltrige Leute von 13 Morgen — Pacht¬
preis 130 RM im Jahr — sieben Personen durchhalten
könnten, also nicht bedürftig seien. Gewiß sind zahl¬
reiche Maßnahmen, so setzt auch Ostyilfe und Westhilfe
getroffen worden, um der Landwirtschaft zu helfen.
Bis setzt ist unsere Nut aber immer größer geworden
und ich weiß schon heute, daß alle diese Maßnahmen,
gleich wie alle bisherigen, nicht in der Lage sein werden,
für sich allein wirklicheHilfe zu bringen. Gewiß ist
manches geschehen, und die Sozialdemolratie hat durch¬
aus recht, wenn sie sagt: Wir haben mehr getan für
die Landwirtschaft als die frühere Negierung; aber,
und das muß doch auch jeder zugeben, dieser Staat

hat es nicht verhindert, daß die Bauern in immer
größeres Elend gekommen sind und 12 Milliarden und
mehr Schulden gemacht haben. (Hört, hört! rechts.)
Man sagt, Ihr Bauern zahlt doch fast leine Steuern
und bringt nur etwa 1 Milliarde auf. Demgegenüber
frage ich: Wo bringt der Bauer denn seine Steuer
auf? Bei jedem Schwein, das er jetzt verkauft, gibt
ihm der Staat statt 15N RM etwa 100 RM, er nimmt
ihm bei jedem Schwein 50 RM, also die Hälfte als
Einkommensteuer.(Hört, hört! bei der Landvolkpartei.)
Auf den anderen Gebieten der landwirtschaftlichenEr¬
zeugung liegen die Verhältnisse ähnlich. Wäre dem
nicht so, dann hätte die Landwirtschaft eben die
12 Milliarden Schulden nicht machen tonnen, denn
verlebt haben unsere Bauern das Geld sicher nicht und
auch nicht in Maschinen, in ihre Häuser und Ställe,
die immer mehr zusammenfallen, hineingesteckt.

Es gibt gar viele Leute in Deutschland,und meistens
sind es solche, die von der Landwirtschaft wenig oder
gar nichts verstehen, welche uns Bauern viele gute
Lehren geben — auch der Redner der SPD. hat es
verschiedentlichgetan —, wie wir uns helfen tonnen.
Thpisierung, Standardisierung und andere Frisierun¬
gen, Selbsthilfe durch Verkaufsgenossenschaftenund
viele andere Schlagworte spielen hier eine große Rolle.
Sind denn wirklich unsere deutschenBaueru dummer
als die Bauern anderer Länder? Wer das behauptet,
kennt sie nicht, und ich behaupte, daß die deutsche Land¬
wirtschaft nach dem Kriege in der Bewirtschaftung
ihres Besitzes nicht weniger Fortschritte gemacht hat,
als der größte Teil unsere Industrie. Oder glaubt
jemand, daß wir vielleicht aus Dickköpfigkeit — wir
Bauern haben ja Gott sei Dank einen recht dicken
Kopf — die wohlgemeinten Ratschläge nicht annehmen
wollen? Auch das ist falsch. Wir tun Euch alles zu
Gefallen,soweit wir es tonnen, und das landwirtschaft¬
liche Unterrichtswesen, das, wie Sie aus dem betreffen¬
den Haushaltsplan ersehen,eine große Ansdehnung in
der Provinz genommen hat, sorgt für weitgehendste
Fachausbildung unserer Landbevölkerung. Aber was
nicht geht, geht nicht. Was ist das?, daß wir die
Wünsche der Großstadt in allen Fällen erfüllen
können. Schon vor Jahren forderte man von uns
einheitliche Ware der Kartoffeln, und zwar gelbe.
Daraufhin bauten wir die Industriekartoffel; sie war
gelb, und was war bie Folge? 80 Rpf der Zentner.
Man sagte uns, baut einheitlichenRoggen, wir bauten
den Pettknser Roggen; was war die Folge? Unver-
täuflichteit. Man sagte uns, gebt uns einheitliche
gute Butter, wir bauten Molkereien und lieferten beste
Nutter, die kein Land besser und einheitlicher liefern
konnte. Was war die Folge? 10 Rpf und weniger
für das Liter Milch in vielen Molkereien. Und was
geben Sie uns jetzt für einen Rat? Für diese 10 Rpf
für die Milch Umstellung auf Grünlcmdwirtschaft.
Glauben Sie denn wirklich, daß das uns Bauern
retten wird? Man fordert jetzt von uns auch ein
einheitlichesObst. Wir stellen uns um, aber so schnell
geht das nicht bei Obst, und wenn wir uns dann
umgestellt haben, was wird dann die Folge sein?
Dann wird die Großstadt wahrscheinlicherklären: Ja,
Ihr liefert uns frisches OVst erst im Juli-August, wir
wollen es aber schon Weihnachten. Die Verwöhnung
eines großen Teiles der Großstadtbevölkerung ist mit
schuld an dem Bauernelend. Warum muß denn soviel
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Weizen verbacken werden, warum muß denn soviel
ausländisches Gemüse,Obst und müssen Südfrüchte für
viele Hunderte Millionen eingeführt werden? Warum
muß denn das deutsche Volk schon setzt ausländische
Trauben für 1,50 RM und mehr essen, während
gleichzeitig unsere deutschen Winzer ihren Wein
für 40 Rpf nicht loswerden können? Warum müssen
denn setzt schon ausländüscheKartoffeln der Zentner
in 70 RM in Deutschland gegessen werden, während
taufende Zentner für 70 Rpf verfaulen? (Zuruf des
Abgeordneten Nenner: Wo denn?) Im Osten kosteten
nn Herbst die Kartoffeln 70 Rvf. (Zuruf des Abgeord¬
neten Kurth: Wir tonnen doch nicht nach dem Osten
fahren!) Wir werden gleich auf diesen Punkt zurück¬
kommen; dann werden Sie zufriedengestellt. (Zuruf
von den Kommunisten: Das sind die Schnapskartof-
feln!) Nein, das sind richtige Kartoffeln gewesen. In
Schlesienund im Osten konnten Sie für 70 Rvf genug
kaufen. (Zuruf von den Kommunisten: In der Stadt
kosten sie aber 4 Mark! — Glocke des Vorsitzenden.)
Hunderte von Millionen würden gespart, wenn alle
Deutsche so dächten wie ein einfacher Winzer aus En-
kirch. Der Mnnn sagt das folgende: Ich esse sedes
Jahr Ansang August meine ersten Kartoffeln und
muß dann ein Jahr warten, bis ich wieder neue Kar¬
toffeln bekomme. So geht es ganz genau demjenigen,
der schon im März Frühkartoffeln ißt, auch er muß
dann wieder ein Jahr warten. Nie Denlungsart ist
sehr einfach, würde aber viel Geld sparen. (Zuruf des
Abgeordneten Kurth: Wir essen die doch nicht im
Februar!) — Ich habe das auch nicht behauptet. (Zu¬
ruf der Abgeordneten Frau Becker: Reden Sie doch
nicht immer hierhin, reden Sie doch zur Wirtschafts¬
partei!) — Sie reden nur immer dazwischen;infolge¬
dessen muß ich mich mehr an Sie halten. (Heiterkeit.)

Wir haben Notzeit — Krlegszeit — und für mich
ist der letzte Krieg erst dann zu Ende, wenn das Diktat
von Versailles eine wesentlicheUmänderung erfahren
hat (Zuruf von den Kommunisten), und da muß das
deutsche Volk sich einschränkenund die in den letzten
Jahren viel zu hoch gestellte Anforderung an die Le¬
benshaltung senken, nicht nur bei den landwirtschaft¬
lichen Lebensmitteln, sondern auch auf allen anderen
Gebieten. Das ist in der Jetztzeit Pflicht aller. Aber
das deutsche Volk kennt ja nur noch Forderungen —
soll ich seht nach links oder rechts gucken?— (Zuruf
des AbgeordnetenRenner: Gucken Sie hierher!), keine
Pflichten mehr, und wenn wir früher gehorsame Kinder
und Untertanen hatten, so haben wir jetzt viel mehr
gehorsame Eltern und eine gehorsame Regierung, die
der Masse des Volkes jeden Willen tut, anstatt es zu
führen und zu erziehen, und zwar streng zu erziehen,
zu seinem eigenen Besten. (Zuruf des Abgeordneten
Kurth: Jetzt guckt er nach der Mitte!)

Der Deutsche kann auf die Dauer nicht ungestraft
fremde ausländische Ware in diesem Ausmaß ver¬
brauchen, ohne noch mehr als dieses leider schon der
Fall ist, vom deutschen Grund und Boden und seinen
deutschen Bauernbrüdern sich zu entfernen. Man hat
ausgerechnet,daß das deutsche Volk seine Lebensmittel,
falls es sie vom Ausland bezöge, für etwa 2 Milliarden
billiger bekäme. Gine törichte Arbeit ist das gewesen.
Vielleicht kommt einmal die Zeit, vielleicht bald, viel¬
leicht erst in Jahrzehnten, ich bin aber fest davon über¬
zeugt, daß sie einmal kommt, in welcher alle deutschen

Bauern trotz der jetzt noch im hohen Maße bestehenden
Gegensätzesich gleich wie die meisten anderen Stände
und Berufe zusammenschließen werden und sagen:
Wir wollen nicht mehr Heloten sein und für SchaNd-
lohn schwerste Arbeit verrichten, wir wollen und
dürfen nicht mehr zusehen, wie unsere Väter und
Mütter bis ins 70. und 80. Lebensjahr mit gebeugtem
Rücken und wankenden Schritten sich täglich todmüde
arbeiten (Sehr gut! links), wie unsere Frauen von
morgens 5 bis abends 10 Uhr und noch länger ohne
jede Pause sich krumm arbeiten müssen, während im
Deutschen Reiche 4 Millionen und mehr kräftiger
Männer und Frauen leine Arbeit haben (Zuruf des
Abgeordneter Heintz: Sehr gut! Was ist die Kon¬
sequenz?), die kommt jetzt! Wir wollen mit unseren
25 Millionen keine dummen, verachtetenBauern mehr
sein, wir verlangen und fordern entsprechend der Ent¬
lohnung des übrigen deutschenVoltes als Mindest¬
lohn so und so viel für jeden Zentner Weizen, Korn,
Fleisch usw., dann würden dem deutschen Volke die
Augen ausgehen und es würde erst einsehen, was es
denn wirklich bedeutet, daß der Wert der Milch- und
Vuttererzcugung in Deutschland größer ist, als die
ganze Eisenerzeugung und Kohlenförderung zusammen.
(Hört, hört! rechts.) Im Kriege konnte die deutsche
Landwirtschaft das deutsche Volt nicht ernähren, heute
liegen taufende Zentner Roggen und Kartoffeln un¬
verkäuflich. Von Regierungsseite — siehe die berühmte
Schweinefibel — wird den Bauern geraten, die
Schweinehaltung einzuschränken, weil wir zu viel
Fleisch erzeugten, und gleichzeitig beschließt man im
Deutschen Reichstag 50 000 Tonnen Gefrierfleisch ein¬
zuführen — ich gucke jetzt ganz nach rechts — (Zuruf
des Abgeordneten Kurth: Die sind ja nicht mehr da!)
zu einer Zeit, in der die deutsche Landwirtschaft zu
einem Preise von 56 Rvf Schlachtgewicht frisches Fleisch
liefern muß. (Zuruf von den Kommunisten.) — Sie
tonnen es jederzeit bei uns haben. Wir Bauern be¬
kommen jetzt 45 Rvf pro Pfund Lebendgewicht. — (Zu¬
ruf der Abgeordneten Frau Becker: Bei Schneidewind
zu 20 Rvf das Pfund Wurst! Unruhe.) — Wenn
Sie alle durcheinander reden, kann ich hier beim besten
Willen nichts verstehen. Mehr als sechs tonnen nicht
auf einmal reden. ------- Nur was unbedingt zur Er¬
nährung des deutschenVolles nötig ist, darf herein.
Ich habe allerdings durchaus nichts dagegen, daß die
zollpolitischenMaßnahmen in einen gewissenEinklang
mit dem Absatz unserer Industrieprodutte gebracht
werden müssen, aber nicht in dem Maße, wie es immer
noch geschieht und einseitig gefordert wird. Daß uns
die bisherigen Maßnahmen nicht helfen konnten, liegt
— jetzt gucke ich wieder nach lints — eben an einem
falschen und teilweise verkehrt gesteigerten Lebens¬
bedürfnis des deutschen Voltes, vor allem an der un¬
erhörten Steigerung der Lebensmittel auf dem Woge
vom Erzeuger zum Verbraucher. (Zustimmung.) Wenn
hier leine Aenderung eintritt, ist alles übrige Mach¬
werk, und ldann tritt vielleichtdas ein, was der KPD-
Redner gesagt hat. Nicht Subventionen, nicht Bei¬
hilfen — wir sind es leid, immer als Bettler dazustehen
— wir würden gerne auf alles das verzichten, wenn
wir nur eine dem Einkommen der übrigen Bevölke¬
rungskreise entsprechendeBezahlung unserer Arbeit
hätten — retten den deutschen Bauernstand, sondern:
allein eine gerechte Preisbildung seiner Erzengnisse.
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(Zuruf des Abgeordneten Kurth: Sehr gut! Die muß
er haben.) Es ist ein gewaltiges Unrecht, daß das
deutsche Volt seinen Bauern, denen es auch schon vor
dem Kriege nicht besonders gut ging, die Preise der
Vorkriegszeit und noch weniger zahlt, während fast
alle übvigen Stände eine wesentlich gesteigerte Höhe
der Einnahmen haben. Man wendet ein, noch höhere
Preise für die Lebensmittel kann der größte Teil des
deutschen Volles nicht tragen, im Gegenteil, die Lebens¬
mittel müssen billiger werden, damit durch Lohnsenkung
wir m der Industrie mit dem Auslande konkurrenz¬
fähig bleiben. (Zuruf des Abgeordneten Hauck: Noch
mehr Lohnabbau?) — Warten Sie einmal. Wenn ich
weiter bin, können Sie vielleichtdarüber sprechen. Ich
werde wahrscheinlichsetzt das sagen, was Sie sagen
wollten. Wir stehen hier durchaus auf dem Arbeiter-
standvuntt, daß eine wesentlicheLohnsenkung, die ja
doch wohl einmal kommen muß, nur dann in Frage
kommen darf, wenn eine wirkliche wesentliche Senkung
der Lebenshaltung vorhanden ist. (Sehr gut! linkst
Ich stimme mit dem Redner der KPN, vollkommen
überein, daß bisher diese Senkung sehr klein gewesen
ist. Ja, eine kleine Senkung ist eingetreten: wir be¬
kommen für die Schweine noch weniger!

Die Sparmaßnahmen der Regierung und der Pro¬
vinz erkennen wir bis zu einem gewissen Grade an,
aber sie müssen unserer Ansicht nach im nächsten Jahr
in einer ganz anderen Weise fortgesetztwerden. Wir
tonnen uns unter anderem nicht mit dem Neubau der
Taubstummenanstalt in Aachen einverstanden erklären,
der pro Kopf der Insassen etwa 6500 RM erfordert.

Der Minister Stegerwald, dem man sa Wohl
taum eine allzu große Bauernfreundlichkeit nachsagen
kann, hat kürzlicherklärt, daß der Handel in Deutsch¬
land durchschnittlich100 Prozent draufschlüge,daß also
die Bauern für ihre Lebensmittel etwa 10 Milliarden
erhielten, die Verbraucher aber 20 Milliarden zahlen
müssen. Nun vergleiche man einmal die Arbeit, die
dazu gehört, ein Mutterschwein großzuziehen, die
Ferkel werfen zu lassen, diese großzuziehen und fett zu
machen, mit der Arbeit, die dazu gehört, um dieses
Schwein vom Bahnhof per Eisenbahn zur Stadt zu
bringen, zu schlachten und zu verkaufen,und man wird
ohne weiteres einsehen, wie gewaltig der Unterschied
in der Bezahlung der Bauernarbeit zu der anderen
Arbeit ist. Beide Löhne sind gleich groß, aber die
Vauernarbeit beträgt etwa das zehnfache der anderen.
Der Minister hat dann ferner ausgeführt, daß in
manchen Ländern dieser Satz nicht 100 Prozent, son¬
dern 25 Prozent betrage. Ich behaupte: In der Lösung
dieses Problems liegt augenblicklichfür das deutsche
Voll seine weitaus wichtigstewirtschaftliche Aufgabe.
Geben Sie dem Handel 50 Prozent, also das Doppelte
von dem, was in anderen Ländern möglich ist, und
geben wir 25 Prozent von dem Reste den Bauern mehr
und liefern dem Arbeiter seine Nahrungsmittel um
25 Prozent billiger. Dann, und meiner Ansicht nach
nur dann, erleben wir baldigst einen größeren wirt¬
schaftlichen Aufstieg.

Ich weiß, daß dieser Weg nicht leicht ist, er erfordert
vor allem Männer — mir Persönlichwäre noch lieber
ein Mann, der allerdings alles andere, nur kein Dik¬
tator in dem gewöhnlichen Sinne des Wortes sein
dürfte, dessen erster Grundsatz vielmehr sein müßte,
nicht zu herrschen, sondern dem deutschen Volke zu

dienen —, welche ohne nach rechts und links zu schauen,
den als recht erkannten Weg gehen. (Sehr richtig! bei
der Landvolkpartei.) Der einfachsteWeg wäre An
Gesetz, welches ganz bestimmte Preisunterschiede
zwischen Erzeugerpreis und dem Preise für den Ver¬
braucher festsehte. Der zweite Weg wäre, daß die
Landwirtschaft ihre Produkte direkt beim Verbraucher
absetzte und der dritte, wohl der beste, ein Mittelweg
zwischen den beiden erstgenannten. Der Bauer kann
bei den augenblicklichen Preisen das Pfund Schweine¬
fleisch zu etwa 65 Rpf Schlachtgewicht— bei einer
guten Berechnung für den Bauern —in den Laden der
Großstadt oder sogar in das Haus liefern. Wir haben
auch auf dem Lande eine Reihe, allerdings meist
kleinereaber doch recht gut eingerichteteSchlachthäuser,
welche sicher den größten Bedarf der Städte bei voller
Ausnützung ihrer Einrichtungen und Arbeitskräfte be¬
friedigen können. Muß denn das ganze Tier mit allen
seinen vollkommen unbrauchbaren Teilen zur Stadt
geschickt werden, um dort von teuren Arbeitskräften
und in teuersten Einrichtungen diese gewaltige Preis¬
steigerung zu erfahren? Der Transport des Fleisches
vom Lande zur Stadt würde bei den setzigen Gin¬
richtungen kaum irgendwelcheSchwierigkeiten bereiten.
Man wird mir nun sofort sagen, ja, dann werden aber
unsere teuren Schlachthäuser in den Großstädten leer¬
stehen. Ich erwidere darauf, dann baut sie um in
Fabriken oder dergleichen. (Lachen links.) Ferner
werden die Großstädte sagen, daß sie auf diese Weise
in verschiedenerHinsicht eine Reihe von Einnahmen
verlieren würden. Ich sage dagegen: So schlimm
wird das nicht sein, und die Großstädte lernten dann
noch besser und schnellersparen, als sie das jetzt schon
tun müssen. Der wichtigste und schwerwiegendste Gin¬
wurf gegen meinen Vorschlag ist derjenige: Was ge¬
schieht mit den Personen, die dann ihren Beruf ver¬
lieren? Ich frage sofort dagegen, was ist gerechter
und richtiger? Soll der deutsche Arbeiterstand, soll
der deutsche Bauernstand zugrunde gehen und damit
das ganze deutsche Volk, oder einige wenige, im Ver¬
hältnis zur Gesamtzahl wirklich nur wenige, sich um¬
stellen müssen, auch wenn das dem einzelnen noch so
säMer fällt und er für die Allgemeinheit leiden muß?
Man hat mir allerdings einmal gesagt, daß ein recht
großer Teil der si Milliarden Spareinlagen in Deutsch¬
land zu einem großen Teile von einzelnen Gewerbe¬
treibenden der Großstädte stamme, und zwar zu einem
großen Teile der Nahrungsmittelgeschäftc. Ich bin
der letzte, der Handel- und Gewerbetreibende ver¬
nichten will. Ich stamme von Vaterseite aus diesem
Stande, ich weiß auch, wie vielen gerade dieses Standes
es in der jetzigen Zeit schlecht geht, aber wo es sich
um den Bestand des deutschenVolkes handelt, müssen
einzelne — Kriegszeit ist's —, auch wenn es noch so
schwer ist, leiden und Schweres ertragen. Aber ich
glaube nicht einmal, daß es wirklich so schlimmwäre.
Gin Teil wird bleiben können und gesunden, ein Teil
wird sich allerdings anders einstellen müssen. Daß die
Allgemeinheit in einzelnen Fällen hier eingreifen
müßte, ist wohl selbstverständlich,aber diese Ausgaben
ständen in gar keinem Verhältnis zur Größe des Wertes.

Und wie es auf diesem Gebiete ist, wird es denn
über kurz oder lang mit vielen anderen Berufen und
Ständen nicht ganz genau so gehen müssen? Ich habe
mich heute früh über die Ausführungen des Herrn
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Oberbürgermeisters Lehr über diesen Punkt recht ge¬
freut, nur durste er nicht bei den Beamten und An¬
gestellten der Provinz stehen bleiben, sondern seine
Ausführungen auf alle — wir Hunsrück-Bnuern
nennen diese alle „die Häreleit" — ausdehnen. Haben
wir denn nicht nach dem Kriege eine viel zu große
Uoberschwemmungall dieser Berufe bekommen? Das
Volk der Dichter und Denker ist zu einem großen Teile
ein Volt der materialistischen Weltanschauung ge¬
worben und dadurch zerrissen in viele Klassen und
Stände, die sich gegenseitig bekämpfen. An Stelle der
einfachen Pflichterfüllung, des kategorischen Imperativs
des Philosophen Kant, ist die Sucht nach einem arbeits¬
leichten, guten Einnahmeposten sür den größten Teil
die wichtigste Aufgabe «ihres Lebens geworden. Wohin
führt dieser Weg das deutsche Volk? Wenn es nun
immer mehr Akademiker, immer mehr Beamte und
Angestellte, immer mehr Aerzte, immer mehr Hand¬
werker und Kaufleute gibt, wenn die Schicht der nicht-
fchwer handarbeitenden Kreise nun immer noch größer
wird? Müssen da nicht alle zugrunde gehen? Es liegt
also gerade im Interesse all dieser Berufe, das allzu
große Ausmaß auf ein richtiges Maß zurückzuführen.
Mancher steht den Abgrund und läßt das Schiff darauf
zusteuern; ein anderer Teil des deutschen Volkes — so
fagt man — wünscht vielleicht diesen Weg. Ich weiß
aber auch bestimmt, daß ein Schiff und ein Volk ohne
Führer verloren ist. Natürlich müssen die Führer
wirkliche Führer sein, und es ist das schlimmste Un¬
glück des deutschen Volkes in der Nachkriegszeit,daß wir
Wohl Führer auf einzelnen Gebieten haben, aber keine
Führer, die über allem stehen, nichts als die Wahrheit
und das Recht erkennen, um danach in schärfster,
strengster Weise zu handeln. Das deutscheVolk ist
zerrissennach links und rechts. — Ob die Mitte mehr
zu links oder rechts gehört, darüber kann man ia ver¬
schiedener Meinung sein. — Auf diese Weise muß es
zugrunde gehen. Wer ist daran schuld? Sie zur
Linken rufen: Die zur Rechten! und die zur Rechten
sagen: Die zur Linken! Beide sind in gleichem Maße
schuld. (Zuruf des Abgeordneten Renner: Nur gut,
daß wir Ihren Segen haben!) — Den brauchen Sie
nicht zu haben. Sie scheinen ja in keine Kirche mehr
zu gehen. Es wäre vielleicht auch schade dafür. —

Wir Bauern stehen auf dem Standpunkt, daß gleich
wie die Vorsehung Tag und Nacht, Sommer und
Winter, Werden und Vergehen geschaffen hat, so hat
sie auch die Menschen verschieden geschaffen, hat ihnen
Glück und Leid geschenkt, Recht und Unrecht, Freiheit
und Unfreiheit, Reichtum und Armut, Gesundheit und
Krankheit, ein Erden- und ein ewiges Leben. (Zuruf
des AbgeordnetenDunder: Ist das verschenkt worden?)
Solange diese Naturgesehe sich nicht ändern, bedarf ein
Volk und der einzelne des Antriebs zum Vorwärts¬
streben, und so lehnen wir Bauern jede Gleichmacherei,
auch Ihren Kollektivismus ab. Es scheint doch nicht
alles so rosig in Rußland zu sein, wie der Redner der
KPD. es uns hier vorgemalt hat. (Zuruf des Abge¬
ordneten Dunder: Noch viel rosiger!) Man hört dort
auch, daß die Bauern auswandern wollten und daß es
vielen nicht gefalle. (Zuruf von den Kommunisten:
Die sind aber zurückgefahren!)

Von wirklichem sozialem Denken, d. h. von wirk¬
licher christlicher Nächstenliebe, die nicht nur in Worten,
sondern in Taten nichtverschuldeteNot eines jeden

deutschen Bruders lindern will, lassen Mir uns von
keinem übertreffen. Den Gigentumsbegriff halten wir
Bauern hoch und heilig, weil wir das Bestreben nach
Besitz und Gut, vor allem nach einem eigenen schönen
Heim als eines der besten Mittel zum Auswärts¬
streben des einzelnen und des Volkes halten. (Zuruf
des Abgeordneten Dunder: Ein Wölkenkuckucksheim
kriegen wir alle!) — Das haben Sie doch sicherlich
auch. — Wirkliche Not zu lindern, sind wir allezeit
bereit. Den Menschen durch den Sozialismus . .. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Dunder: Sie lesen doch das
Buch nicht ganz vor?) — Na, ich kann auch 4 Stunden
sprechen, dann setze ich noch einige Seiten an. — (Zu¬
ruf des Abgeordneten Dunder: Woher haben Sie die
Nede importiert?) — Soviel Verstand habe ich immer
noch, um Ihnen die Wahrheit sagen zu können. (Zu¬
stimmung und Heiterkeit rechts. — Zuruf von den
Kommunisten: Was ist Wahrheit?) — Was Sie
darunter verstehen, ganz bestimmt nicht! (Heiterkeit.)
— WirklicheNot zu lindern, sind wir allezeit bereit.
Den Menschen durch den Sozialismus, wie der über¬
triebene Sozialismus es sicher tun muß, zum Verlaß
auf Staat und andere, zur Sucht nach Rente, nach
geruhigem, arbeitsfreien Leben auf Kosten der anderen
zu verleiten, lehnen wir aufs allerentschiedensteab.
(Zuruf des Abgeordneten Dunder: Solch einen Sozia¬
lismus lehnen wir natürlich auch ab!) — Ich habe Sie
nicht gebeten, Ihre Meinung in der Beziehung jetzt
zu äußern. — Wenn unsere Kleinbauern auch arm
sind, so ist der Neid auf die Reichen an und für sich
nicht allzu groß. Wissen wir doch genau, daß ebenso¬
wenig wie der übertriebene Sozialismus, so auch der
Kapitalismus nicht glücklich macht. In deutscherNot¬
zeit geboren, verlassen Kon allen anderen Partsien,
halten viele unsere Landvolkpartei auch heute noch für
eine Partei bes reinen Materialismus. Aber diese
irren sich schwer. Gewiß kämpfen wir jetzt in erster
Linie, weil die Not uns dazu zwingt, um unsere
Existenz, aber reich wollen wir gar nicht werdend Das
bringt Schlaffheit und Uebermut. aber leben wollen
wir können, unseren Hof wollen wir behalten für uns
und unsere Kinder. (Zuruf von den Kommunisten.)
Wenn wir auch keinen seines Reichtums wegen neidiscl,
betrachten und nicht diese „Häreleit", wie es leider
nur zu oft von links geschieht, ohne weiteres als unsere
Feinde und für Lumpen ansehen, so bekämpfen wir
doch aufs allerschärfste den übertriebenen Kapitalis¬
mus und halten Gehälter und Einkommen in öffent¬
lichen und privaten Stellen in den bekannten Größen
für eine große Schande des gesamten deutschen Volkes.

Wir sind der Ansicht, daß die Kluft, die im deutschen
Volke vorhanden ist, viel weniger tief wäre, wenn
die Besitzenden das Wort mehr beherzigt hätten, daß
Reichtum verpflichtet,verpflichtet dem armen deutschen
Bruder soweit als möglich zu helfen. (Zuruf des
Abgeordneten Dunder: Da kommt ein Sehnsuchts¬
zeichen hin!) — Es ist nur ein Punkt. Sie müssen
es aber besser wissen als ich. — (Zuruf von den Kom¬
munisten.) — Das paßt Ihnen nicht, das weiß ich;
denn Sie wollen leine Versöhnung des deutschen Volkes,
und darauf kommt doch allein alles an. — (Zuruf des
Abgeordneten Dunder: Nicht mit den Ausbeutern!)
— Genau so steht es auch hier. —

Auch hier hat ein falscher Weg vieles von gutem,
altem Volkstum zerschlagen. Gleich wie man nicht die
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Menschendurch zu weitgehende WohIsahrtKeinrichtun-
gen — daß diese notwendig sind, wer könnte das
leugnen — seiner Kindes-, Eltern-, Nachbarn- und
sonstigen Menschenpflichten ganz oder doch zum größten
Teil entbinden durfte, so dürfte man auch nicht dem
Staat allein die Fürsorge übertragen. Die größte
Schuld an der Errichtung der großen Kluft in unserem
Volle, die beseitigt werden muß, trägt jedoch die vor
dem Kriege vollkommenvernachlässigteFrage der Be¬
schaffung eines wirklichen Heimes für unseren Ar¬
beiter, Man verschaffte ihm billige Nahrungsmittel,
billige Kleidung, aber lein Keim. Statt ihre Betriebe
immer mehr zu vergrößern, mußten die Unternehmer
ihren Arbeitern Heime schaffen, etwas zu eigen geben.
Wo sie mit der deutschenMuttererde, und wären es
auch nur einige Quadratmeter gewesen, verbunden
geblieben wären. (Zustimmung.)

Und diese Aufgabe, die vor Jahrzehnten hätte in
Angriff genommen werden müssen, ist auch heute noch
neben der Verbilligung des Weges der Qebensmittel
vom Erzeuger zum Verbraucher, die wichtigste Ausgabe.
Für jedes neue Haus in der Stadt, zehn neue Häuser
draußen in deutschen Fluren und Wäldern, die erst
den Deutschen zum wahren, frohen, lebensbejahenden
Deutschenmachen. (Zuruf von den Kommunisten: Ja,
Sie bejahen das Neben nur für Ihre eigenen Zwecke.)
(Zuruf des Abgeordneten Nenner: Jedem deutschen
Arbeiter sein Wochenendhaus!)—Ob Sie das Wochen¬
endhaus nennen oder sein Heim, ich möchte es lieber
„Heim" nennen. — (Zurufe von den Kommunisten.)
Und für das Geld, das diese Häuser weniger losten,
einen halben bis zwei Morgen Garten und Land, sowie
eine schnelle Verbindung zur Großstadt. Dann bin
auch ich für eine Herabsetzungder Arbeitszeit, meinet¬
wegen auf sechs, ja fünf Stunden, damit der Arbeiter
i»n seinem Heim, auf seinem Grund und Boden noch
einige Zeit sich beschäftigenkann und seinem Herrgott
durch seine Arbeit auf dem deutschen Boden wieder
näher lommt. Diese Großstadt-Landsiedlung ist meiner
Ansicht nach wichtiger als die Bauernsiedlung im Osten.
(Zuruf des Abgeordneten Dunder: Wenn Sie im Osten
wohnen würden, würden Sie umgelehrt reden!) — Ich
glaube, daß Sie mich soweit kennen, daß ich objektiv
genug bin. Ich schätze Sie persönlich recht hoch, weil
Sie wirklich ein anständiger Kerl sind. Aber daß Sie
nun jedem Mißtrauen entgegenbringen und jeden für
einen Lumpen halten, das ist ein Unrecht am deutschen
Bolle. — (Zuruf von den Kommunisten: Reden Sie
nicht so lange aus dem Stegreif!) — Ich kann das
ganz, wenn ich will. Ich habe schon mehr gesprochen
als Sie und wahrscheinlich auch mehr gelernt. — (Zu¬
ruf des Abgeordneten Renner: Sie sind ja auch
Doktor!) — Auf den Doktor bilde ich mir nichts ein;
aber darauf, daß die Bauern in mir ihren Vertreter
sehen, der ihre Verhältnisse kennt, darauf bilde ich mir
etwas ein. — (Zuruf des Abgeordneten Renner: Ihr
Doktor steht in umgekehrtem Verhältnis zu Ihrer
Arbeitszeit!) — Meine Arbeitszeit — das will ich
auch sagen — beginnt morgens ß Uhr und endigt
meistens nachts um 1 oder 2 Uhr. Bitte fragen S>e
meine Bauern. — (Zuruf von den Kommunisten: Sie
bekommen auch keinen Tariflohn!) — Tariflohn? Ich
bin überzeugt, daß Ihr Gehalt wahrscheinlichhöher
ist als meines, und namentlich bin ich davon überzeugt,

daß ich von meinem schweren Arbeitslohn mehr für
die Allgemeinheit tue als Sie. — (Beifall rechts.)

Wir Besitzendenhaben lein Recht, uns darüber zu
beklagen, daß alles so gekommen ist, wie es gekommen
ist. Weniger Dünkel, weniger Eigennutz und mehr
Liebe und Verständnis für die einfache Bevölkerung,
dann wäre manches anders geworden und vor allem
selber auch mehr Pflichterfüllung. Wenn jetzt das ein¬
fache Voll nach Vergnügungen schreit, die meistens
keinen sittlichen Wert haben, haben wir Besitzenden es
denn in den meisten Fällen ihnen nicht früher vor¬
gemacht? Wenn das Voll immer größere Ansprüche
ans Leben stellt, haben wir es ihnen denn nicht vor¬
gemacht? Wo ist denn unsere alte, viel gepriesene
preußischeEinfachheit? Wo ist denn bei so vielen ein
wahres echtes Pflichtgefühl? Die Forderungen sind
auch bei den führenden Kreisen weitaus größer als
der Wille zur Uebernahme von Pflichten. Wer von
den Besitzendenkennt denn noch das einfache Volk?
Nur wenige! Damit ist nichts getan, wenn man mal
hier und da gnädigst mit ihm spricht: — auch nicht,
wenn man von hier aus mit ihm spricht — aber es
achten und lieben lernen, das ist viel schwerer und vor
allem, den einfachen Mann und die einfache Frau genau
so, ja oft viel mehr achten lernen, als den feinen Herrn,
die feine Dmne. Seht Euch doch einmal einen großen
Teil Eurer Herren und weiblichen Wesen der Groß¬
städte auf den Straßen, in den Kaffees oder auf den
Bildern in den illustrierten Zeitungen an! Sind das
noch arbeitsfrohe, echte deutsche Männer, deutsche
Frauen alter Art und Einfachheit? Können diese
Frauen mit ihrer jetzigen Kleidung, ihren Stöckel¬
schuhen, ihrem Zigarettenrauchen und ihrer Ver¬
gnügungssucht wirklich noch gute Hausfrauen und
Mütter, deutsche Mütter einer frohen Kinderscharsein?
(Lachen bei den Kommunisten.) — Es ist traurig, daß
Sie hierüber lachen. — (Zuruf des Abgeordneten
Dunder: Tagen Sie das nach der anderen Seite, zu
Herrn Silverberg! — Zuruf des Abgeordneten
Zimmer: Nehmen Sie Rücksicht auf die Stenographen!)
Können sie denn wirklich noch als das schönste und
himmlischstedes Frauenberufes diese ihre Ausgabe be¬
trachten? Nur wenige! Wir Bauern geben auf alle
Aeußerlichleiten der großstädtischen (Zuruf von den
Kommunisten.) — Ich möchte Sie bitten, unsere Rede¬
zeit, die geNlln wie Ihre 1^ Stunde beträgt, nicht in
dieser Weise über Gebühr zu verlängern. — Kultur
nichts und unsere Bauern, auch wenn sie schmutzige
Arbeit mit groben Bauernfänsten verrichten, und
unsere Nauernfrauen mit verarbeiteten schwieligen
Händen lin ßhren einfachsten Kleidern, sind uns
wertvoller als die große Masse Eurer modischen
Herrchen und Dämchen. Wir wissen allerdings
Gott sei Dank ganz genau, daß in den Groß¬
städten in den schönstenPalästen, aber auch in der
einfachstenWohnung, doch noch viele sind, die auch so
denken wie wir. Wir lieben die alten Städte, unseren
Dom zu Köln, das alte schöne Düsseldorf, aber wir
lachen über Eure jetzige sogenannte Kultur, d. h. wir
möchten lieber darüber weinen, wenn Wir sehen, wie
systematisch in Presse, Büchern, Theatern, Kinos, über¬
triebenen Sportveranstaltungen noch der letzte gute
Kern des deutschen Volles vernichtet wird. (Zuruf von
den Kommunisten.) — Sie meinen, diese Dinge wären
nicht so wichtig als das, was Sie wollen. Ich halte
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es immer noch und mit mir ein großer Teil des deut¬
schen Volkes für das Wichtigste.— (Zurufe von den
Kommunisten.) — Daß Sie allein so besonders klug
sind, habe ich bis jetzt noch nicht gemerkt. Ich würde
mich sehr freuen, wenn ich bald diese Beobachtung
machen könnte. — Gelingt es den führenden Kreisen
des deutschenVolkes nicht, recht bald die Verhältnisse
zu ändern, dann armes, deutsches Volk! Heraus aus
den Steinmauern, wo kein frisches, frohes Leben ent¬
stehen kann. — Dann allerdings blüht Euer Wetzen
(zu den Kommunisten) nicht mehr. Gebt das arme
deutsche Großstadtvolk wieder seinen Fluren, seinen
Wäldern, seinem deutschen Herrgott, laßt es, und wenn
für jeden nur einige Quadratmeter herauskommen,
laßt es wieder deutsche Bauern werden, und jeder
Führende müßte dann, wenn es mir nachginge, bei
einem kleinen Eifel- oder Hunsrückbauern oder sonst¬
wo zwei Jahre lang den Boden gepflügt, die Ernte
eingebracht haben, zwei Jahre lang deutsches Schwarz¬
brot gegessen und mit den Bauern gewohnt und Freud
und Leid geteilt haben. (Zuruf des Abgeordneten
Zimmer: Ich möchte gerne dabei sein!) — Das würde
gerade auch für Sie von der Linken von der allerbesten
Wirkung sein! — (Heiterkeit.— Abgeordneter Dunder:
Dann kriegen die Aerzte ja viel zu viel zu tun!) Dann
würden wir wieder Führer des Volles bekommen, die
auch den einfachsten Mann und alle Deutschen als
ihren Bruder ansehen würden und die Förderung des
deutschen Volkstums als erste Pflicht betrachtenwürden.
Laßt den deutschenArbeiter einen Teil seiner Lebens¬
mittel selbst ziehen (Zurufe von links) — 'ich bin jetzt
fertig (Zuruf links: Das ist ein Glück!), dann lernt
er des deutschen Bauern Arbeit kennen,er verkürzt den
Weg der Lebensmittel, verbilligt sie damit nnd läßt
das Gespenstder Arbeitslosigkeit und den Ginfluß der
links- und auch anderer radikalen Elemente verschwin¬
den. (Zurufe.)—Das steht hier Nicht. —Viele taufende
Hektar Landes, auch in der Nheinprovinz, gibt es noch
für landwirtschaftliche Zwecke. Die Industrie wird
meiner Ansicht nach Wohl immer schwerermit ihren,
Absatz ins Ausland zu kämpfen haben, also nicht alle
beschäftigen können. Darum zurück zum deutschen
Boden, damit «wir von den 4 Milliarden, für welche
wir immer noch ausländische Bodenerzeugnisse ein¬
führen, 'wenigstens 2 bis 3 Milliarden selbst erzeugen.
(Sehr richtig! rechts.) Arbeit ist in Deutschlandmeiner
Ansichtnach viel mehr, als man glaubt (Sehr richtig!
rechts), nur muß man sie richtig angreifen. Man wirft
unserer Landvolkpartei immer noch vor, wir Bauern
seien zu wenig, um etwas zu erreichen. So sagen unsere
Gegner. Noch sind wir etwa 25 Millionen Bauern,
also die geschlossenstemit t>em Boden verwachsene
stärkste Macht, die Deutschlandhat. Keine Partei wird
Wohl je für sich allein herrschenkönnen. Jede wird mit
anderen zusammengehenmüssen,um eine Mehrheit zu
bilden. Aber wenn nur etwa die Hälfte aller Bauern
und Landbewohner uns wählen würde, dann würden
wir auch parlamentarisch eine Macht von allergrößter
Bedeutung darstellen. (Znruf des Abgeordneten Nohl:
Das haben die Nazis auch gesagt!) Allerdings ist diese
Parlamentarische Aufgabe (Zurufe) — darin stimme ich
einmal wieder mit Ihnen überein — nicht die Haupt¬
aufgabe des deutschen Landvolkes. Der deutsche Bauer
beginnt sich zn regen, und mancher andere Deutsche
lernt das Aufhorchen. Der Bauer wird sich langsam

aber sicher seiner Macht bewußt werben. (Zuruf des
Abgeordneten Dunder: Wenn Sie mit dem Ausspruch
Florian Geyers losziehen,dann sind wir dabei!) Wir
Bauern machen alles mit dem größten Bedacht. Wir
säen im Herbst niid ernten erst im nächsten Jahr. Wir
prüfen alles und lieben unser ganzes deutschesVolk.
(Zuruf von den Kommunisten.) Die Not der Zeit wird
den Bauer dazu zwingen und ihn einen, ob er will
oder nicht. Er wird unter vielen Kämpfenseinen eigenen
Wog geheir. Einfachheituird Klarheit, Kraft und Aus¬
dauer — schollenwurzcliidund felsgebaut, sagt unser
junger Hunsrück-Dichter-Bauer, selbst ein einfacher
Bauer — Pflichterfüllung, Strenge und Liebe, Ge¬
horsam und Freiheit — freiwillige Manneszucht nennt
es der alemannische Dichter Hckbel, dessen Vaters
Wiege auf dem Hunsrück gestanden hat —, Liebe zur
Wahrheit und zum Recht und über allem die Liebe znr
Heimat, zu allen deutschen Brüdern ohne Ausnahme
und zu unserem Herrgott sind des deutschenBauern
Ätüstzeug in diesem Kampfe. Laßt ihn nicht unter¬
gehen, helft ihm in dieser großen Not, damit er viel¬
leicht nicht einmal an einer Stelle landet, über die sich
alle in diesem Hause Wundern würden. Helft ihm, daß
er die in ihm schlummernde Macht und Voltslraft
richtig verwenden wird. Keine Klassenherrschaft,keine
Bauernherrschaft will er errichten, nicht einmal herr¬
schen will er. Das will er einzelnen gottbognadeten,
von der Vorsehung dem deutschen Volte zugedachten
Führern überlassen. Er will vielmehr dienen dem
ganzen, durch den deutschen Bauer geeinten deutschen
Volte und es auswärts führen. (Beifall bei der Land¬
volkpartei. — Zuruf des Abgeordneten Renner: Wie
hecht Ihr Messias?)

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und
Herren! Damit ist die erste Rednerreihe erschöpft.
Ich bitte, soweit die einzelnen Fraktionen niid Gruppen
noch in der zweiten Rednerreihe zu Worte kommen
sollen, sich daran zu erinnern, daß wir den Haushalt
der Rheinprovinz hier beraten (Zustimmung) und
zweitens sich an unsere Geschäftsordnung zu halten,
wonach es nicht gestattet ist, Reden vorzulesen.

Das Wort hat nunmehr Herr Abgeordneter Ernst.
Abgeordneter Ernst (Herzogenrath): Meine

Damen und Herren! Mein Frattionstollege Herr
Landrat Boden hat heute morgen zu dem Etat kritisch
Stellung genommen. Ich brauche mich deshalb nur
auf einige Bemerkungen hinsichtlich der Arbeits¬
beschaffungund hinsichtlichder Grenzlandfragen zu
beschränken.

Der Herr Landeshauptmann hat in seinen Aus¬
führungen gestern nachmittag mit Recht darauf hin¬
gewiesen, daß die rheinische Provinzialverwaltung auf
das engste mit der rheinischenBevölkerung verknüpft
ist und daß sie auch aufs engste mit den Stadt- und
Landkreisen und mit den Verhältnissen dort zusam¬
menhängt. Dem ist beizupflichten. Der Etat, wie er
vorgelegt worden ist, trägt dieser Auffassung durch¬
aus Rechuung. Es sind eine Alizahl Abstriche auf
der Ausgabenseite gemacht worden, die vielleicht zum
Teil recht schmerzlichempfunden werden. Trotzdem
kann man die Meinung vertreten, daß der Etat der
Provinzialverwaltung, gemessen an den Etats der
Städte und Kreise, zu besonderer Besorgnis Anlaß
nicht gibt. Weil dem so ist, kann man auch die
Meinung vertreten, daß die Provinz im Rahmen
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ihrer Aufgabengebiete die Aufgaben erfüllen kann,
die notwendig sind, um die Wirtschaftsnot zu beheben,
um der Wirtschaftsnut beizukommen. Das ist zum
Teil schon bei der Aufstellung des Etats berücksichtigt
worden. Ich möchte ausdrücklich Karauf verweise»,daß
die Provinz in der Senkung der Spezialkostenfür die
Kranken in den Heil- und Pflegeanstalten vorbildlich
vorgegangen ist. Die Senkung dieser Kosten wird
sich in den Etats der Gemeinden, Kreise und Städte
ausWirten. Darüber hinaus aber hat die Provinz
die Aufgabe, die ihr noch verbliebene finanzielle Kraft
in t>en Dienst der Arbeitsbeschaffung zu stellen.

Es ist heute morgen schon von Herrn Oberbürger¬
meister Lehr darauf hingewiesen worden, daß über
die Gemeinden für den Etat der Provinz eine Gefahr
entstehen tonne und zwar insofern, als die Gemeinden
bzw. die Städte und Kreise die Umlage nicht auf¬
bringen tonnen. Dem muß entgegengewirkt weiden
und dem kann entgegengewirkt werden, wenn im
stärksten Maße der Arbeitsbeschaffung Rechnung ge¬
tragen wird. (Sehr gut! bei der Wirtschaftspartei.)

Man soll mir nicht sagen, daß die Provinz nicht
so viel Arbeit vergeben könne, um verhältnismäßig
viele Arbeiter zu beschäftigen.Das mag an sich richtig
sein. Wir haben gehört, daß wir in der Provinz
über 500 UlX) Arbeitslose haben. Alle diese Arbeits¬
losen werden durch die Aufträge der Provinz nicht
in Beschäftigung gebracht werden können.Aber darauf
kommt es nicht an. Jede neugeschaffeneArbeitsstelle
mit einem für die Gesellschaft nützlichenErfolg ist ein
Erfolg. Der Herr Abgeordnete Hagen hat als
Präsident der Kölner Handelskammer vor einiger
Zeit den Satz ausgesprochen, daß wir Stemchen auf
Steinchen legen müssen, um wieder vorwärts zu
kommen. (Zuruf des Abgeordneten Dunder.'» Dieser
Satz ist unbedingt richtig. Das wirtschaftlicheHan¬
deln setzt sich auch aus Einzelhandlungen, aus Einzel¬
leistungen zusammen, und wenn wir dafür sorgen,
daß ein Arbeiter nach dem anderen wieder in Arbeit
gebracht werden kann, dann tragen wir zum wirt¬
schaftlichen Aufbau bck. Die Provinz hat hier Auf¬
gaben zu erfüllen und muß sie erfüllen.

An Vorschlägen hinsichtlichder Arbeitsbeschaffung
hat es in der Vergangenheit nicht gefehlt. Ich brauche
aus der Fülle der Vorschläge nur einige herauszu¬
greifen, insbesondere die Vorschläge, die aus den
Grenzgebieten gekommensind. Ich glaube sagen zu
müssen, daß dort gerade die Aufgaben am allerdrin-
gendsten sind. Es ist heute morgen schon von meinem
Fraktionstullegen, Herrn Boden, darauf hingewiesen
worden, daß gerade die Saargrenzbovöllerung außer¬
ordentlich start leidet. Mir sind die Verhältnisse dort
seit Jahren bekannt. Wir haben uns vor einigen
Jahren bemüht, eine Anzahl der Saarbergleutc nach
dem Wurmbergbau zu bringen. Wir hal'en versucht,
sie umzusiedeln. Das ist in dem Ausmaße, wie es
vielleichtnotwendig gewesen wäre, nicht gegluckt. Aber
aus der anderen Seite darf dabei nicht verkannt
werden, daß eine Entvölkerung des Gebietes die Not¬
lage dort noch weiter verschärfen würde. Es kommt
in der Hauptsache das Hochwaldgebiet in Frage, wo
stark eingegriffen werden muß. Die Arbeiter dieses
Gebietes waren in der Hauptsacheoder fast ausschließ¬
lich im Saargebiet in der Industrie und im Saar¬
bergbau beschäftigt. Bei der Verringerung der Be¬

legschaftenist man natürlich zunächst auf die Arbeiter
zurückgekommen, die außerhalb des Saargebietes
wohnten. Diese Maßnahme der Saarregierung
bzw. der französischenNergwertsverwaltung hat ihre
Ursache. Zunächst sollten die in 5 Jahren abstimmungs¬
berechtigten Einwohner des Saargebietes geschont
werden. Bei dem Beschäftigungsmangel im Saar¬
grenzgebiet muß die Verarmung dort in viel stärkerem
Maße eintreten, und damit ist der französischenPro¬
paganda Vorschub geleistet; sie hat ein besseres Pro¬
paganda-Argument für den Abstimmungskampf.
Zweitens ist das Verhalten der Saarregierung und
der französischenVergwertsdircktion auch wirtschaft¬
lich begründet, denn die Arbeiter, die außerhalb des
Saargebietes wohnen, brauchen vom Saargebiet in
fürsorglicher Hinsicht nicht betreut zu werden. Ich bin
mir bewußt — und alle deutschen Männer und Frauen
vertreten diese Meinung —, daß nichts die treudeutsche
uud treue nationale Gesinnung der Saarländer zu er¬
schüttern vermag. Trotzdem haben wir die Verpflich¬
tung zu helfen. Trotzdem haben wir die Pflicht, dem
gefährdeten Saargebiet, insbesondere dem wirtschaft¬
lich gefährdetenSaar-Grenzgebiet zu Hilfe zu kommen.
Zwar ist das in erster Linie Aufgabe der Reichs- und
Staatsregierung, denn die Not hat ihre Ursache in
dem unglücklichenAusgang des Krieges. Die große
Not dort erfordert aber auch eine Beteiligung der
Provinz an den zu treffenden Maßnahmen. Ar¬
beitsplätze müssen geschaffen werden. Die Bevölkerung
wünscht zu arbeiten, sie will nicht Unterstützung, sie
will Arbeit haben.

Meine Damen und Herren! Es ist geradezu er¬
schütternd, wenn man sich einmal die Dinge vortragen
läßt. Umlageprozente auf die Grunduermügenssteuer
von 600 bis 700 Prozent! Die arbeitslosen Gemeinde¬
vertreter lehnen sich selbst die Arbeitslosennnter-
stützung bzw. die Fürsorgeunterstützung ab, weil die
Gemeinden nicht in der Lage sind, sie aufzubringen.
Das sind Zustände, denen Rechnung getragen werden
muß, auch von der Provinz aus. Die dort vorge¬
schlagenen Arbeitsprojette verdienen die grüßte Be¬
achtung.

Ich möchte aber darüber hinaus nicht verfehlen,
auch auf die Zustände in der Gifel hinzuweisen, wo
sa auch durch den unglücklichen Kriegsausgang Grenz¬
veränderungen, insbesondere Zollgrenzveränderungen
eingetreten sind. Ich verweise an die Grenzziehung
durch Abtrennung von Eupen-Mnlmedh usw. Im
Aachener Bezirk ist die Beschäftigung ebenfalls weiter
zurückgegangen. Die Zahl der Arbeitsuchenden be¬
trug am 31. Dezember 1930 bei den vier Arbeits¬
ämtern des Regierungsbezirks 35 95« gegen 24 300 im
vergangenen Jahr. Dieser Rückgang betrifft Indu¬
strie und Gewerbe mit Ausnahme des Bergbaues.
Im Bergbau war es möglich, die Arbeiterzahl zu
halten. Das Gebiet trankt an der von führenden
Wirtschaftstreisen öfters stark betonten schlechten Ver-
kehrslage. Die Zulauffrachten zum Rhein sind zu
hoch. Von der Reichsbahn wird nichts getan, um
diese Schwierigkeiten zu beheben. Reich und Staat
sind jedenfalls gegenwärtig nicht geneigt, einzuspringen
und den Verhältnissen dort in stärkerem Maße Rech¬
nung zu tragen. Das ist für die Grenzbevölkerung
etwas Niederdrückendes. Die wirtschaftlichenGrund¬
lagen sind vorhanden. Es besteht nur nicht die Mög-
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lichkeit, entsprechend diesen wirtschaftlichen Grund¬
lagen die Wirtschaft auszubauen. Reich und Staat
sollen im Auge behalten, daß es sich um ein Grenz¬
gebiet handelt, um eine Bevölkerung, die sich selbst
helfen will, die aber die wirtschaftlichenGrundlagen
ihrer Wirtschaft verbessert erhalten bekommen muß.
Es ist unerträglich, dem starken Aufblühen der Wirt¬
schaft im benachbarten holländischen Gebiet zusehen
zu müssen und auf der anderen Seite ein allmählich
verarmendes Gebiet dauernd vor Augen zu haben.
Es handelt sich auch hier nicht um ein rein wirtschaft¬
liches Problem. Nach meiner Auffassung ist es ein
hochpolitischesProblem und zwar ein hochpolitisches
Grenz-Prublem.

Meine Damen und Herren! Es sind dann eine
Reihe weiterer Forderungen auch aus dem Aachener
Gebiet. Ich möchte die Provinzialverwaltung bitten,
auch auf die Verbesserung der Wegeverhältnisse ihr
Augenmerk zu richten. Es ist schon seit Jahren eine
Umgehungsstraße in Cornelimünster geplant, ebenso
eine Umgehungsstraße von Aachen bis Linden-Neusen
Projektiert. Ich bitte, diesen Projekten in Zukunft
ein größeres Augenmerk zuzuwenden und zu prüfen,
ob nicht durch Inangriffnahme dieser Arbeiten tue
Möglichkeit besserer Beschäftigung gegeben werden
kann.

Meine Damen und Herren! Ich möchte Sie bitten.
Ihr Augenmerk darüber hinaus auf ein sicherlich
dringendes Problem zu richten, und zwar auf das
Zinsproblem. Ob die heutigen Zinsspannen berech¬
tigt sind, kann angezweifelt werden. (Abgeordneter
Kurth: Sehr gut!) Ich bin nicht der Auffassung, daß
sich hier ein Ausgleich von selbst bilden Wird. Ich
bin vielmehr der Auffassung, baß durch öffentlichen
Druck auf die Zinsspanne eingewirkt werden muß.
(Abgeordneter Hoffmann: Sehr richtig!) Ich bin
ferner der Auffassung, daß bei den Zinsnehmern em
Zustand der Gewöhnung an die Dinge allmählich
eingetreten ist und daß dieser Zustand von der Öffent¬
lichkeit aus geändert werden muß. Es kann sicher¬
lich bei größter Sparsamkeit in der Verwaltung noch
etwas hinsichtlich der Verringerung der Zinsspanne
getan werden. Vielleicht sagt man mir, daß sich in
der gegenwärtigen Wirtschaft gerade auf diesem Ge¬
biete die Verhältnisse von selbst ändern müssen. Aber,
meine Damen und Herren! Wir können nicht so lange
warten, bis sich die Dinge von selbst ändern. Ich
befürchte,daß wir schon in diesem Jahre die erforder¬
lichen Beträge für den Wohnuugsbau nicht mehr zur
Verfügung haben werden. Die Zinsspannen sind auf
der anderen Seite aber zu hoch, um überhaupt den
Wohnungsmartt beleben zu können und ohne Be¬
lebung des Wohnungsmarktes befürchte ich. werden
wir aus der Krise nicht herauskommen können. Es
muß deshalb dem Wohuungsbau die größte Aufmerk¬
samkeit geschenkt und im Zusammenhang mit dem
Wohnungsbau dem Zinsproblem ein größeres Augen¬
merk zugewandt werden. (Abgeordneter Kurth: Sehr
gut!) Bei aller Anerkennung, die die üandesbank und
die Sparkassen in der Vergangenheit gehabt haben,
bin ich doch der Auffassung, daß sie versuchen müßten,
die große Zinsspanne herunterzudrücken. Wenn Spar¬
tassen und die Landesbant dazu beitragen würden,
müßten die weiteren Institute privatwirtschaftlicher
Art auf die Dauer auch folgen.

Meine Damen und Herren! Dann habe ich noch
einiges zu den bisherigenAusführungen der Frattions-
redner zu sagen.

Es ist von Herrn Dr. Lehr hervorgehoben worden,
daß der Bau der, Taubstummenanstalt in Aachen nicht
aus Mitteln des außerordentlichen Haushalts errichtet
werden dürfe, sondern aus Mitteln des ordentlichen
Haushalts. Ich verstehe diese Stellungnahme nicht.
Gs handelt sich doch um den Bau einer Schule, um
eine Einrichtung, die nicht nur gegenwärtigen Wert
besitzt, sondern die auch noch für Generationen Wert
haben soll. Zu einer solchen Einrichtung kann ich in
der heutigen Zeit die Mittel nicht aus dem ordent¬
lichen Haushalt nehmen, sondern ich muß auch die zu¬
künftigen Generationen damit belasten. (Abgeordneter
Marx: Sehr richtig!) Das ist eine Selbstverständlich¬
keit, darüber sollte man eigentlich nicht reden. Ich
kann aber anch den Antrag auf Vertagung des Baues
der Taubstummenanstalt nicht verstehen. Meine Damen
und Herren! Es handelt sich doch darum, daß wir
Arbeitern wieder Beschäftigung geben, (Abgeordneter
Görlinger: Sehr gut!) Die Gemeinden, Städte und
Kreise werden in diesem Jahre kaum in der Lage seiu,
irgend etwas zn tun, wohl aber die Provinz, die noch
verhältnismäßig günstige Finanzen hat, von denen
Herr Dr. Lehr sogar sagte, daß die Anleihen zwar
hoch sind, aber unbedenklichvon der Provinz noch
getragen werden können, und daß zu Bedeuten noch
kein Anlaß vorliege. In diesem Falle glaube ich, daß
die Provinz Verpflichtungen hat, und sie soll dort
baueu, wo die Notwendigkeit seit Jahren! bereits aner¬
kannt wurde. Es ist überhaupt die Frage zu über¬
lege», ob wir in Zukunft nicht in Zeiten guter Kon-
juuktur mit Bauten zurückhalten sollen, um sie in
Zeiten schlechter Konjunktur iu stärkeremMaße in den
Vordergrund zn rücken, um auf diese Weise regulierend
in die Wirtschaft eingreifen zu küunen. Ich würde
Sie dringend bitten, meine Damen und Herren, dem
Vorschlage der Verwaltuug, den Bau zu errichten, zu¬
zustimmen. Es handelt sich letzten Endes auch darum,
deu Hlludwerkcrnund den Arbeitern in den bedrängten
Grenzgebieten Arbeit und damit Brot zu verschaffen.

Einiges noch zu deu Ausführungen von Herrn
Dr. Schüler. Herr Dr. Schüler, eins muß heute gesagt
werden: In der Landwirtschaft hat Not bestanden uud
sie besteht zweifellos auch heute noch. Aber ich bitte
dabei nicht zu verkennen,daß es auch andere Bevölte-
rungsschichtengibt, in denen hente große Not besteht,
und das ist die Arbeiterschaft. (Zuruf des Abgeordneten
Dr. Schüler: Das erkennen wir an!) Die Maßnahmen,
die für die Landwirtschaft in den letzten Jahren ge¬
troffen worden sind, sind so ungeheurer Art, daß weiter
nicht gegangen werden kann. (Abgeordneter Hoffmann:
Sehr richtig!) Ich bitte, das auch vou der Landwirt¬
schaft aus anzuerkennen.Sclbstverständlich,HerrSchüler,
bin ich mit Ihnen der Meinung, daß das Erträgnis
aus dieser Hilfe nicht heute «der morgen in Erschei¬
nung treten wird. Die ganze Landwirtschaftshilfe war
ja auch gedacht als eine Hilfe auf die Dauer. Das
muß dabei berücksichtigt werden. Wenn wir uns den
Niedergang der Landwirtschaft in anderen Staaten
vor Angen halten, dann werden wir sagen müssen, daß
Wir in Deutschland Außerordentliches für die Land¬
wirtschaft geleistet haben, und das mutz von der Land-
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Wirtschaft auch anerkannt werden (AbgeordneterKurth:
Sehr gut!) und wird zum Teil auch anerkannt. Meine
Damen und Herren! Es gibt weite Kreise der Be¬
völkerung, die in größerer Not leben, als gegenwärtig
die Landwirtschaft, und diesen Kreisen mutz geholfen
werden. (Zuruf von der Landvoltpartei: Ausgeschlossen!
Unser Verdienst ist ja 15 Pfennig die Stunde!) Bitte,
mein sehr verehrter Herr Kollege, Sie müssen berück¬
sichtigen, daß wir 5 Millionen Arbeitslose haben und
daß die in der Arbeit stehenden arbeitslosen Arbeiter
mit einem Monatseinkommen von 50 bis 60 Mark
auskommen müssen.<Zurus!des AbgeordnetenDr.Schüler:
Und der Bauer?) Herr Schüler, ich will Ihnen eins
dazu sagen. Vor einigen Tagen bekam ich einen Brief
von einem Arbeiter, der schrieb: „Ich erkenne die Not
des Landwirtes an; aber der Landwirt hah jeden Tag
soviel, datz er sich satt essen kann. Das habe ich nicht
mehr." (Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) Meine
Damen und Herren! Das wollen wir bei all diesen
Dingen auch berücksichtigen.(Zuruf des Abgeordneten
Latten: Sorgen Sie, daß es der Landwirtschaft besser
geht, dann helfen wir dem Arbeiter auch!) Hoffentlich
tritt das ein, Herr Kollege Latten. Ich will wünschen,
daß wir dahin kommen.

Dann noch eins, an dem ich nicht vorbeigehen kann.
Es ist von Herrn Kollegen Boden daranf hingewiesen
worden, daß die Reichstnappschnftl in außerordentlicher
Gefahr sei. Ich kann als Vertreter der Bergarbeiter
an dieser Tatsache nicht vorbeigehen, ohne ein Wort
hierzu gesprochenzu haben. Es ist nicht so, wie es
manchmal hier und da in der Öffentlichkeit dargestellt
wird, daß wegen zu hoher Leistungen tue Knappschaft
in Gefahr gekommenist. Meine Damen und Herreu!
Nur ein Paar Zahlen. Jeder dritte Bergmann ist seit
1924 abgebaut worden. Die abgebaut worden sind,
waren nicht die Jüngeren, sondern die Aelteren, die
bereits im pensionsfähigen Alter waren. Wir hatten
also auf der einen Seite Rückgang,der Mitglieder ver¬
bunden mit verringertem Beitragsaufkommen uu>di auf
der anderen Seite Erhöhung der Pensiouslasten. Das
ist die tiefere Ursache, und die zweite Ursache ist die,
daß das ganze Vermögen der früheren Knappschafts-
Vereine ldurch die Inflation verloren gegangen ist. Ich
bitte zu beachten, daß es sich um eine Versicherung
handelt, zu der seit Jahren, seit mehreren Menschen-
ältern Beiträge geleistet wurden. Hier stehen auch
wohlerworbene Rechte auf dem Spiel, wohlerworbene
Rechte, an denen auch die Öffentlichkeit und die Parla¬
mente nicht vorbeigehen können. Ich bin gezwungen,
heute von hier aus zu sagen, daß ich an das Reich die
dringende Bitte richte, dafür zu sorgen, daß Wandel
auf diesem Gebiete geschaffenwird. Die Bergleute
haben zweifellos ein Recht darauf, ein heiliges Recht,
daß ihnen von der Gesamtheit geholfen wird. (Zu¬
stimmung. — Zuruf von den Kommunisten: Sagt das
doch Vrüningl)

Ich richte zum Schluß an die Versammlung die
dringende Bitte, alles aufzuwenden, um Arbeit im
Laufe der nächsten Wochen und Monate zu schaffen.
Es ist notwendig, daß wir Arbeitsplätze beschaffen. Es
ist notwendig, daß wir einzelne Arbeiter wieder in den
Produktionsprozeß einführen. (Zuruf vou den Kommu¬
nisten: Einzelne?) Einzelne, jawohl. Gs wird sich
immer nur um Einzelvorgänge handeln. (Zuruf von

den Kommunisten: 5 Millionen!) 5 Millionen, und
es wird einer nach dem anderen eingestellt werden
müssen. (Lachen bei den Kommunisten.) Ich glaube
nicht, daß Sie die Auffassung vertreten, daß es möglich
ist, 5 Millionen Arbeitern in der Rheinprovinz Arbeit
zu beschaffen. Genau so wie in der Wirtschaft sich das
ganze Wirtschaften aus Ginzelvorgängen zusammen¬
setzt, genau so wird auch hier Verfahrenwerden müssen.
Aber >die Provinz hat »die Aufgabe, im Rahmen ihrer
Verpflichtungen und ihrer öffentlichenAufgaben dafür
zu sorgen, daß wir einem größtmöglichen Teil von
Arbeitern auch wieder Arbeit geben können. Sie hat
die Verpflichtung, mit aller Kraft hier mitzuarbeiten.
(Brnvo! und Händeklatschenim Zentrum.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Herr Abgeordnete von Stedman.

Abgeordneter von Stedman: Meine Damen und
Herren! Zu den Ausführungen, welche über landwirt¬
schaftliche Angelegenheiten heute von den Etatsrednern
gemachtworden sind, habe ich einige Bemerkungen zu
machen. Dem Gtatsredncr der Zcntrumsfraktion
schließenwir uns durchaus in der Anerkennung der
Tätigkeit des LandwirtschaftlichenVereins für Rhein-
Preußen besonders bezüglich seiner Bestrebungen für
die Hebung der Gründlandwirtfchaft an. Bei der
engen Verbindung, dem Zusammenarbeiten und dem
guten Einvernehmen zwischen Provinzialverwaltung,
Provinzilllausschutz und Provinziallandtag mit der
berufsmäßigen Vertretung der Landwirtschaft, nämlich
der Landwirtschllftstammer, möchte ich dieser Aner¬
kennung auch hinzufügen die gleichzeitige Anerkennung
und den Dank für die Kammer für die auf diesem
Gebiete geleistete Arbeit. (Abgeordneter Krawintel:
Bravo!)

Nun, meine Damen und Herren, einige Bemer¬
kungen zu dem, was der sozialdemotratischeRedner
hier bezüglichder Landwirtschaft vorgetragen hat. Die
Polemik, die bezüglich der landwirtschaftlichenFragen
dabei geführt worden ist, ist mir nicht ganz verständ¬
lich geblieben. Vor allen Dingen mutz ich doch darauf
hinweisen, daß einige Gedantengänge von den Herren
vorgebrachtworden sind, gewissermaßenals das geistige
Eigentum der sozialdemotratische«Fraktion und als
Anregungen der sozialdemokratischenFraktion auf Ge¬
bieten, wo unsere Kammer und unsere landwirtschaft¬
lichen Organisationen seit Jahren führend tätig sind.
(Abgeordneter Krawintel: Sehr wahr!) Es ist da die
Rede gewesen von der Gründlandwirtfchaft, von der
Veredelungswirtschllft, von dem Problem der Absatz¬
förderung. Ja, meine Damen und Herren, wie stellt
sich denn der landwirtschaftliche Berussstand zu den
Fragen? Das möchte ich hier kurz ausführen. Der
landwirtschaftlicheBerussstand stellt sich so, daß er sagt:
Durch die Veredelungswirtschllft schaffen wir vielen
Leuten Arbeit, und darauf kommt es heute an. Wir
tonnen durch die Veredelungswirtschaft mehr Arbeiter
und mehr Leute in dem landwirtschaftlichen Prozeß
beschäftigenals in Großbetrieben, und darum werden
von den landwirtschaftlichen Führern, von den land¬
wirtschaftlichenOrganisationen und von der Kammer
in den letzten Jahren mit Macht die Fragen betrieben,
die hier angeschnitten worden sind: Gründlandwirt-
schaft, Veredelungswirtschllft und Absatzorganisation.
Ich sehe also nicht ein, warum man das in die Welt
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hinausgehen lassen soll, als ob das eine neue Erfin¬
dung der SozialdemokratischenPartei Ware, wenn in
der Beziehung Vorschläge gemacht werden, die wir
lange aufgegriffen haben. (Sehr richtig! rechts. — Zu¬
ruf von den Kommunisten: Aber nicht durchgeführt!)

Meine Damen und Herren! Es ist weiter die Rede
gewesen von der Subventionspolitit und von den
landwirtschaftlichenKrediten. Ich habe an dieser Stelle
^- ich glaube, es war im vorigen Jahr oder im Jahre
davor — schon einmal über diese Frage gesprochen und
kann Ihnen die Versicherung abgeben, daß die
Meinung der Landwirtschaft über Kredite sich in dieser
Beziehung nicht nur nicht geändert, sondern sogar
noch verschärft hat. Wir haben die Beobachtung zu
machen,daß die Kredite, welche zu einer Zeit gegeben
worden sind, als es noch möglich schien, aus dem Er¬
trag der landwirtschaftlichenArbeit diese Kredite auch
wieder zurückzuzahlen, daß diese Verhältnisse sich
grundlegend geändert haben und daß bei der Ver¬
schlechterung der Wirtschaftslage sich herausgestellt hat,
daß unsere Landwirte, die Kredite genommen haben,
sich mit diesen Krediten einen Strick um den Hals ge¬
legt haben. Darum gibt es in der ganzen Landwirt¬
schaft nur noch eine Stimme: Um Gotteswillen keine
Kredite mehr nehmen! (Sehr richtig! rechts.)

Etwas anders liegen die Dinge, meine Damen und
Herren, bei den Subventionen. Diese Subventionen
kann man heute nur noch in einem Atemzuge mit der
sogenannten Selbsthilfe der Landwirtschaft nennen.
Auch ich stehe auf dem Standpunkt und ich glaube, alle
meine landwirtschaftlichenFreunde, daß die Selbsthilfe
der Landwirtschaft das Primäre ist. Bei der Vlut-
nrmut der Landwirtschaft, bei dem Fehlen jeglichen
Betriebskapitals aber kann diese Selbsthilfe sich nicht
auswirken, wenn ihr nicht da und dort, wo es not¬
wendig ist, zur Ankurbelung der Selbsthilfe auch ein¬
mal eine Subvention gegeben wird. Darum möchte
lch als Motto sagen: Selbsthilfe der Landwirtschaft
mit einer geringen Subvention!

Nun, meine Damen und Herren, komme ich aller¬
dings zu Fragen, in denen ich mit dem Redner der
Sozialdemokratie nicht einig gehen kann: das ist sein
Appell an die Landwirtschaft, wir sollten ausgerechnet
das System Braun anerkennen. Wir könnten uns
über das System Braun nicht beklagen. (Sehr richtig!
bei den Sozialdemokraten.) Ja, meine Damen und
Herren, dem kann ich mich allerdings nicht anschließen.
Seit über 10 Jahren lebt die Landwirtschaft unter dem
System Braun, und ich sollte eigentlich meinen, daß
eine Zeitspanne von 10 Jahren Wohl vollkommenaus¬
reichend ist, um zu beurteilen, ob dieses System für die
Landwirtschaft Vorteile oder Nachteile gebracht hat.
(Sehr richtig! rechts. — Zuruf des Abgeordneten Hoff-
Mllnn: Nur Vorteile!) Es kann sich nicht darum han¬
deln, ob wir 5^ Milliarden, wie der Redner gesagt
hat ... — ich kann die Zahl im Augenblick nicht kon¬
trollieren —, die Herr Schüler vorhin genannt hat:
für uns kann >es sich nur darum handeln, was wir
unter dem System Braun in den zehn Jahren in der
Landwirtschaft verloren haben. (Zurufe.) Meine
Damen und Herren! Wenn man in dieser Beziehung
von dem System sprechen will, so möchte ich doch dem
Herrn von der Sozialdemotratischen Partei einmal
den Vorschlag machen, nachzuprüfen, wie sich nun
eigentlich unter dem System Braun im deutschen

Reichsrat die preußischenRegierungsvertreter bei den
Anträgen zugunsten der Landwirtschaft Verhalten
haben. Da muß ich feststellen, daß doch bei allen An¬
trägen — ich brauche aus der jüngsten Zeit nur zu
erinnern an das Kontingent von 50UUU Tonnen Ge¬
frierfleisch —, die zugunsten der Landwirtschaft gestellt
worden sind, sich die preußischenVertreter im Reichs-
rat zuungunsten der Landwirtschaft ausgesprochen
haben (Sehr wahr! rechts), sehr im Gegensatzzu dem
Vertreter der Rheinprovinz, einem Herrn der Zen-
tumspartei, im Neichsrat, von dem ich mit einer ge¬
wissermaßen großen Befriedigung sagen kann, daß er
die Interessen der rheinischen Landwirtschaft gegen
das System Braun verteidigt und gewahrt hat.
(Bravo! rechts.)

Meine Damen und Herren! Dann ist die Rede ge¬
wesen von den Zinssätzen. Dazu möchte ich folgendes
sagen. Aus den Ausführungen des Herrn von der
SozillldemokratischenPartei mußte ich den Eindruck
gewinnen, daß er glaubt, die Landwirtschaft trüge die
Schuld daran, daß in den Genossenschaftenso hohe
Zinssätze erhoben werden. (Zuruf des Abgeordneten
Kurth: Wer trägt die Schuld denn?) Das ging wie
ein roter Faden durch seine Ausführungen. Meine
Damen und Herren! Dazu kann ich Ihnen einfach
folgendes sagen: In allen landwirtschaftlichen Ver¬
sammlungen — und ich will mich davon nicht aus¬
schließen; ^- ich kann Ihnen Beispiele nennen, in
welchen landwirtschaftlichen Versammlungen ich über
diese Dinge gesprochenhabe — habe ich es vernrteilt,
daß diese hohen Zinsspannen vorhanden sind. Wir
von der Landwirtschaft wehren uns gegen die hohen
Zinssähe und hohen Zinsspannen, die in dem Ge¬
nossenschaftswesen erhoben werden. Aber darüber ist
dock) wohl gar kein Zweifel, daß die landwirtschaft¬
lichen Genossenschaftstassenund das ganze Genussen-
scyllftswesennicht allein von der Landwirtschaft ab¬
hängig sind, sondern daß auch andere Berufszweige
darin vertreten sind. Wir von der Landwirtschaft
haben jedenfalls die größten Versuche gemacht, um von
den hohen Zinssätzen herunterzukommen. Das ist uns
nicht gelungen. Aber nun zu sagen: Ihr Landwirte
seid schuld daran!, das stimmt nicht. (Zuruf des Ab¬
geordneten Kurth: Das habe ich nicht gesagt!) Ich
kann mich durchaus auf den Boden des Reichskanzlers
Brüning stellen, der auf seiner Ostrcise, als ihn, von
der Landwirtschaft warnend vorgehalten wurde, daß
diese Zinsspanne und diese Zinssätze nicht haltbar
seien, unter anderen gesagt hat: „Da kann etwas nicht
in Ordnung sein." Das waren seine Worte, die ich
mir sehr genau gemerkt habe. Diesen Standpunkt teile
ich durchaus. Da muß etwas nicht in Ordnung sein.
Sie können überzeugt sein, daß wir von der Land¬
wirtschaft seit Monaten dahinter her sind, einmal fest¬
zustellen, wo eigentlich der Hase im Pfeffer liegt und
wo die Quelle zu suchen ist, weshalb die Zinsspanne
so groß ist. Aber Schuld der Landwirtschaft ist es
ganz sicher nicht, daß die Spanne so groß ist. (Zuruf
des Abgeordneten Kurth: Das haben wir auch nicht
gesagt!)

Meine Damen und Herren! In dem Zusammen¬
hang glaube ich auf die Preußentasse hinweisen zu
sollen, von der ich die Ueberzeugunghabe, daß sie heute
der sozialdemotratischen Fraktion nähersteht als der
Landwirtschaft. (Lachen bei den Sozialdemokraten.)
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Unsere landwirtschaftlichenGenossenschaftenhaben den
dringenden Wunsch, möglichst schnell zu Eigenkapital
zu kommen,um sich von der Herrschaft der Preußen¬
lasse freizumachen.

Nun, meine Damen und Herren, wurde behauptet,
die Landwirtschaft erhebe ihre wirtschaftlichen Forde¬
rungen aus politischen Gründen. (Sehr richtig! bei
den Sozialdemukraten.) Diesem Gedanken mutz ich
entgegentreten. (Zuruf des Abgeordneten Kurth: von
Lüninck!) Ich weitz ganz genau, datz sich Wirtschaft
und Politik in der heutigen Zeit überhaupt nicht mehr
trennen lassen. (Zuruf des Abgeordneten Dunder:
Früher habt Ihr uns immer vorgehalten, Wirtschaft
habe mit Politik nichts zu tun!) So, wie Sie das par¬
lamentarische System aufgezogen haben, ist die Wirt¬
schaft von der Politik, die Sie führen, abhängig; mau
kann sie nicht mehr trennen. Aber, meine Damen und
Herren, datz ausgerechnet die Landwirtschaft wirtschaft¬
liche Forderungen erheben soll, um politische Ziele
durchzudrücken, das lehne ich ohne weiteres ab. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Hoffmann: Das ist ja nur eine
Floskel!)

Nun gestatten Sie mir einige Bemerkungen zu
dem, was mein Herr Vorredner über die Arbeitslosig¬
keit gesagt hat. Meine Damen und Herren! Das,
glaube ich, kann man nun doch nicht, die Arbeits¬
losigkeit der grotzen Masse der werktätigen Bevölke¬
rung in eine Parallele setzen zu dem Zustande, in den»
sich heute unser Bauerntum befindet. (Abgeordneter
Krawinkel: Sehr richtig!) Man kann nicht fagen: der
Bauer hat wenigstens noch etwas zu essen. Meine
Damen und Herren! Gehen Sie einmal in die Bauern-
dürfcr und sehen Sie nach, was der Aermste der
Bauern heute noch zu essen hat. Die bekommenkeine
Arbeitslosenunterstützung. Da möchte ich doch die
Frage stellen: Wer kann heute noch besser leben: wer
Arbeitslosenunterstützung bekommt, oder der Aermste
der Bauern?

Aber ich möchte in einem Atemzuge dazu noch fol-
geudes sagen: Der Bauer, der heute vielleicht noch
etwas besser lebt, lebt von der Substanz (Sehr wahr!
bei der Arbeitsgemeinschaft),er wird von Tag zu Tag
armer, und eines schönen Tages wird es ihm auch nicht
mehr möglich sein.

Meine Damen und Herren! Damit möchte ich die
Betrachtungen über das, was hier über die landwirt¬
schaftlichen Dinge gesagt worden ist, schließen! (Zuruf
des Abgeordneten Hoffmann: Und die ausländischeil
Arbeiter?)

Ich möchte noch ein Wort anfügen über das, was
uns der Herr Redner über die Veamtenverteilung in
der Provinz gesagt hat. Meine Damen und Herren!
Wenn bezüglich der Veamtenverteilung Ihrerseits
Forderungen erhoben werden, so kann ich mich des
Eindrucks nicht erwehren, datz Sie zwei oder drei
Herren in irgendeiner Weise wieder einmal unter¬
zubringen haben. (Bravo! rechts.)

Stellvertretender Vorsitzendervi'. Saatzen: Das
Wort hat Herr Abgeordneter Kulaß.

Abgeordneter Kolaß: Meine Damen und Herren!
Der Herr Masor von Stedman hat, wie die Freunde
sageu, die ihn früher schon des öfteren gehört haben,
cmch heute hier wieder eine seiner alten Agrarreden
gehalten. Sie war etwas anders gefärbt als die
früheren, aber sie klang doch auf das hohe Lied hinaus.

daß es der Landwirtschaft im Gegensatz zu allen
anderen Voltsschichten und Vultskreisen am aller-
schlechtestengehe. (Zuruf des Abgeordneten Vielhaber:
Es ist auch so!) Der vorletzte Redner hat hier be¬
reits auf die Notlage der Bergarbeiter und der
übrigen Arbeiterschaft hingewiesen. Ich habe überall
dort, wo ich von Landwirtschaft und Arbeiterschaft
rede, auch gesagt, was der zweite Fraktionsvedner der
Zentrumspartei hier sagte, datz nämlich der Landwirt
und auch die Kleingewerbetreibenden,die Bäckermeister
und die Metzgermcister, immer noch ihr Auskommen
insofern haben, als sie sich sattessen tonnen, was bei
einem großen Teil der Arbeiterschaft nicht der Fall ist.
Wir verkennen auch nicht die Not insbesondere der
kleinen Landwirte. Dazu zählen wir natürlich nicht
den Herrn von Stedman und andere Kreise, die unter
der hier von dem Vertreter der Kleinbauern geschil¬
derten Not und Last uicht so leiden.

Es ist auch deplaciert, und es lohnt sich eigentlich
gar nicht, darauf einzugehen, datz Herr Major
von Stedman hier allen Ernstes behauptet, die
preußische Negierung, insbesondere die Rcgieruug
Vrauu, habe eine landwirtschaftfeindlichePolitik ge¬
trieben (Zuruf des Abgeordneten von Stedman: Das
können wir nachweisen!) Die Tatsachen beweisen das
Gegenteil. (Abgeordneter Hoffmann: Sehr richtig!
Widerspruch rechts.) Wenn Sie behaupten, die
Preußenkasse stände der Sozialdemotratischen Partei
näher als der Landwirtschaft (Sehr wahr! rechts), so
ist ein solcher Ausdruckvon einem Vertreter der Land¬
wirtschaft völlig deplaciert. Die Sozialdemotratische
Partei und auch die Arbeiterschaft haben keine Be¬
rührungspunkte nnt der Preußentasse (Abgeordneter
Gerlach: Sehr richtig», sondern diese Berührungs¬
punkte bestehen fast nur mit der Landwirtschaft.
(Zuruf des Abgeordneten Verlach: Und die fanle
Naisfeisenkllssemußte von der Preußentafse saniert
werden!) Aber worauf die Preußenregierung, ins¬
besondere der Ministerpräsident Braun, einen großen
Wert legt, ist, daß die Preußentasse in den Kredit- und
Finanzgeschäften, die die Landwirtschaft glaubt mit
öffentlichen Mitteln machen zu können, ihre Finger
drin haben und die erforderliche Kontrolle ausüben
will. (Sehr gut! bei den Sozialdemotraten.) Das
halten wir unter Berücksichtigung der allgemeinen
Interessen (Zuruf des Abgeordneten Marx: und im
Interesse der kleinen Landwirte!) für unbedingt not¬
wendig. Wir Missen, wie die Junker es allezeit ver¬
standen haben, mit den öffentlichenGeldern und Inter¬
essen Schindluder zu treibeu (Zustimmung bei den
Sozialdemokraten). Aus dem Grunde sind wir, und
nicht nur wir, sondern alle in der preußischenRegie¬
rung vertretenen Parteien, froh, daß die Preußen¬
regierung mittels der Prenßenkasse das nötige Kon¬
trollrecht ausübt, auch wenn die Junker noch so viel
schreien.

Nun ist hier von dem Vorvurredner die dantens-
werte Frage der Verringerung der Zinsspanne an¬
geschnittenworden. Mir hat Herr Generaldirektor Vel
von der Landesbank gestern gesagt, der Vorstand der
Landesbank habe vor einigen Tagen beschlossen— viel¬
leicht nimmt der Herr Landeshauptmann oder sein
Vertreter Veranlassnng, darauf im Verlaufe der
Tagung einmal einzugehen ^, den Zinsfuß für ge-
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währte laufende und noch zu gewährende Neubau-
Hypotheken des Kleinwohnungsbaues von 8^ Prozent
auf 755 Prozent zu seukeu. Wir schlichen uns uicht
nur diesem Wunschean, sondern wir haben wiederholt
die Forderung erhoben,daß auch die Sparkassen diesen.
Schritte folgen und auch den Zinsfuß für Neubau-
hypotheteu für den Kleinwohnungsbau auf 7 Prozent
senken. (Zuruf aus der Wirtschaftspartei: Wie ist es
denu mit dem Altwohnbau?) Besonders der letzte
Redner, Herr Major Stedman, hat die Frage der
Zinsermäßigung als ein heikles Kriterium bezeichnet
und erklärt, anch er sei der Meinung, daß die Zinsen
zu hoch lägen und daß da etwas nicht in Ordnung sei,
besonders soweit es sich um die Zinsen für landwirt¬
schaftliche Kredite handele. Da kann ich dem geehrten
Herrn Major von Stedman nur sagen, daß er doch in
seiner Fraktion oder in seinem engeren Parteikreise
jeden Tag Gelegenheit hat, sich mit Herrn Siwcrberg
und den anderen Herren Vankvertretern gründlich
darüber zu unterhalten (Abgeordneter Hoffmann:
Sehr gut!), denn die sind es doch schließlich, die diese
hohen Zinsspnnnen mit ihren nnerhörten Provisionen
und ihren übersehten Zinsen veranlassen und ver¬
ursachen. Nehmen Sie also bitte gefälligstdie Tuch¬
fühlung mit Herrn Silverberg und Herrn Lonis
Hagen in dieser Sache auf und versuche«Sie, ebenso
wie die Landesbank es in den letzten Tagen getan hat,
sie zu bewegen, diese Zinsen, die zum größten Teil
Wucherzinsengenannt werden können und auch iu der
Öffentlichkeit so bezeichnetwerden, wesentlichzn er¬
mäßigen.

Aber nicht nur Hie Ermäßigung des Zinsfußes
spielt eine wichtige Rolle. Soweit die Vergebung von
Realkrediten in Frage kommt, spielt eine nicht minder
bedeutendeRolle die Frage: Zu welchem Kurs werden
diese Kredite und Hypotheken hergegeben? Da haben
wir ja des öfteren Gelegenheit festzustellen, daß ein
Kurs von 91, 92, 93 uud 94 je nach der Höhe des Zins¬
fußes für diese großkapitalistischenInteressenurgaui-
satiunen und Bankinstitute eiuc Selbstverständlichkeit
ist- (Abgeordneter Hoffmann: Hört, hört! Zuruf des
Abgeordneten Dr.. Losenhausen: Laudesbank!) Also
auch in bezug ans den Ausgabeturs der Hypotheken
und Realkredite muß eine wesentliche Aenderung und
ei» wesentlicherUmschwungeintreten. (Abgeordneter
Hoffnillnn: Sehr richtig!)

Meine Fraktion hat auch iu bezug auf die Westhilfe
eiuen Antrag eingereicht, den Sie unter Drucksache
Nr. 87 finden, in dem insbesondere gefordert wird,
daß die arbeitslos gewordenen Grenzgänger, die
keinen Anspruch auf Arbeitslosenunterstühuug haben
und damit der öffentlichen Fürsorge anheimfallen,
baldigst dadurch uutcrstüht werden, daß den Ge¬
meinden, die diese Unterstützung leisten müssen, recht
bald Hilfe vom Reich und von Preußen gewährt wird.
Wir bitten Sie dringend, sich diesen Antrag zu eigen
zu machen und ihu zum Beschluß zu erheben. Wir
bitten ferner die Provinzialverwaltung, im Sinne des
letzten Absatzes unseres Antrages zu veranlassen, daß
sie gerade in diesen umstrittenen Grenz- und Not¬
standsgebieten ein umfassendes Notstandsprogramm
und Notstandsarbeiten in Angriff nimmt, damit den
arbeitslosen Grenzgängern Arbeit in der Heimat und
damit ein reguläres Einkommen verschafft wird.

Nun komme ich mit einigen Bemerkungen auf eiueu
Satz in der Rede des Herrn Landeshauptmanns, der
in der heutigen „Kölnischen Zeituug" in der Morgen¬
ausgabe fast wörtlich zum Abdruck gelangt ist. Iu
diesem Bericht der „KölnischenZeitnng" heißt es:

„Die bedauerlicheEntwickelung, die sich in der
Steigerung der Ausgaben für die Landhilfsbedürf¬
tigen, vor allem für die Wanderer und Landstreicher
geltend macht, ist anscheinend vorläufig nicht auf¬
zuhalten. Die Bemühungen, das immer unhaltbarer
gewordene Wandererproblem mit seiner Brand-
schatzungder Bevölkerung und der Wohltätigkeits¬
anstalten irgendwie zn lösen, werden von der Ver¬
waltung in Verbindung mit Stadt- und Landkreisen
fortgesetzt,ohne daß bisher eine wohl befriedigende
Möglichkeitsich gezeigt hat."
Es stehen im Etat für die „Wanderer- und Land¬

streicherfürsorge", wie es hier so wunderschön heißt,
ganze 150 000 RM, (Abgeordneter Hoffmann: Hört,
hört!) Wir müssen Verwahrung dagegen einlegen,
daß der Herr Landeshauptmann iu einer Rede, die er
auch noch im Manuskript niedergelegt hat, Wanderer
und Landstreicherin einem Atemzuge nennt und noch
hinzufügt, daß diese eine Vrandschatzung der Be¬
völkerung und der sonstigen Organe nnd Institute
betreiben. Meine Damen und Herren! Die An¬
gehörigen meiner Fraktion und auch anderer Frak¬
tionen sind zu ungefähr 90 Prozent in ihren Iugend-
jahren gewandert und haben auf dem Wege der
Wanderschaft draußen in der Welt ihre Kenntnisse
wesentlich bereichert. Wir wissen, daß anch heute noch,
durch die Not und den Wissensdrang veranlaßt, junge
Menschen den Wanderstab in die Hand nehmen nnd
sich auf den Weg machen,um ihre handwerksmäßigen
und sonstigen Kenntnisse draußeu iu der Welt zu be¬
reichern. Wir müssen es ablehnen, daß diese Kreise
— das sind 90 Prozent der Wanderer —, die auch
heute noch einen ehrlichen Namen haben, in einem
Atemzug mit Landstreicherngenannt werden. Vielleicht
hat der Herr Landeshauptmann es nicht so gemeint,
aber auf diejenigen, die es gehört haben, hat es so
gewirkt, und in der Zeitung ist es auch wörtlich so
zum Abdruck gekommen.

Nun einige Bemerkungen zu dem KPD.-Redner.
Er sagte u. a., die „Voltsstimme" iu Duisburg, nnsere
Paiteizcitung, habe einen Bericht über eine Aufsichts-
ratssihung der Industrie gebracht und habe diesem
Bericht einen humorvollen Sinn gegeben. Der
KPD.-Redner hat sich sehr geirrt, entweder im
Lesen des Berichts oder in der Auffassung (Zuruf des
Abgeordneten Gerlach: oder in beidcm!) Die SPD.
betrachtet die Tantiemen- und die Aufsichtsratsfrnge
nicht als eine humorvolle, sondern als eine sehr ernste
Angelegenheit. (Zurufe der Kommunisten.) Aus dem
Grunde, meine Herren von der KPD., hat sie kürz¬
lich noch im Reichstage die Tantiemenstener be¬
antragt, der Sie zugestimmt haben. Aus dem Gruude
hat sie auch beantragt, auf alle Einkommen über
50 000 RM (Zuruf: 20 000 RM!) eine Einkommen¬
steuer in Höhe von 20 Prozent zu erheben, und diesem
Antrag haben Sie von der KPD. aus zugestimmt.
Wir müssen uns ganz entschieden dagegen verwahren,
daß wir diese Frage als eine humoristische Frage
ansehen; wir sehen sie vielmehr als eine sehr ernste
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und für das deutsche Volk sehr bedeutungsvolle
Frage an.

Des weiteren sagte der KPD.-Redner, in Rußland
habe man mit der Erwerbslosigkeit aufgeräumt. Mein
Kollege Kurth hat bereits darauf hingewiesen, daß
gerade in dem Bezirk Moskau die Arbeitslosigkeit eine
ungeheure ist. (Zuruf eines kommunistischen Abgeord¬
neten: Woher wißt Ihr das? Aus dem Westdeutschen
Beobachter?) Ich möchte in diesem Zusammenhang
darauf hinweisen, daß es trotz erhöhter Arbeitslosigkeit
in Rußland eine Erwerbslosenunterstützung oder eine
Sozialversicherung im deutschen Sinne nicht Abt. (Zu¬
ruf eines kommunistischenAbgeordneten: Dafür be¬
danken sich die russischen Arbeiter!)

Dann erklärte der KPD.-Redner im Brustton der
Neberzeugung, sie seien keine Anhänger der Wer-
elendungstheorie und wollten es nicht zur Katastrophe
treiben. Demgegenüber steht fest, daß KPD-Stadt-
verordnete und KPD.-Redatteure in ihren Zeitungen
sich ganz eindeutig auf den Staudpunkt der Verelen¬
dungstheorie stellen und wörtlich erklären: Wir trei¬
ben es durch unsere Handlungen und unsere Agitation
bewußt zur Katastrophe. (Zuruf des Abgeordneten
Riegel: Schwindel! Wer ist das gewesen?) Dafür
haben wir Zeugen. Lesen Sie ieden Tag die „Frei¬
heit" und Ihre sonstigen Organe nach, dann werden
Sie das bestätigt finden. (Zuruf der Abgeordneten
Frau Esser: Behaupten kann man alles! Zeigen Sie
einmal die Zeitungen!)

Der KPD.-Redner hat es auch hier so hinzustellen
versucht,als ob die Deputation der Großindustriellen,
die kürzlich in Moskau war und dort mit Kaviar und
sonstigen Delikatessen gefüttert wurde (Zuruf eines
kommunistischenAbgeordneten: Der Kaviar ist dort
sehr billig! Zuruf des Abgeordneten Dunder: Die
Proleteu in Rußland fressen den Kaviar noch nicht
einmal so gern wie die deutschen Proleteu den
Hering!), aus lauter Liebe zu Rußland gekommen
wäre. Rein, seder von uns weiß, daß sie von der
russischen Regierung zur Behebung der wirtschaft¬
lichen Not und zur Behebung der Arbeitslosigkeit
dringend und freundlichst nach Rußland eingeladen
wurde (Zuruf eines kommunistischenAbgeordneten:
Das glaubt Ihnen nicht einmal ein sozialdemotra-
tifcher Arbeiter!) und dort mit Kaviar abge¬
füttert wurde. (Zuruf des Abgeordneten Renner:
Ziehen Sie einmal eine andere Walze auf!). Die
russische Regierung denkt nicht einmal daran, die Ver¬
treter der freien Gewerkschaftenzu solchenoder ähn¬
lichen Behandlungen einzuladen, fondern sie begnügt
sich, mit den Großkapitalien Deutschlands und anderer
Länder zu verhandeln. (Unruhe bei den Kommu¬
nisten.) Ich bin mit Ihnen fertig.

Ich wende mich nunmehr zur Wirtschaftspartei, die
bereits heute mittag die Freundlichkeit hatte, auf die
vorderen Bänke der Nazis vorzurücken und deren
Plätze einzunehmen, weil sie sich anscheinend dort
wohler fühlt.

Mein Parteifreund Kurth hat heute morgen hier
erwähnt, daß von hundert höheren Kommunalbeamten
nur drei sozialistische Beamte sind und das nicht ent¬
fernt der Stärke unserer Partei entspricht. Während
dieser Ausführungen hat der wiitschaftsparteilichePro-
vinzialgutachter, Herr Lessenich,erklärt: Daher gibt
es auch hier keine Korruption! Von dem Vorsitzenden

befragt, ob er diese Aeußerung getan habe, erklärte
er: Jawohl! und wurde zur Ordnung gerufen. Sehr
geehrter Herr Lessenich! Was würden Sie sagen,
weun hier einer behaupten wollte, daß die Kritik, die
Sie bisher an dieser Stelle recht heftig an der Pro-
vinzialverwaltung geübt haben, seit der Zeit ver¬
stummt sei, seitdem Sie gutbezahlter Gutachter der
Provinzialverwaltung für den Bau der Autostraße
Bonn—Köln sind? (Hört, hört! links. Zuruf des
Abgeordneten Lessenich: Ich habe nie einen Pfennig
dafür bekommen! Wollen Sie mir das vielleicht be¬
zahlen? Sie erzählen die reinsten Märchen! Glocke
des Vorsitzenden.) Ich behaupte das auch nicht, sondern
ich sage nur: Was würden Sie sagen, wenn das einer
behauptete? (Zuruf des Abgeordneten Lessenich:Ach
so, das ist etwas anderes! Große Heiterkeit. Zuruf
des Abgeordneten Riegel: Das war eine sehr schwache
Abwehr!) Aber, meine Herren von der Wirtschafts-
partei, wir befinden uns hier in Düsseldorf ja auf
historischem Boden: Der Düsseldorfer Stadtverordnete
und Führer der hiesigen wirtschaftsparteilichen Stadt¬
verordnetenfraktion, Herr Schöpwinkel, besitzt hier in
Düsseldorf ein Hotel, genannt „Schloß Burg". Dieses
Hotel ist besonders den etwas besser situierteu Herren
sa mehr oder weniger bekannt. (Zuruf: Ortsbesichti¬
gung vornehmen!) In diesem Hotel „Schloß Burg"
soll es vorgekommensein, daß für etwa 30—40 000 RM
elektrischer Strom ohne Bezahlung entnommen wurde.
Die Plombe soll gelöst worden fein. (Zuruf eines
kommunistischenAbgeordneten: Abgefallen! Heiter¬
keit.) Ein gewisser Schraubenschlüsselwurde als Ver¬
bindungsstück an Stelle der Plombe benutzt, und so
soll die Stadt Düsseldorf um rund 40000 RM Strom¬
gebühren betrogen worden sein. (Abgeordneter Hoff¬
mann: Hört, hört!). Dieselbe Wirtschaftspartei
schimpft aber darüber, daß die Düsseldorfer Städtischen
Gas-, Wasser- und Elettrizitätswerke nicht rentabel
seien. (Hört, hört!) Herr Stein, Ihr Fraktionsvor-
sitzenderund Redner kann Ihnen ia vielleicht nähere
Auskunft darüber geben. (Zuruf des Abgeordneten
Dunder: Wer kennt nur etwas von Grundstücksspeku¬
lation!) Nun hat Herr Dr. Stein uns hier eine kleine
Borlosung über Kapitalismus und Socialismus ge¬
halten. Er hat u. a. gesagt: Wollen Sie von der
Sozinldemotratie dem Kapitalismus die Fähigkeit ab¬
sprechen, daß er auch wertvolle volkswirtschaftliche
Arbeit leistet und Werte «schafft? Nein, diese Fähig¬
keit sprechen wir dem Kapitalismus nicht ab, sondern
wir halten es sogar für feine Pflicht, daß er wertvolle
gesellschaftlicheund volkswirtschaftlicheArbeit leistet
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Stein: Gut, daß Sie das
anerkennen!) Aber, meine Herren, wir sind der Mei¬
nung, daß die kapitalistischeProduttion im Vergleich
zu der sozialistischenWirtschafts- und Produktions¬
weife leine planmäßige und gemeinnützige, sondern
eine auf privatkapitalistischenEgoismus und Gewinn
eingestellte Produktionsweise ist. (Abgeordneter Hoff-
mann: Sehr richtig! Zuruf eines kommunistischen
Abgeordneten: Ich erinnere Dich an Hilferding!)
Darin unterscheiden wir uns, meine sehr verehrten
Herren, von der Wirtschaftspartei. Das ist der große
Unterschied zwischen der sozialdemotratischenKon¬
struktion des Gesellschafts-nnd Wirtschaftslebens und
der engherzigen Dentungsart und dem Krämergeist
der Wirtschaftspartei. (Zuruf des Abgeordneten
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Nr. Müller: Was haben Sie denn bisher geleistet?)
Aus dieser Dentungsart heraus bekämpfen Sie ja
nicht nur die großen gemeinnützigen Organisationen
und Institute, wie Konsum- und Baugenossenschaften,
sondern auch Warenhäuser und wer weiß was, weil
Sie ebeu gar nicht in der Lage sind, in großen Linien
zu denken. Sie sitzen nur vor Ihrer Krämerkasseund
und nur beherrscht von der einen Frage: Wie fülle
ich meinen Geldbeutel und wie ziehe ich den größt¬
möglichen Gewinn, nicht zum Nutzen der Allgemein¬
heit, ,soudern zum persönlichenNutzen aus jeder Hand¬
lung im Produktionsprozeß? (Zuruf links: Inter¬
essentenhaufen!) Auf der gleiche» Linie dieser eng¬
herzigen Denkungsweise liegt auch die Ablehnung des
Antrages Breitscheidt und Genossen im Reichstage.
Dadurch haben Sie einmal so recht bewiesen, daß Sie
Mr nicht in der Lage sind, in großen Linien zu den¬
ken, weder finanz- noch wirtschaftspolitisch. (Abgeord¬
neter Hoffmann: Sehr richtig!) In der geichcn Linie
liegt auch die Kritik des Herrn Dr. Stein an den pro¬
duktiven Betrieben in Brauweiler und insbesondere
die Kritik, die er nach der Richtung übte, daß die
Herren Bauräte der Landesverwaltung durch die
Herren Architekten der Wirtschaftspartei in Düssel¬
dorf—das sind ja die besten — abgelöst werden müßten.
Meine Herren! Eine großzügige Organisationsarbeit
und Planwirtschaft Paßt in Ihren engen Krämergeist
W gar nicht hinein. Sonst könnten Sie auf einen
solchen Gedanken,wie die Ersetzung der Nandesbauräte
durch Düsseldorfer Architekten gar nicht kommen.

Auf der gleichen Linie, meine Herren von der Wirt-
!chllftspartei,liegt Ihr Vergleichzwischen Berufs- und
Parteibeamtentum. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Stein:
Das liegt Euch im Magen!) Das ist ein Schlagwort
der Nazis. Ich sagte Ihnen schon, Sie haben hier im
Saal ,die engste Tuchfühlung. (Zuruf des Abgeord¬
neten «essenich:Das macht doch der Aeltestenausschuß,
der ordnet doch an, wo wir sitzen!) Sie glauben, Bil¬
dung und alles, was damit verbunden ist, in Erbpacht
«enonnnen zu haben; nicht nur Sie, sondern im großen
und ganzen bie Vertreter der bürgerlichen Parteien,
aber Sie ganz besonders glauben diesen Anspruch er¬
heben zu können. Und wenn ein Proletarier sich er¬
laubt, vielleicht ebenso gescheit oder noch gescheiter als
Sie zu,sein (Zuruf bes Abgeordneten Gerlach: Das
ist nicht schwer!), so ist es für Sie ew Parteibuch-
beamter. Das ist mit dem von Wilhelm dem Letzten,
von Wilhelm dem Holzhacker,ausgesprochenenWort:
Freie Bahn dem Tüchtigen! nicht zu vereinbaren.
(Zuruf links: Ihr schmeißt die Kommunisten hinaus!)
Atach der Hetze der Wirtschaftspartei gegen alle quali¬
fizierten Menschen aus der Arbeiterklasse, nach der
Hetze der Nazis und aller ihnen verbündeten Parteien,
auch der Deutschnationalen, ist dieses Wort: Freie
Bahn dem Tüchtigen! mittlerweile zur Phrase ge¬
worden. (Abgeordneter Hoffmann: Sehr richtig!) Für
Sie sind selbst Männer wie Hermann Müller oder
Otto Braun oder Severing nur Parteibuchbeamte;
Sie können einem leidtun.

Nun hat Herr Dr. Schüler, der Vertreter der
Dauern, hier von einer gerechten Preisbildung und
ähnlichen Dingen geredet. Wir sind auch für eine
gerechte Preisbildung, und wir wären froh, wenn das
Fleisch von dem Herr Dr. Schüler sagte, daß es im
Lebendgeiwicht mit 40 Rpf gehandelt werde, zu einem

erträglichen Preise, vielleicht zu 70, 80 oder 90 Rpf
im Kleinhandel zu haben wäre. (Zuruf des Abgeord¬
neten Hennes: Deswegen sind Sie für bas Gefrier¬
fleisch, nicht wahr?) Aber die Handelsagenten der
Wirtschaftspartei und auch der Voltspartei und Her
Kettenhandel sind die Wurzel alles Nebels; sie über¬
setzen und überteuern unsere Preise; sie sinb die tiefere
Ursache, daß der Produzent nicht genügend am Ertrag
seiner Arbeit beteiligt wird, wie es Herr Dr. Schüler
hier so drastisch ausdrückte, und daß die Konsumenten
übersetzte, ja zum grüßten Teil Wucherpreise zahlen
müssen. Demgegenüber steht im Reichstag Ihr freund¬
licher Herr Schneidewind. »Wie schrieb eine Zeitung
dieser Tage? Schnick-Schnack Schneidewind. (Zuruf
des Abgeordneten Hoffmann: Aufschneidewiud!)
Dieser Herr Schneidewind stellt sich im Reichstage hin
und behauptet nach wirtschaftsparteilicher Manier,
seine Wurst könne man in Köln für 2« Rpf Pro Pfund
haben. (Zuruf des Abgeordneten Lessenich: Sie sind ein
Märchenerzähler!) Beste Wurst, hat er gesagt. Als
unsere Freunde bei ihm solche kaufen wollten, kostete
die beste Wurst 1,80 RM und die gewöhnlicheLeber¬
wurst 60 Rpf. (Abgeordneter Hoffmann: Hört, hört!)
So sieht es praktisch mit der Wirtschaftspaltei aus.
Jedenfalls haben Sie alle Veranlassung, nicht auf die
Sozialdemotratie und auf den sogenannten Staats¬
sozialismus, der gar nicht besteht, zu schimpfen. Sie
sollten sich vielmehr mit Ihren Freunden von der
Voltspartei und der Deutschnationalen Partei, mit
Herrn Nilverberg, Herrn Hagen und den sonstigen
Herren ins Benehmen sehen und mit ihnen überlegen,
wie dem Kapitalismus wieder auf die Beine zu helfen
ist. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Müller: Erzählen
Sie uns einmal etwas von Narmat und Stlarek! Zu¬
ruf des Abgeordneten Dr. Stein: Darüber schweigen
sie!)

Dann hat Herr Dr. Lehr, der Vertreter der Arbeits¬
gemeinschaft,in seinen Ausführungen hier zum Aus¬
druck gebracht, daß man zu einer Gesundung der
öffentlichenFinanzen nicht kommen tonne, wenn nicht
baldigst die Gehälter und Löhne aller öffentlichenVer¬
waltungen einer Ueberprüfung unterzogen würden.
Herr Dr. Lehr hätte hier offenbar mehr Gindruck ge¬
macht, wenn er zunächst einmal in seiner Eigenschaft
als Oberbürgermeister erklärt hätte, daß er mit seinen
Beigeordneten im Sinne der alten sozialdemokrn-
tischen Forderung sofort bereit sei, freiwillig die
hohen, übersetzten Gehälter der höheren Kommunal¬
beamten zu ermäßigen; dann wäre er mit gutem Bei¬
spiel vorangegangen. Aber hier als Oberbürgermeister
— von einem Großindustriellen könnte ich das noch
verstehen — zu fordern, daß die Gehälter der Ange¬
stellten und Beamten generell alsbald einer Nach¬
prüfung und Herabsetzungunterzogen werden, ist ein¬
fach unerhört; das ist ein scharfmacherischerStand¬
punkt und nicht der Standpunkt eines Kommunal¬
politikers. (Abgeordneter Hoffmann: Sehr richtig!)

Mein Freund Kurth hat heute morgen bereits
einige der Herren von der Wirtschaftspartei, der
Voltspartei und den Deutschnationaleu erwähnt, die
immer auf die hohen Gehälter aller Beamten und
überhaupt auf die Beamtenschaft von oben bis unten
tagaus tagein schimpfen (Zuruf des Abgeordneten
Dr. Stein: Das ist ja nicht wahr!), die aber selbst Ge¬
hälter beziehen, die einfach märchenhaft sind. Ich er-
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Illube mir deshalb, die im rheinisch-westfälischenIn¬
dustriegebiet besonders bekannten Betriebe und Kon¬
zerne noch einmal herauszugreifen. Der Herr General¬
direktor der I. G. Farbenindustrie bezieht 5NN 000 RM
Gehalt (Abgeordneter Verlach: Hört, hört!), der Herr
Generaldirektor der Rheinisch-WestfälischenIndustrie
bezieht das „spärliche" Gehalt von 650 000 RM. (Ab¬
geordneter Hoffmann: Hört, hört!) Und diese Herren
wollen, wie es in der „Rheinisch-WestfälischenZei¬
tung" heute morgen geschehen ist, sich hinstellen und
in Lohn- und Gehaltsverhandlungen der Arbeiter¬
schaft das Eia-Popeia vom Himmel Vorsingen. So
rechnen wir nicht, meine Herren. Wenn die Herren
von der Industrie der Meinung sind, die Gehälter der
Beamten und Angestellten bei den Kommunen, der
Provinzialverwaltung und sonstwo und die Gehälter
ihrer Angestellten seien zu hoch, so sollen sie endlich
einmal Ernst machen und diese skandalösen Gehälter
von 650 000 RM, 500 000 RM und 800 000 RM auf
15, 20 oder 30 000 RM ermäßigen. (Sehr gut! bei den
Sozialdemokraten.) Das wäre eine menschliche Tat,
das wäre eine Tat im Interesse des Volkes und im
Interesse der Wirtschaft. Meine Herren! Solche Reden
müßten eigentlich nicht wir, sondern die Herren von
der Wirtschaftspartei, ihre Freunde von der Deutsch-
nationalen und der Volkspartei hier vortragen. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Dunder: Wie, und das Zentrum
schließen Sie aus? Wie ist es denn mit Klöckner und
Thyssen?) Es ist bedauerlich, daß Sie niemals solche
Worte Ihren Freunden gegenüber finden.

Meine Damen und Herren! Wir betreiben in der
Provinz wie in den Kommunen eine Politik, die dahin
geht, die Haushalte der Kommunen in Ordnung zu
halten, um damit in erster Linie den Interessen der
Minderbemittelten, des schaffendenVolkes zu dienen.
Diese Politik werden wir nach wie vor weiter be¬
treiben. Von diesem Gedanken ausgehend, fordern
auch wir von der Provinzialverwaltung, daß sie eine
Finanz- und Steuerpolitik sowie eine Anleihepolitik
betreibt, die es ermöglicht,die Etats der sozialen Für¬
sorge, die Etats der Arbeitsbeschaffung — Straßen¬
bau usw. — auf der notwendigen Höhe zu halten und
insbesondere auf dem Gebiete des Straßenbaues die
nötige Arbeitsbeschaffung in Angriff zu nehmen und
durchzuführen. Wir bitten deshalb die Provinzial¬
verwaltung nachdrücklichst,daß sie in diesem Bestreben,
Arbeit zu beschaffen, nicht erlahmt und sich nicht von
der Rechten durch Streichungsanträge in bezug auf
den Neubau in Aachen oder in bezug auf den Straßen¬
bau beherrschen läßt, sondern daß sie daran festhält,
in dieser Notzeit Straßen zu bauen und soviel wie
möglich Arbeit zu Nutz und Frommen der Arbeits¬
losen zn beschaffen. Wir werden die Provinzialver¬
waltung in diesem Streben stets unterstützen und ihr
darin allezeit zur Seite stehen. (Beifall bei den Sozial¬
demokraten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dunder.

Abgeordneter Dunder: Ich habe mich zum Wort
gemeldet,um von dieser Stelle aus einmal darauf hin¬
zuweisen, mit welchen Argumenten die sozialdemo-
kratischen Redner in den einzelnen Parlamenten heute
gegen die KommunistischePartei arbeiten, die heute
von sich sagen kann — ob das von den Sozialdemo¬

kraten anerkannt wird oder nicht —, daß sie die Erben
der großen Lehrmeister des wissenschaftlichen Marxis¬
mus sind, daß sie die Erben der Baumeister des Klassen¬
kampfes sind, daß sie die Erben von Karl Mnrx und
Friedrich Engels sind, daß sie diejenigen sind, die heute
entsprechend der Lehre der großen Führer der Ar¬
beiterbewegung der Vorkriegszeit ihre Politik be¬
treiben. (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Karl
Marx würde das bestreiten, wenn er es hörte!)

Herr Kurth hat heute morgen gesagt, die Politik
der SozialdemokratischenPartei brauche sich nicht auf
die Agitation zu stützen, die Begründung liege in der
Verelendung des Volkes. Ich darf Herrn Kurth zu¬
nächst folgendes ins Stammbuch schreiben:Karl Marx
nnd Friedrich Engels und nach ihnen eine Reihe nam¬
hafter Sozialdemokraten — ich nenne Karl Liebknecht,
Rosa Luxemburg und August Bebel — haben ihre
wissenschaftliche Theorie von der Beseitigung des fluch¬
würdigen kapitalistischen Systems und des Aufbaues
einer sozialistischen Gesellschaftsordnung geschöpft aus
der Ausbeutung des Proletariats des vergangenen
Jahrhunderts in England, Frankreich und Deutsch¬
land. Auf Grund der unwürdigen Arbeitsverhältnisse,
auf Gruud der unwürdigen Entlohnung, auf Grund
der unwürdigen sozialen und hygienischen Ginrich¬
tungen in den ersten Betrieben des kapitalistischen
Systems haben Karl Marx und Friedrich Engels die
Lehre von der Beseitigung dieses fluchwürdigenSystems
aufgebaut, das nur darauf eingestellt ist, sich durch die
Unterdrückung der Aermsten der Armen seine Profite zu
sichern, das nur darauf eingestellt ist, für sich zu sorgen
und dabei Millionen und abermals Millionen von
Menschen —Männer, Frauen und Kinder —elendiglich
zugrunde gehen zu lassen. (Sehr richtig! bei den Kom¬
munisten.) Vor dem Kriege sind die Gewerkschaften
und auch die Sozialdemotratische Partei, solange man
noch davon reden konnte, daß sie die alten sozia¬
listischen Traditionen hoch hielten, erstarkt auf Grund
ihrer Agitation unter den Massen. Damals wurden
in den einzelnen Städten und Dörfern um die
kleinsten Errungenschaften noch schwere Kämpfe ge¬
führt, damals wurden Lohnkämpfenoch über ein Jahr
durchgehalten, trotzdem keine Unterstützung für die
Kämpfendenaus irgendwelchenKassen gezahlt werden
konnten, sondern die Kämpfenden auf die Solidarität
derjenigen Arbeiter angewiesen waren, die noch in
den Betrieben beschäftigt waren. Heute stellt sich die
Sozillldemokratie hier hin und sagt: Wir brauchen
keine Agitation mehr zu betreiben auf Grund der
Verelendung des Volkes. Sie, meine Herren, von der
Sozialdemokratie, brauchen auch nicht mehr die ver¬
elendeten Schichten des Volkes. Sie sind bereits
salonfähig geworden. (Sehr gut! bei den Kom¬
munisten.) Sie sitzen heute bereits in den Kabinetten,
Sie sitzen heute als Beigeordnete auf den Rathäusern,
Sie sitzen als Nandesriite in den Pvavinzinlveuwal-
tuugen, Sie haben Oberpräsidenten, Sie haben Poli¬
zeipräsidenten. (Abgeordneter Verlach: Sehr richtig!)
Sie sind also die iverkörperten Beamten des heutigen
kapitalistischenStaates und haben deshalb nicht mehr
notwendig, unter den ärmsten Schichten der Bevölke¬
rung zu agitieren, sondern Ihr ganzer Kampf richtet
sich nur noch darum: Wie kann man es ermöglichen,
daß man der Bourgeoisie Teile ihrer Anhängerschaft,
die noch so blöde sind, die klassenmäßigeigentlichzum



78. Rheinischer Provinziallandtag, 3. Sitzung am 24. März 1931. 71

Proletariat gehören, nehmen und sie für sich in An¬
spruch nehmen, damit in der weiteren Entwicklung des
tapitalistischen Systems die SozialoemolrMe die Allein¬
herrschaft hat und sie nicht im Interesse des Prole¬
tariats, sondern im Interesse der sozialdemokratischen
Cliquenwirtschaft durchführen will.

Herr Kurth hat heute morgen bedauert, daß gestern
keiner der Herren, die hier gesprochen haben, weder
der Herr Landeshauptmann, noch der Präsident des
Landtages, noch der Oberpräsident, mit einem Worte
des toten Reichskanzlers a. D. Hermann Müller ge¬
dacht habe, trotzdem Hermann Müller zu seinen Leb¬
zeiten alles getan habe im Interesse der Bourgeoisie.
War es vielleicht noch nicht genug für Herrn Iarres
und den Oberpräsidenten der Rheinprovinz, was er
getan hat? (Sehr gut! bei den Kommunisten.) Im
Reichstag und im Landtag ist ihm gebührende Ehre
von der Bourgeoisie zuteil geworden. (Zuruf des Ab¬
geordneten Verlach: Von den Sitzengebliebenenauch!)
Herr Kurth sagte dann, die Sozialdemotratie ehre
Gbert, Hermann Müller, Rathenau und Erzberger als
die deutschenStaatsmänner, die in der Nachkriegszeit
den verfahrenen Karren aus dem Dreck gezogenhaben.
(Lachen bei den Kommunisten.) Wenn sie das tut, so
hat sie auch alle Ursache dazu. Die haben den Karren
aus dem Dreck gezogen, in den ihn die Bourgeoisie
hineingestürzt hatte, und haben das Proletariat daran
gehindert, diesen Karren im Interesse des deutschen
Proletariats wieder flott zu machen. (Zuruf des Ab¬
geordneten Kolaß: Auf Eure Ehrung legen wir keinen
Wert!) Das wissen wir. Die Bourgeoisie hat einst zu
der Sozialdemotratie gesagt: auf Eure Ehre pfeifen
wir. Heute ist die Sozialdemotratie stolz auf die
Ehrung durch die Bourgeoisie, und umgekehrt ist die
Bourgeoisie stolz auf die Ehre, die ihr von der Sozial¬
demokratie gezollt wird. (Zuruf des Abgeordneten
Kurth: Das ist ja eine Phrase!)

Herr Kurth sagt ferner: Die Verelendung des
Proletariats wird sich die Arbeiterklassenicht bis zur
Bewußtlosigkeit gefallen lassen; sie wird dagegen an¬
kämpfen. Darin gehe ich mit ihm einig. Aber mit
wem wird die Arbeiterklassegegen das heutige System
kämpfen? Mit der Sozialdemotratie? (Zuruf des Ab¬
geordneten Kurth: Jawohl!) Die Sozialdemotratie
stellt sich jedem Kampf der Arbeiterschaft in den Weg.
Sie ist auf dem Gebiete des Lohnraubes, auf dem Ge¬
biete der Verschlechterungder Sozialpolitik und auf
dem Gebiete des Panzertreuzerbaus der Bourgeoisie
führend vorangegangen. (Zuruf des Abgeordneten
Gerlach: Ihr triegt doch auch Panzerkreuzer, seid doch
froh!) So lange Sozialdemotraten nicht die promi¬
nenten Minister waren, so lange hat weder ein Reichs-
wehrminister noch sonst ein anderer nach Noske den
Mut aufgebracht, in einer Zeit, wo das Proletariat
mit seinen Familienangehörigen buchstäblich zugrunde
geht, Panzerkreuzer zu bauen. (Zuruf aus der Ar¬
beitsgemeinschaft:Um Arbeit zu schaffen!) Die Ar¬
beiterschaftwird das nicht vergessen.

Sie vergißt insbesondere auch nicht den angeblichen
Kampf der Sozialdemotratie gegen die Nazis. Die
Sozialdemotraten sind die Wegbereiter des National¬
faschismus (Sehr richtig! bei den Kommunisten), die
Sozialdemotraten sind die Steigbügelhalter der
Nntionalfllschisten. Durch Eure Politik werden die

Nationalsozialisten täglich frecher. In ihren Flugblät¬
tern, in ihren Zeitungen und Versammlungen sagen
die Sozialdemotraten den Nationalsozialisten den
Kampf an; dann reden sie von dem .Kampf gegen die
braune Mordpest. Wenn aber auf der Straße die
Arbeiterklasse sich mit dieser braunen Mordpest aus¬
einandersetzt, dann sind die Sozialdemotraten zu
Hause, schauen durch die Fensterscheiben und überlassen
der Polizei Severings die Niederprügelung der Ar¬
beiterschaft. (Zuruf der Abgeordneten Frau Necker:
Wo ward Ihr denn vorige Woche, wie die Arbeiter
draußen niedergeknallt wurden?) Die kommunistischen
Führer waren bei der Arbeiterschaft, und wenn hier
die Stadtverordnetenversammlung getagt hat, so
haben wir der Sozialdemotratie nicht den Gefallen
getan, mit der gesamten Fraktion fortzugehen, son¬
dern wir haben, genau wie wir heute eine Delegation
an die Gräber der Ermordeten geschickthaben, auch
an dem Tage sechs unserer Genossen unter die
kämpfendenArbeiter auf die Straße geschickt. (Zuruf
der Abgeordneten Frau Necker: Ihr habt zugesehen,
wie draußen geschossen wurde!)

Herr Abgeordneter Kolaß entrüstet sich darüber,
daß mein Fraktionsgenosse Riegel heute morgen eiucn
Artikel einer sozialdemokratischenZeitung ins Lächer¬
liche gezogen habe. Ich bilde mir ein, auch lesen zu
tonnen, und ich bilde mir auch ein, daß eine Reihe
derer, die hier sind, den Versuchmachen, objektiv zuzu¬
hören. Sie werden dnnn erkennen, daß die sozial-
demokratische „Volksstimme" in Duisburg in einer
ganz infamen Art versucht, gegen das Unternehmer¬
tum loszureiten, dabei aber die Arbeiter einlullt und
sie von den wirklichenTatsachen ablenkt. Es heißt in
der Zeitung wörtlich:

„Man war hübsch unter sich. 72 Aktionäre mit
rund 750 Millionen Mark Kapital; macht Pro Per¬
son gut IN Millionen Mark. So sozialistisch waren
die Gaben allerdings nicht verteilt. Herr Thhssen
erschien, wenn auch nicht persönlich, mit 9U Mil¬
lionen Mark. Im Vorjahr hatte er nur 5N Mil¬
lionen, so daß Wir befürchteten,er würde ins Prole¬
tariat absinken und zu den Nationalsozialisten gehen.
Beim Stahlhelm ist er ja schon. Arbeitsamleit, Fleiß
und Glottivertrnuem Haben aber sein weiteres Absin ten
ins Proletariat verhindert. Phönix war mit Ifiy Mil¬
lionen, Rheinstahl mit 69 Millionen, Gelsentirchener
Bergwerks-AG. mit 275 Millionen vertreten. Im
wesentlichenwaren also Herr Otto Wolff und Herr
Friedrich Flick mit ihrem durch rastlose Sparsamkeit
in den letzten Jahren erworbenen Aktienkapital von
rund 5N0 Millionen vertreten. Im übrigen alles
nur Vertreter einer idealistischen Geschichtsauf¬
fassung, keine Materialisten."
Wenn man in solch negierendem Sinne eine solche

Tagung dieser Hyänen am Proletariat in der Zeitung
glossiert, dann sagt das Proletariat und jeder eine —
das wißt Ihr genau, daß der Arbeiter nicht so gut
zwischenden Zeilen zu lesen versteht —, was dieser
Glossist versucht darzustellen. Nicht einmal in An¬
führungszeichen bringt man die Dinge, die man her¬
auskehren will, sondern man sagt den Arbeitern: Eine
nette Gesellschaft, die mit so und soviel hundert Mil¬
lionen vertreten war, sind beinahe Proletarier ge¬
worden. (Zuruf des Abgeordneten Görlinger: Sie
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machen sich damit doch lächerlich! Was ist denn in
Moskau gewesen?) Nun zu Moskau. Es hat mich
außerordentlich gefreut, daß ein sozialdemotratischer
Redner auf Moskau hingewiesen hat. Wir brauchen
uns dabei gar nicht auf unsere Leute zu berufen. Ich
will mich auch nicht auf die industrielle Delegation be¬
rufen, die jetzt aus Moskau gekommenist (Zuruf des
Abgeordneten Gerlach: Das wäre das richtige!), son¬
dern ich berufe mich auf Herrn Vandcrvelde von der
zweiten Internationale, auf den früheren englischen
Außenminister Chamberlain und auf einen hervor¬
ragenden .deutschen Wirtschaftstheoretiker, Herrn Win-
schuh. (Zuruf des Abgeordneten Görlinger: Wir
wollen hören, wie diese Hyänen in Moskau empfangen
worden sind!) Das hat Ihr Redner bereits charak¬
terisiert; man hat ihnen Kaviar zu fressen gegeben.
(Heiterkeit.) Ich habe eben bereits gesagt: Der Kaviar,
mit dem in Deutschland so viel Schindluder getrieben
wird, ist für das russischeProletariat weniger wert
als für den deutschen Proleten ein Salzhering. (Sehr
gut! bei den Kommunisten. Zuruf des Abgeordneten
Gerlach: Auf nach Rußland!) Der Bolschewikweiß,
was er den deutschen Industriellen vorzusetzen hat,
damit sie, wenn sie nach Deutschland zurückkommen,
sich nicht durch irgendwelche Zurückgebliebenheit in
ihrer körperlichen und Psychologischen Verfassung be¬
einträchtigt fühlen.

Ich zitiere zunächst Herrn Chamberlain, der — auch
zur Arbeitslosigkeit — über Rußland folgendes ge¬
sagt hat:

„Gibt es irgendeinen Akt.der Sowjetunion, von
den ersten Tagen ihrer Existenz an, der eine so ent¬
scheidende Bedeutung hat wie die Erklärung über
die Durchführung des Fünfjahresplans? Das ge¬
samte tägliche Leben der Sowjetunion, alle ökono¬
mischenTendenzen sind dieser Entscheidung unter¬
geordnet. Dieses Experiment hat das Ziel, in den
nächsten Jahren eine ganze Reihe von Fabriken und
Schächten, Schulen, Häusern, Kraftstationen und
Theatern zu bauen für die Bedürfnisse von 160 Mil¬
lionen Menschenund besitzt eine internationale er¬
zieherische Bedeutung."
Und über die Erfolge sagt er weiter:

„Diese Erfolge sind erstens Verbreiterung der
Anbaufläche,der Getreidekultur, Baumwolle, Zucker,
und dies entspricht der breiten Entwicklung der Kol¬
lektivwirtschaftenund Sowjetgütern in Verbindung
mit der Mechanisierungder gesamten landwirtschaft¬
lichen Arbeit; zweitens Verbreiterung der Produk¬
tion in den entscheidendenIndustriezweigen; drit¬
tens Beseitigung der Arbeitslosigkeit.

Die Liquidation der Arbeitslosigkeit (wenn man
nicht jene Klassen berücksichtigt,die aus politischen
Ursachen keine staatliche Tätigkeit erhalten), schafft
in der USSR. eine Lage, die sich scharf unterscheidet
von der Lage in England, Amerika und Deutsch¬
land, wo sich Millionen Arbeitslose befinden. (Ab¬
geordneter Nohl: Hört, hört!)

Die Epoche des Fünfjahresplans ist für die einen
etwas Begeisterndes und für die anderen etwas
Schreckliches. „Das ist die stählerne Epoche." (Zu¬
ruf des Abgeordneten Kolaß: Es wäre ja auch ge¬
lacht, wenn Rußland in den 13 Jahren gar nichts
gemachthätte!)

Eben wurde hier gesagt, auch in Rußland gäbe es
eine Arbeitslosigkeit. Jawohl, die ehemaligen Silver-
bergs, die ehemaligen Hagens, die ehemaligen Iarrese
und Adenauers und wie die Vertreter der Bourgeoisie
alle heißen, sind in der Sowjetunion arbeitslos, sie
kriegen vom russischen Proletariat keine Arbeit. (Zu¬
ruf eines kommunistischen Abgeordneten: Weil sie
nichts können!) Wenn in Deutschland das klassen¬
bewußte Proletariat die Geschicke gemeistert haben
wird, werden sie auch hier nur Arbeit bekommen, wenn
sie im Interesse des siegreichenProletariats arbeiten,
und im übrigen werden sie auf Arbeit verzichten
müssen. (Zuruf des Abgeordneten Kolaß: Lenin hat
ihnen Direktorengehälter gegeben!) Und wenn die
Bolschewik! auch Direktorcngehälter zahlen, so brauchen
oder mißbrauchen sie die Bourgeoisie im Interesse des
Aufbaues des Sozialismus in der Sowjetunion. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Kolaß: Aber sie schmierendie
Leute!) Und wenn die kapitalistischenVertreter das
nicht anerkennen wollen, besonders die Sozialdemo-
kraten — wir wissen, es tut Euch sehr wehe, daß es
nicht gelungen ist, genau wie in Deutschland, die
russische Revolution mit den Weißgardisten zu unter¬
drücken — dann können wir das verstehen.Die Sozial-
demokratie weiß, daß sie auf Gedeih und Verderb mit
der Vourgoisie verbunden ist. (Sehr gut! bei den
Kommunisten.) Aus ihren eigenen Reihen ist dieser
Ausspruch zu Hunderten Malen gefallen, und wenn
das deutscheProletariat einmal ganze Sache machen
wird, dann werden auch die Sozialdemokraten mit der
deutschenBourgeoisie verschwinden. (Zuruf des Ab¬
geordneten Kolaß: Ihr habt doch nichts zu melden!
Weiterer Zuruf: Köpfe werden rollen!) Ich berufe
mich auf einen Herrn Winschuh, der in der deutschen
„Wirtschaftszeitung" über die Sowjetunion folgendes
schreibt:

^Soviel ist klar, jeder Ingenieur und Monteur,
den wir nach Rußland schicken, jede Maschine, die
wir dort aufbauen, kommt dem Fünfjahresplan und
seinen Nachfolgern zugute, über denen das Zeichen
steht: Vollsozmlisierung des Landes, Entfaltung der
Wirtschaftsmacht eines großen Landes,

Und diese Wirtschaftsmacht liegt in der Hand
eines Staates, die nur auf den Knopf zu drücken
braucht, um diese Macht in der einen oder anderen
Richtung anzusetzen.

Soviel ist auch klar, daß eine ausgebaute russische
Wirtschaft für den kommunistischenGndtampf und
die Weltrevolution eingesetzt werden wird. Der
Amsspruch Nemns: „Unser Feind, das internatio¬
nale Kapital, muß helfen, unseren Staat aufzu¬
bauen und unsere Waffen gegen sich selbst zu
schmieden",besteht noch zu Recht. Der Fünfjahres¬
plan ist das zweite Programm des Bolschewismus,
die Weltrevolution wird einmal das dritte sein,
wenn das zweite Programm gelungen ist."
Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter

Dunder, ich erinnere Sie daran, daß wir über den
Prttvinzialetat sprechen. Sie sprechen jetzt schon
18 Minuten über Rußland.

Abgeordneter Wunder (fortfahrend): Ich bin
darüber unterrichtet, daß wir über den Provinzial-
etat sprechen. Aber das Recht, das andere Redner
für sich in Anspruch nehmen, muß man uns auch zu-
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gestehen. Ich bin mit Rußland jetzt fertig. (Zuruf
des Abgeordneten Gerlach: Ist das auch lenintreu?)

Mehr wollte ich den Sozialdemolraten nicht ins
Stammbuch schreiben.

Nun zu Herrn Dr. Schüler. Er hat die Freund¬
lichkeit gehabt, wenn auch in anderem, so doch in ähn¬
lichem Sinne, die Kommunisten für die Verelendung
und die Not der Massen mit verantwortlich zu machen.
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Stein: Sehr richtig!)
Er nickt mit dem Kopfe, und Dr. Stein ruft: Sehr
richtig. Der Bauer, der kleine Mittelstand und das
Proletariat werden nicht vernichtet durch die Kommu¬
nisten, sondern sie werden vernichtet durch die Groß¬
agrarier in der Landwirtschaft,durch die Großindustrie
und durch die Zusammenballung der Warenhäuser.
Ich will da nicht nazimäßig «den, weil der Nazimann
das nicht von realen Gesichtspunkten aus sieht, son¬
dern nur deshalb gegen die Warenhäuser ankämpft,
well sie meistens von Juden geleitet werden. Ich bin
nicht so naiv. Wir Kommunisten lehnen eine anti¬
semitische Einstellung nach dem Muster der Nazis ab.
Wer hier sind die Wurzeln der Vernichtung der kleinen
Existenzen,der Vernichtung der Arbeiterklasse. Wenn
Herr Dr. Schüler meint, dafür die Kommunisten ver¬
antwortlich machen zu können, >so überlassen wir ihm
das. Es zeugt davon, daß er von dem Gang der
wirtschaftlichenVerhältnisse und der Ausivirtung der
kapitalistischenAkkumulation leine Ahnung hat. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Dr. Schüler: Das meinen Sie!)
Er soll bei den Bauern nachsehen, ob einer den
Schnupfen hat oder sich die Zehen zerlaufen hat, soll
sich aber nicht um wirtschaftliche Dinge lümmern.
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Schüler: Danach frage
ich Sie nicht!) Wenn er so etwas in einer Versamm¬
lung sagt, die nicht alles glaubt, was er sagt, so Wird
er Gefahr laufen, sich lächerlich M machen. (Zuruf
des Abgeordneten Zimmer: Genau wie hier!) Ebenso,
wie der Bauer im Mittelalter gemeinsam mit dem sich
entwickelndenbandwerk den Kampf aufgenommen hat
gegen den Feudalismus, gegen die Rittergutsbesitzer
und gegen die Kirche, ebenso wird der »Bauer von
Heute nicht gerettet wendenlönnen, wenn er nun ver¬
sucht, den umgekehrten Weg zu gehen. (Zuruf des
Abgeordneten Dr.. Schüler: Nicht durch Sie!) Ich
habe vorhin schon den Zuruf gemacht: Erst, wenn die
Bauern wieder einmal mit dem Wahlspruch Florian
Gehers losziehen, werden sie auch iu der Lage sein,
sich zu befreien. Wer ist heute der Führer der Bauern?
(Zuruf des Abgeordneten Dr. Schüler: Sie nicht!)
Ist es etwa Herr Dr. Schüler oder ist es ein kleiner
Eiselbauer, ein Hunsrückbauer oder irgendein Bauer
aus dem Taunus? (Zuruf des Abgeordneten Dr.
Schüler: Jawohl!) Sind es nicht idie Freiherren von
Loe und Lüninck, ist es nicht die Landwirtschafts-
lannner? Sind es nicht die ostelbifchenFunker, die
die Bauern heute führen? Sind es nicht diejenigen,
die alles daran setzen, den Bauer weiter in feiner
Existenz zu schädigen, ihn tiefer ins Glend hinabzu¬
stoßen, die sich beute als die Führer der Bauern auftun?
(Zuruf des Abgeordneten Witzler: Das ist Ihr Irr¬
tum!) Rein, das ist nicht mein Irrtum, sondern das
sind Tatsachen. Ebenso, wie sich Leute anmaßen,
Führer des Proletariats zu sein, die täglich mit der
Bourgeoisie paktieren, ist es auch bei ,den Bauern.

Herr Ernst hat vorhin gesagt, sein Parteifreund
Louis Hagen (Zuruf: von Hagen!) — ob er von
Hagen gesagt hat oder nicht, kann mich wonig inter¬
essieren — habe anläßlich einer Tagung erklärt: Wir
müsse« Stoinchen auf Steinchen legen, um den Wieder¬
aufbau unserer Wirtschaft zu vollziehen. Das klingt
nicht schön aus dem Munde eines Gewerkschaftsfüh¬
rers. Es klingt besonders nicht schön aus dem Munde
eines christlichen Gewerkschaftsführers, in dessen
eigenen Reihen dieser Louis Hagen sitzt. Denn dieser
Louis Hagen meint mit diesen Steinchen, die er auf¬
einander setzen will, ein abgemagertes Fettstückchen
aus den Schultern des Proletariats nach dem andern
(Heiterkeit), einen Blutstropfen nach dein andern und
eine Krume Brot nach der anderen, die dein Arbeiter
genommen werden, um sie aufeinander zn legen und
dadurch das kapitalistischeGebäude zu festigen. Mag
er von seinen Steinen etwas abnehmen und nicht
Steinchen auf Steinchen legen. Aber wir appellieren
nicht an Louis Hagen; wir sind auch nicht so doof,
Herrn Ernst zu sagen, er möge in seiner Fraktion an
Louis Hagen appellieren. Aber man soll auf solche
Mätzchen die passende Antwort geben. Aber ein solcher
Mensch, der sich hinstellt und derartiges redet, denkt
nicht daran, seine dicken Brocken, die er in den Tresors
auf den Banken liegen hat, irgendwie anzugreifen, um
ja nicht das Gefüge, das er sich aufgebaut hat, zusam¬
menbrechenzu lassen.

So wie in der allgemeinen und politischen Atmo¬
sphäre die Dinge aussehen, so sieht auch der Etat der
Provinzialverwaltung aus. Wir werden ja Gelegen¬
heit haben, wenn auch nicht allzu lange und ausführ¬
lich, zu den Ginzeletllts Stellung zu nehmen, um daran
aufzuzeigen, daß die Vertreter der einzelnen Parteien,
so wie sie in der Vergangenheit gehandelt haben, es
auch diesmal wieder tun werden. Nur so kann nach¬
geprüft und nachgewiesenwerden, wo die Vertreter
der armen Schichtender rheinischenBevölkerung sind,
ob sie bei der Bourgeoisie oder bei der Sozialdemo¬
kratie oder bei der Vertretung des klassenbewußten
Proletariats, bei der Kommunistischen Partei sind.
(Beifall bei den Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dechamps.

Abgeordneter Dr. Dechamps: Ich bitte vielmals
um Entschuldigung, wenn ich nicht über hohe Politik,
sondern nur über den Etat sprecheund nur einige
kurze Bemerkungen mache.

Alle Parteien haben heute in erfreulicher Ein¬
stimmigkeit sich zu dem Grundsatz der Sparsamkeit
bekannt. Das ist erfreulich und gut. Es liegt nun
ein Bündel Anträge vor. Ich habe mir eben erlaubt,
einmal zusammenzustellen, was die Durchführung
dieser Anträge an Erhöhung der Etats kosten Würde.
Bitte dabei zu entschuldigen, daß ich Anträge nicht
hineingenommen habe, wie den der Anlage eines
Radioapparates hier und den der Versorgung der
ganzen Bevölkerung mit Gasschutzmasken.Es fehlt mir
die Kenntnis dieser Preise, um auch die noch in die
Aufstellung hineinzusehen. Ich habe auch eine ganze
Reihe von Anträgen draus gelassen,bei denen leine
Summen angegeben waren, und habe mich auf die¬
jenigen Anträge beschrankt, bei denen die Summen
genannt worden sind. Die Erhöhung macht aus 23
Millionen 276 000 Mark. (Heiterkeit.) Woher die
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Deckung für diese Beträge zu nehmen ist, das hat von
den Antragstellern niemand gesagt. Besser konnte
man uns nicht unterstützen bei dem Antrag, ,den wir
gestellt haben, auch hier in Zukunft eine Geschäftsord¬
nung einzuführen, nach der es nicht gestattet ist, An¬
träge zu stellen, die zu Ausgaben führen, ohne anzu¬
geben, wie die Deckungzu beschaffen ist.

Vorsitzender Nr.. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Witzler. (Zuruf des Abgeordneten
Dunder: Jetzt kommt die Konkurrenz vom Stein der
Weisen!)

Abgeordneter Witzler: Meine Damen und
Herren! In Ausnützung der unseren Freunden zur
Verfügung stehenden Redezeit bin ich leider genötigt,
mich außerordentlich kurz zu fassen.

Grundsätzlichhaben wir zu dem Haushaltsplan der
Provinzialverwaltung zu erklären, daß wir eine andere
Stellung dazu einnehmen müssen als bisher. Wir
haben in den früheren Jahren dem Haushaltsplan
geglaubt zustimmen zu sollen. Angesichts der gegen¬
wärtigen Lage aber glauben wir, diese Zustimmung
nicht mehr verantworten zu können. Wir werden des¬
halb den Haushaltsplan ablehnen. Meine Damen und
Herren! Das geschieht aus den verschiedensten Grün¬
den. Wir sind der Ansicht, daß die sehr erheblichen
Bedenken, die sowohl von dem Herrn Oberpräsidenten
wie auch von dem Herrn Landeshauptmann hier vor¬
getragen worden sind und nachher vertieft wurden
durch die Ausführungen des Herrn Abgeordneten
Or.. Lehr und durch einen Antrag der Arbeitsgemein¬
schaft, uns zu dieser veränderten Stellungnahme Ver¬
anlassung geben. Wir teilen nicht allein diese Bedenken,
sondern wir halten sie noch für zu schwach, zu unklar
gefaßt, als daß sie unseren Empfindungen und unserer
Meinung völlig Ausdruck geben könnten.

Vor uns liegt ein Antrag der Arbeitsgemeinschaft,
der von der Provinzialverwaltung erwartet, daß sie
mit dem Provinzialausschuß eine Kürzung der Aus¬
gaben, die in ihrer Höhe nicht gesetzlichoder vertraglich
feststehen, vornimmt, um jedem Fehlbetrag im Jahre
1931 durch den Rückgang der Ginnahmen vorzubeugen.
Nach unserer festen Ueberzeugung wird der Rückgang
der Einnahmen so erschreckend sein, daß diese Kürzung
eine unbedingte Notwendigkeit werden wird. Aus dem
Grunde werden wir auch diesem Antrage der Arbeits¬
gemeinschaftaus vollstem Herzen zustimmen.

Wenn ich mir nun erlaube, auf einzelne Dinge ein¬
zugehen, die der Herr Landeshauptmann vorgetragen
hat, so möchte ich einige Gedanken vorausschicken.
Selbstverständlichist in den Ausführungen sowohl des
Herrn Oberpräsidenten «wie auch des Herrn Landes¬
hauptmanns manches gewesen, dem man rückhaltlos
beipflichten muß, das jeden mit Befriedigung erfüllt
uud sympathischgewirkt hat. Andererseits gibt es doch
zu denken, daß der Herr Oberpiäsident selbst zugeben
mußte, wir hätten bisher den Kopf in den Sand gesteckt.
Das sind die Ansätze und Anfänge einer Abkehr von
der bisherigen Art, die Dinge aufzufassen, und das er¬
füllt uns mit großer Befriedigung, weil es das recht¬
fertigt, was unsere Partei seit vielen Jahren immer
gesagt hat. (Sehr gut! bei der Wirtschaftspartei.) Uns
hat man mit einer einfachen Geste geglaubt abtun zu
könuen, man hat geglaubt, über unsere Ausführungen

zur Tagesordnung übergehenzu können, und heute kehrt
man zu diesen Gedanken zurück.

Wenn der Herr Landeshauptmann nun von einem
völligen Zusammenbruch, von einem allgemeinen Rück¬
gang der Verhälnisse,von einem Trümmerfeld, vor dem
wir ständen, und davon gesprochen hat, daß es nur mit
Mühe und Not gelungen sei, den Etat ins Gleichgewicht
zu bringen, so gehört auch das zu den Gedankengängen,
die ich soeben berührt habe. Nicht einverstanden sind
wir aber mit der Auffassung, die Herr Landeshaupt¬
mann hier vorgetragen hat, daß die Provinz der
Finanznot der Städte und Landkreise nicht abhelfen
könne. Wenn man den Sah in dieser Fassung hört, so
klingt er zunächst ganz einleuchtend. Bei näherer Be¬
trachtung müssen wir uns aber doch biUigerwcisesagen,
daß die Provinz sehr Wohl dazu beitragen kann, auch
die finanzielle Lage der Kommunen und der Landkreise
zu erleichtern, wenn sie nämlich darauf Bedacht nimmt,
die Provinzialumlage zu senken, und das, meine Damen
und Herren, ist unser Wunsch und unser Wille. Gewiß
Wird man uns antworten: Wie sollen wir das denn
machen? Wir sind doch angesichts der großen und zahl¬
reichen Aufgaben, die wir zu lösen haben, gar nicht in
der Lage, nun an eine Senkung der Provinzialumlage
zu denken. Es ist richtig, daß die Aufgaben außer¬
ordentlich kostspielig und umfangreich genannt werben
müssen. Aber gerade darin erblicken wir ja die Fehler¬
quelle, die fortgesetztdazu beiträgt, die finanzielle Nage
der öffentlichenHand, namentlich aller Kommunalver-
wllltungen, zn erschweren. Es ist ja gerade das Unglück
des deutschen Volkes, daß sich die öffentliche Hand in alle
möglichen Dinge hineingemischthat, daß sie geglaubt
hat, alle Probleme, die auf dem Gebiete der sozialen
Wohlfahrt und der Menschenliebe liegen, lösen zu
müssen. Gewiß, meine Damen und Herren, sind das
alles sehr schöne und ideale Ideen, denen man nach¬
geht, das ist ganz zweifellos. Aber wir stehen auf dem
Standpunkt, daß man den Gedanken überspannt hat,
daß man die Wirtschaft mit diesen Plänen systematisch
zugrunde richtet, weil man ihr Leistungen zumutet,
unter denen sie zusammenbrechenmuß. Es ist nach
unserer Ueberzeugung nicht Sache der öffentlichen
Hand, in einem solchen Umfange, wie es geschehen ist,
hier Menschenliebeund Wohlfahrt zu praktizieren.

Ich hatte in den verflossenenMonaten Gelegenheit,
einige Provinzialanstalten zu besichtigen, und ich muß
sagen, daß mir die Einrichtung nnd die Organisation
dieser Anstalten an und für sich außerordentlich gut
gefallen hat. Die Dinge sind dort ganz vortrefflich,
ja ideal geordnet. Man trifft dort Musteianstalten,
die in jeder Hinsicht allen Bedürfnissen und Anforde¬
rungen genügen. Aber gleichzeitig ist mit den An¬
stalten eine große Zahl von Werkstätten und Betrieben
verbunden, die so vortrefflich eingerichtet, so aus¬
gezeichnet mit Maschinen und modernen technischen
Einrichtungen aller Art ausgestattet sind, daß wir uns
fragen müssen: Ist es unbedingt notwendig, daß die
Anstalten in solcher Weise ausgerüstet und vervoll¬
kommnet werden? Ist es notwendig, daß z. B. in
Brauweiler eine geradezu großindustriell anmutende
Weberei etabliert worden ist, die außerordentlich
leistungsfähig erscheint? Meine Damen und Herren!
Man kann manches für diese Dinge ins Feld führen,
das ist sicher (Zuruf des Abgeordneten Hauck: Sehen
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Sie sich doch einmal eine moderne Weberei an!), aber
wir sind der Meinung, daß es nicht Sache der
Provinzialverwaltung zu sein braucht, besonders an¬
gesichts unserer finanziellen Notlage, die Anstalts¬
insassen in solch technisch vervollkommnetenBetrieben
zu beschäftigen. Man kann sie auch in anderer Weise
beschäftigen. (Zuruf des Abgeordneten Hauck: Un¬
wirtschaftlich!) Auf eine unwirtschaftlicheWeise, sagt
eben Herr Hauch die nicht in einer Tätigkeit bestände,
die sich in einem technisch so vervollkommneten Be¬
triebe vollzieht. (Zuruf des Abgeordneten Hauck: Das
wollen Sie, aber nicht wir!) Wir brauchen nicht die
modernstenMaschinen zu haben, wir brauchen nicht m
den Provinzialanstalten die Leistungsfähigkeit nach
Gesichtspunkten zu steigern, wie sie bei der Privat¬
wirtschaft maßgebend sind, aus dem einfachen Grunde
nicht, weil es doch nicht in erster Linie Sache und Auf¬
gabe der Provinzialbetriebe ist, vollkommenetechnische
Wirtschafts- uud Industriebetriebe zu etablieren, son¬
dern weil es nach unserer Meinung in der Hauptsache
Aufgabe der Provinzialvevwaltung sein muß, die
Insassen zu regelmäßiger und geordneter Arbeit zu er¬
ziehen, sie Wieder an Pünktlichkeit und Gewissenhaftig¬
keit zu gewöhnen. Das Erziehmigsziel ist doch die
Hauptsache bei diesen ganzen Anstalten. Aber zur
Erreichung dieses Ziels braucht man keine Kapltal-
investierungen, wie wir sie in unseren Anstalten
gesehen haben. (Zuruf des Abgeordneten Hoffnmnn:
Dann würden ja die Zuschüssenoch höher!) Dann
braucht man vielleicht mehr Hände, um die Arbeit zu
vollenden; aber wir sparen dann das zu investierende
Kapital für diese kostspieligen Ginrichtungen und deren
Verzinsung und Tilgung. (Zuruf des Abgeordneten
Hauck: Wir brauchen dann aber auch mehr Betten.)
Außerdem wird in diesen provinziellen Betrieben die
Leistungsfähigkeit durch solche Ginrichtungen derart
gesteigert, daß zu befürchten ist, die Privatwirtschaft
möchte darunter doch gang ,«mpfindlich leiden. Beweise
dafür sind tatsächlich schwer zu erbringen. Wir haben
uns ja persönlich davon überzeugt, daß z. B. die
Druckereibetriebe, die dort sind, ausschließlich m,t
Drucksachen beschäftigtwerden, die für die Provinzial¬
anstalten oder die Provinzialverwaltung bestimmt sind.
lZuruf des Abgeordneten Hauck: In der Weberei ist
es auch so!) Herr Hauch ich muß Ihnen sagen, als
wir das letzte Mal dort waren, war nur ein Teil der
Webmaschinenin Betrieb. Es waren, wenn ich mich
recht entsinne, nur etwa 7 oder 8 Maschinenin Betrieb,
und es waren etwas über 20 vorhanden. Also der
größere Teil der Maschinen stand still, aus welchen
Gründen, Weiß ich nicht, ob keine Arbeit da war, oder
ob es an Bedienungspersonal fehlte, ich lasse das
dahingestellt. Aber wenn diese ganzen Maschinen
restlos ausgenützt werden, dann kann jedenfalls em
viel bedeutenderes Quantum dort fabriziert werden,
als die Provinz braucht. Wir haben ja in mehreren
Anstalten solche Webereien, wenn auch nicht so groß
und vortrefflich wie in Vrauweiler; in den anderen
Anstalten sind auch derartige Einrichtungen getroffen,
bloß nicht so umfangreich.

Wir haben sehr erheblicheBedenken gegen diese
Dinge.

In Galkhausen, wo wir zuletzt waren, war eine
solche Produktion an Fußmatten festzustellen, daß selbst

die Leute, die ich dort fragte, zugeben mußten: Jawohl,
wir fabrizieren solche Mengen, daß wir sie auch auf
dem üblichen Wege, an Händler usw., absetzen müssen.
Da haben wir also schon einen Beweis dafür, daß diese
Betriebe der öffentlichenHand dort effektiv der Privat¬
wirtschaft Wettbewerb machen. (Zuruf: Bloß Hand¬
arbeit!) Jawohl, es fragt sich nur, wenn es nicht ver¬
meidbar sein sollte, mit welchen Mitteln und zu
welchenPreisen dieser Wettbewerb gemachtwird. Ich
habe die beruhigende Versicherung empfangen, daß
man die Preise in durchaus loyaler Weise festsetzt und
keinesfalls Unterbietungen vornehme, um die Privat¬
wirtschaft nicht zu schädigen. Ich will das als wahr
unterstellen. Es ist dringend zu wünschen,daß diese
Dinge auch von der Provinzialverwaltung kontrolliert
werden.

Wir haben zunächst einmal festzustellen, daß der
Etat an sich ein Zurückgehen der Gesamthanshalts-
summe um zirka 9 Millionen feststellt und daß der
Herr Landeshauptmann erklärt hat, es sei keine Er¬
höhung der Provinzialumlage erforderlich gewesen.
Damjit tonnen wir uns nicht abfinden. Wir müssen
bitten, daß aus den soeben dargelegten Gründen die
Reduzierung der Provinzialumlage für das nächste
Jahr ins Auge gefaßt wird. Es ist ein Antrag — ich
weiß nicht, von welcher Fraktion — in Vorbereitung,
der die Einsetzung eines besonderen Ausschusses im
Auge hat, um schon für das nächste Jahr die ent¬
sprechende Vorlage vorzubereiten.

Nun aber hat der Herr Landeshauptmann außer¬
dem hier ein kleines Beispiel geglaubt ins Feld führen
zu müssen für die Behauptung, daß die Zahl der in
der Provinzialverwaltung tätigen Beamten oder der
Beamten, die in den Betrieben beschäftigtwerden, die
der Provinz nahestehen, durchaus nicht immer aus¬
schlaggebendzu fein brauche für die Höhe der Be¬
lastung des Haushaltes. (Abgeordneter Huffmann:
Sehr richtig!) Gr hat dafür das Beispiel genannt, daß
in der landwirtschaftlichenBerufsgenossenschaft31 Be¬
amte im verflossenen Jahre mehr eingestellt worden
seien als im Jahre vorher nnd trotzdem noch
15N 000 RM erspart worden seien. Meine Damen und
Herren! Das ist ein wirklich hochinteressantesRechen¬
exempel, das mich lebhaft interessiert hat. Wenn das
absolut und generell richtig wäre, so wäre es ja tat¬
sächlich zu empfehlen, recht viele neue Beamte einzu¬
stellen. Vielleicht bekämen wir dann nachher noch
Geld heraus. (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann:
Gin billiger Witz!) So liegen die Dinge nicht. Meine
Damen und Herren! Das mag ein billiger Witz sein.
Aber wenn Sie die Medaille gleich gründlich umdrehen,
erkennen Sie doch das Paradoxe einer solchen Be¬
hauptung. Selbst wenn das nachweislichrichtig sein
sollte, und das nehme ich ohne weiteres an, weil es der
Herr Landeshauptmann gesagt hat, so kann man das
doch nicht als einen allgemein gültigen Beweis für die
Tatsache hinstellen, daß die höhere Zahl der Beamten
auch eine Reduktion des Haushaltsplnues herbeiführen
tonne. (Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Das hat
er auch nicht getan!) Das war aber doch der Sinn
seiner Ausführungen. Gr hat nicht behauptet, daß eine
Reduktion dadurch eintreten müsse; ich bin auch weit
entfernt davon, ihm das zu unterstellen. Aber es hat
doch die Möglichkeitdadurch aufgezeigt werden sollen.
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In einen, gewisseil Zusammenhang damit steht auch
die Anstellung des Generaldirektors der Provinzial-
Feuerversicherung. Ich möchte einige Worte darüber
verlieren. Meine Damen und Herren! Sie haben es
ja erfahren, daß der Nachfolger des Herrn General¬
direktors Adams aus dem Kreise der Verwalt» ngs-
beamten genommen werden soll. Herr Landcsrat
Müller ist auch vom Herrn Landeshauptmann als
neuer Generaldirektor empfohlen worden. Ich möchte
vorausschicken:Gegen Herrn Müller liegt nicht das
geringste Bedenkenvor (Sehr richtig! rechts), in seiner
Eigenschaft als Verwaltungsbeamter oder als Mensch.
Alles, was gesagt werden wird, richtet sich nicht gegen
Herrn Landesrat Müller, in keiner Weise, dem nicht
nur von scineu Kollegen,sondern auch von seinen Vor¬
gesetzten nnd allen, die ihn kennen, mit Recht das beste
Zeugnis ausgestellt wird. Also, für uns ist die Sache
keine Pcrsonenfrage. Aber es fragt sich doch, ob man
grundsätzlichmit der Absicht einverstanden sein kann,
auf diesem Posten einen Verwaltungsbeamten zu ver¬
wenden, ober ob es vorzuziehen ist, einen Mann vom
Bau, einen erfahrenen Versicherungsfachmann zu be¬
schäftige»,der mit der Materie schon seit Jahren ver¬
traut ist. Ich weiß ja Wohl, daß man dagegen Gin¬
wände zur Verfügung hat. Es ist geantwortet worden,
es seien doch in der Hauptsache in dieser Position
Finanz- und Verwaltungsfragen zu lösen, und aus
dem Grunde sei es nicht notwendig, einen Fachmann
hier zu beschäftigen. Ich bin zu wenig Versicherungs¬
fachmann, um mir darüber ein Urteil erlauben zu
können. Ich muß mich deshalb auf das Urteil von
Leuten berufen, die von der Sache etwas verstehen. Da
habe ich das Gutachten des Generaldirektors der
Schleswig-Holsteinschen Feuerversicherung einmal
studiert; daraus geht hervor, daß dieser Herr, der
seit 23 Jahren im Versicherungsfach tätig ist und
seit einer Reihe von Jahren auch Leiter der
Schleswig-HolsteinschenProvinzialfeuerversicherung ist,
auf einem ganz anderen Standpunkte steht als
diejenigen Herren, die Herrn Landesrat Müller als
Generaldirektor empfehlen. Herr Generaldirektor
Franzle erklärt, daß auf diesem Posten nach seiner Er¬
fahrung 90 Prozent aller Arbeitsleistungen und aller
Arbeitszeit verbraucht würde zur Lösung von Pro¬
blemen, die nur durch Fachleute, durch Versicherungs¬
techniker, gelöst werden könnten. Aber auch in reinen
Verwaltungsfragen sei in sehr vielen Fällen der Tech¬
niker, der erfahrene Mann vom Bau, dem reinen Ver-
waltungsfachmann überlegen.

Aus diesen Gründen, meine Damen und Herren,
sind wir der Ansicht, daß man durch Ausschreiben
dieser Stelle, und zwar ausschließlichfür Versiche¬
rungsfachleute, eine Person ausfindig machen sollte,
die sich für diesen Posten eignet. Meine Freunde be¬
halten sich vor, gegebenenfalls zu diesem Punkte der
Tagesordnung noch einen besonderen Antrag zu
stellen, denn es ist durchaus denkbar, daß man die
Stelle des ersten Direktors vielleicht ganz einsparen
könnte, angesichts der Not, in der wir uns befinden,
(Sehr richtig! bei der Wirtschaftspartei. Zuruf des
Abgeordneten Hauck: So viel Fachkenntnis ist dafür
erforderlich!) Wenn wir uns dabei auf unsere Fach¬
kenntnis allein verlassen hätten, Herr Hauch dann
hätten Sie recht. Aber das haben wir nicht getan,

denn so klug wie andere Leute sind wir auch, uns zu¬
nächst einmal bei sachkundigenLeuten zu erkundigen.

Wenn weiter der Herr Landeshauptmann bei der
Besprechung der Anleihen und der Schuldenver¬
mehrung uns diese Sachen ein wenig schmackhaft zu
machen trachtete durch die schöne Redewendung: Es
tritt ja nachher auch eine Substanzvermehrung ei»
durch die Atguisition, die wir mit Hilfe der flüssig
gewordenen Gelder vornehmen, so klingt das be¬
stechend. Aber wie sieht die SuibstunDvermchrungbei
etwaigen Akquisitionen denn nun in Wirklichkeitaus?
In Wirklichkeitist doch in dem Moment, in dem ich
irgendein Kapital heute in ein Immobil investiere,
mit einem bestimmten Substanzverlust sofort zu
rechnen, angesichtsder wahnsinnigen Gcsetzesmacherci
gegen alles Eigentum und allen Besitz. (Sehr richtig!
bei der Wirtschaftspartei.) Also von einer Substauz-
vermehrung kann bei der Investierung solcher Kapi¬
talien nach unserer Ansichtnicht die Rede sein. Selbst¬
verständlich will ich nicht vom Straßenbau reden, wo
man von einer Substanzvermehrung überhaupt nicht
sprechen kann, denn die Summen sind dort alle in dem
Augenblick,in dem sie ausgegeben sind, verloren. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Renner: Erzählen Sie das den
Bauern von der Wirtschaftspartei!) Ich erzähle das
all den Leuten, die es gerne hören wollen. Daß Sie
das Unglück haben, es nicht gerne zu hören, bedaure
ich lebhaft. Aber ich bedaure auch, Ihneu das nicht
ersparen zu tonnen.

Herr Dr. Horion hat auf die Zeitungsangriffe
einiges erwidert. Er hat es früher ja schon in der
Presse getan und Richtigstellungen vorgenommen.
Aber einige Richtigstellungen, die wir gerne gehört
hatten, haben wir nicht vernommen; vielleichtkommen
sie noch. Ich weiß ja nicht, ob die Behauptungen zu¬
treffen; Herr Dr. Horion hat sie nicht dementiert, daß
vor dem Kriege Herr Landeshauptmann 16 000 RM
und Aufwandsentschädigung bekommen hat und jetzt
außer seiner Aufwandsentschädigung 36 000 RM er¬
hält. Selbst wenn es wahr sein sollte, daß der Herr
Landeshauptmann freiwillig auf 20 Prozent seines
heutigen Einkommens verzichtethat, so muß man doch
sagen, daß sein Einkommen gegenüber dem Einkom¬
men anderer Volkstreise, die sich mit einem Bruchteile
ihres Friedenseinkommens begnügen müssen, immer
noch reichlich hoch ist. Ich weiß Wohl, was man mir
antworten wird: Wohlerworbene Rechte usw. Selbst¬
verständlich, diese Dinge können nur auf dem Wege
der Gesetzgebung,nicht durch uns gelöst werden.

Für die Erbauung der Bensberger Kadetten-
anstlllt, die uns erhebliche Gewissensbedenken ver¬
ursacht, können wir uns nicht einsehen. Wir haben
eingehend darüber in unserer Fraktion verhandelt.
Ich hatte zunächst auch einige Sympathie für diese
Idee. Aber bei näherer Betrachtung des Planes sind
wir doch zu der Ueberzeugung gekommen, daß diese
Einrichtung ganz bestimmten Kreisen Vorteile ver¬
schaffen soll und diese Einrichtung doch angesichtsder
heutigen Finanzlage sehr gut noch zurückgestellt
werden tonnte. Ich glaube, daß auch audere Frak¬
tionen einen ähnlichen Standpunkt einnehmen. Wir
haben dem Herrn Landeshauptmann gegenüber ja
bisher ^ das wird er nicht bcstreiten können — eine
durchaus korrekte und auch wohlwollende Haltung
eingenommen. Wir haben ldas aus guten Gründen
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geglaubt tun zu dürfen. Aber heute müssen wir doch
sagen: Wir stehen den Verhältnissen und auch dem
Herrn Landeshauptmann etwas kritischer gegenüber
als bisher. Wir unterscheiden zwischen dem Landes¬
hauptmann, dem zweifellos hervorragend tüchtigen
Verwaltungsbeamten, dem gewandten Menschen und
Diplomaten (Zuruf des Abgeordneten Gberle: Noch
etwas?) und dem Politiker Dr. Horion. Herr Dr. Horion
befindet sich in einer sehr prominenten Stellung, und
wir tonnen es gut verstehen, daß das Zentrum mit
ihm sehr zufrieden ist. (Zuruf aus dem Zentrum:
Besser als Sie mit Drewih! Abgeordneter Gerlach:
Sehr gut!) Ach, Sie meinen vielleicht, Sie tonnten
mich mit dem Zwischenrufin Verlegenheit sehen. Wenn
ich jetzt rachsüchtig sein wollte, Herr Dörr, dann würde
ich Ihnen darauf eine Antwort geben, daß Ihnen die
Tränen die Backen herunterlaufen würden. (Zuruf
des Abgeordneten Gerlach: Man los» Aber ich will
nicht so rachsüchtig sein. Sie haben mit Ihren eigenen
Angelegenheiten so viel zu tun, daß Sie eher allen
Anlaß hätten, vor der eigenen Tür zu kehren, als durch
solche Zwischenrufe zu versuchen,mich in Verlegenheit
zu bringen; dazu müßten Sie schon früher aufstehen.
(Unruhe.) Hören Sie einmal einen Augenblick zu,
meine Herren, dann werden Sie verstehen, was ich
meine.

Wir sind der Meinung, daß ein Mann in so her¬
vorragender leitender Position wie der Herr Landes¬
hauptmann zweckmäßigerweise auch nicht den Anschein
erwecken sollte, als ob er parteipolitisch gebunden sei.
(Sehr richtig! bei der Wirtschaftspartei.) Herr Lan¬
deshauptmann Dr. Horion sucht diesen Gindruck ja
nach Möglichkeit auch zu vermeiden; er ist ja sehr ge¬
schickt darin; aber er nimmt regelmäßig an den Frat-
tionssihungen der Zentrumspartei teil. (Zuruf des
Abgeordneten Hauck: Das macht Franzle doch auch!)
Gewiß hat er ein Recht dazu, er darf das. Aber wir
sind der Ansicht, daß es bielleicht doch dazu beitragen
könnte, den Anschein der parteipolitischen Bindung
oder der besonderen Sympathie zu vermeiden, wenn
er aus naheliegenden Erwägungen sich davon fern
hielte. (Zuruf des Abgeordneten Marx: Laden Sie
ihn doch ein, er nimmt auch an Ihren Fraktions-
sihungen teil!) Ich habe nicht verstanden, was Sie
seht gesagt haben.

Es ist dann vorhin von Herrn Abgeordneten Dr.
Lehr bemängelt worden, daß die Straßenbauanleihen
statt mit 5 Prozent, wie bisher, nur mit 2 Prozent
getilgt werden sollen, um aus den freiwevdendenGel¬
dern die Verwendung zu ermöglichen, ,die man im Auge
hat. Meine Damen und Herren, die Bedenken des
Herrn Abgeordneten Dr. Lehr teilen wir nicht. Wir
sind mit der Provinziatverwaltung durchaus der Mei¬
nung, daß die Lebensdauer der Straßen heute so groß
ist. daß eine zweiprozentige Tilgung durchaus ge¬
rechtfertigt erscheint. Wir haben Straßenbaufachleute
in unseren Kreisen sitzen, die darüber ein Urteil haben.
Wir sind mit der Provinzialverwaltung in diesem
Punkte völlig einverstanden, wir erblicken gar leine
Gefahr darin.

Herr Abgeordneter Dr. Lehr hat weiterhin den
schönen Sah ausgesprochen: Die Landesbanl soll sich
hüten, ein willfähriges Finanzinstitut der Provinz
zu sein. (Zuruf des Abgeordneten Dr. Lehr: Nein, ich
habe nur davor gewarnt, daß sie es werden soll!) Das

ist doch Wohl derselbeSinn; wenn man jemand warnt,
soll er sich hüten, etwas zu tun. Wir sind ganz ein¬
verstanden mit dem Sah, wir haben nichts daran aus¬
zusetzen. Aber was ist der Zweck dieser Finanztrans¬
aktion? Die Vermehrung des Kapitals der Landes¬
banl mit Hilfe der Provinz. Das hat doch in Wirk¬
lichkeit den Zweck, den jeder Kenner der Sachlage ohne
weiteres erkennt. Es ist doch der Zweck der Uebung,
die Sache jetzt so zu machen,daß man das Geld, das
die Provinz braucht, bei der Landesbanl jetzt jederzeit
flüssiger als bisher bekommenkann. Infolgedessen ist
diese Warnung ja wohl ein schönes Wort, aber in
Wirklichkeitsieht die Sache anders aus.

Man hat hier dann in Verbindung mit dem Etat
von der Erwerbslosigkeit gesprochen und gegen den
bösen Kapitalismus, gegen den Besitz und das Unter¬
nehmertum sehr, sehr harte Worte gefunden. Nun
müssen Wir es ja selbstverständlich namentlich den
Herren von der äußersten Linken völlig überlassen, sich
ihre Weltanschauung zu bilden und sie hier vorzu¬
tragen. Aber wir müssen doch sagen, daß das, was wir
hier aus dem Munde der kommunistischen Redner gehört
haben, soweit entfernt ist von dem, was mau wirtschaft¬
liche Vernunft und Einsicht nennt, daß wir, wenn es auch
überflüssig erscheint und wenn wir auch tauben Ohren
predigen, doch nicht umhin können, darüber ein Paar
Worte zu verlieren. Die Arbeitslosigkeit, die so be-
llagt wird, »vollen Sie doch nur mit ganz untauglichen
Mitteln bekämpfen. Sie schimpfen über die Erwerbs¬
losigkeit und erzeugen sie systematisch fortgesetzt selbst
durch den Kampf gegeil das private Eigentum und
durch den Kampf für die Verstaatlichung der Pro¬
duktionsmittel. Sie glauben, Sie tonnten der Ar¬
beitslosigkeitdadurch Herr werden, daß Sie den Kollek¬
tivismus in den Himmel heben, das private Unter¬
nehmertum erdrosseln und die Bauern kollektivieren
wollen. (Zuruf des Abgeordneten Dunder: Sie
kommen dafür nicht in Frage, Sie werden exmittiert!)
Und dann spielen Sie sich noch so als Freunde der
Bauern auf. Es gibt im Volksmunde ein banales
Witzwort: „Darüber lachen ja die Hühner". (Zuruf
eines kommunistischenAbgeordneten: Gegen Dumm¬
heit kämpfen Götter selbst vergebens!) Damit tonnen
Sie bei den Bauern wahrhaftig keinen Blumentopf
erben. Es gehört nicht viel Klugheit dazu, zu er¬
kennen, was für ein volkswirtschaftlicherUnsinn das
ist. (Zuruf des Abgeordneten Dunder: Sie tonnen ja
nach Afrika auswandern! Glocke des Vorsitzenden.)
Sie schimpfenüber die Kapitalflucht und erzeugen sie
künstlich selbst, indem Sie den Kampf gegen Besitz und
Eigentum fortsehen. (Abgeordneter Lessenich: Sehr
richtig!) Glauben Sie vielleicht,daß diejenigen Kom¬
munisten, die heute in gewissem Sinne kleine Kapi¬
talisten geworden sind — denken Sie bloß an die gut
beschäftigten kommunistischenRechtsanwälte, die auch
sehr gute Honorare zu nehmen wissen — nach Ihrem
Rezept ihre Kapitalien anlegen werden? Das glaubt
doch kein Mensch, Jeder, der aus der Geschichte etwas
gelernt hat, weiß, daß der Kampf gegen den Kapitalis¬
mus als Ganzes ein törichter, ein vergeblicherKampf
ist. Vielleicht haben Sie einmal etwas von den fran¬
zösischenAssignaten gehört. Das war ein Papiergeld,
das nach der französischen Revolution in Umlauf ge»
leht wurde. (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Das war
ein Notgeld!) So wissen Sie auch, daß man damals,
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als die Entwertung des französischen Geldes so rasende
Fortschritte machte — alles wie bei uns, alles schon
dagewesen— versucht hat, das französischeVolk mit
Gefängnis und Zuchthaus, ja unter Androhung der
Todesstrafe zu zwingen, dieses Zahlungsmittel anzu¬
nehmen und zu verwenden. (Zuruf des Abgeordneten
Nohl: Das müssen Ihre Väter Wohl gemacht haben!)
Der Erfolg war gleich null. (Zuruf des Abgeordneten
Gerlach: Das müssen Sie den Nazis predigen!) Meine
Herren! Wenn Sie wollen, daß die Zustände, die wir
heute bei uns in Deutschland zu beklagen haben, ge¬
ändert werden, dann müssen Sie doch auf andere
Weise die Verhältnisse zu meistern suchen, als wir es
bisher getan haben. Mit einem solchen Kampf kommen
Sie dem Kapital und dem Besitz nicht bei, denn das
Kapital verschwindet unsichtbar und automatisch da,
wo Sie ihm an die Gurgel wollen. Verlassen Sie sich
darauf, mit menschlichenGesehen und menschlichen
Verordnungen kommen Sie dieser Macht niemals bei.
(Zuruf des Abgeordneten Dunder: Wir verzichten auf
Kapital, die Hauptsache ist, wir haben die Fabriken
und Rohmaterialien, das Geld kommt dann von selbst.)
Oh, ich hätte beinahe seht einen unparlamentarischen
Ausdruck gebraucht. Wir, die wir in der Wirtschaft
stehen, tonnen über einen solchen Ausdruck wie, „das
GM kommt ,uon selbst", nur lächeln, Herr Dunder,
ich will keinen stärkeren Ausdruck gebrauchen.Wer sich
das aber einbildet, darf nicht für sich in Anspruch
nehmen, von solchen Dingen etwas zu verstehen. (Zu¬
ruf des Abgeordneten Dunder: Was ist den» Geld?
Es ist doch nichts anderes, als ein lumpiges Tausch¬
mittel! Glocke des Vorsitzenden.) Sie rütteln viel mehr
an den Grundfesten der Wirtschaft als alle anderen,
weil Sie das Fundament zerstören, auf dem jede Ord¬
nung überhaupt beruht. Sie wollen keine Unterord¬
nung, und keine Ordnung kann ohne Unterordnung
existieren. Darum zerstören Sie die Grundlagen der
menschlichenGesellschaft. (Zuruf des Abgeordneten
Dunder: Sie leben doch in einer Unordnung!)

Nun noch ein paar Worte, ich bin gleich fertig.
(Zuruf des Abgeordneten Renner: Das ist der Mangel
an großen wirtschaftlichenKenntnissen, daß er selbst
dabei bankrott geworden ist!) — Der Redner macht
eine kleine Pause. — (Zuruf des Abgeordneten
Dunder: Was denn nun?) Ich habe gar keine Be¬
denkzeit notwendig, nein, wirklich nicht. Derartige
Zwischenrufekönnen einem nur leid tun. Oder haben
wir in unserer Partei jemals behauptet, aus Kapi¬
talisten zu bestehen? Haben wir nicht jederzeit zur
Rechtfertigung unseres Standpunktes erklärt, wie
schlecht es dem Mittelstande geht, daß er ausgeplün¬
dert wird, daß man Wohl auch bei den Sozialdemo-
traten von den Menschenrechtenspricht, die jeder habe,
als ob der Mittelständler kein Mensch wäre. (Zuruf
des Abgeordneten Hoffmann: Von den Großtapi-
talisten werden auch Sie ausgeplündert!) Wir haben
gar keine Großkapitalisten, sondern nur arme Leute
unter uns, mit ganz wenigen Ausnahmen. Die wirt¬
schaftliche Not hat selbstverständlich auch viele von uns
in Vermögensverfall geführt. (Zuruf des Abgeord¬
neten Nohl: Das sind ja faule „Drewitze"!) Wir
haben eine ganze Menge unter uus, die durch die Ver¬
hältnisse in Vermögensverfall gekommensind, die sich
dieser Tatsacheaber weih Gott nicht zu schämen haben.
Glaulben Sie denn, Sie erzählten bannt etwas Neues,

»nenn Sie von einem Mittelständler erzählen, er sei
in Vermögensverfall geraten? Machen Sie sich doch
nicht lächerlich. (Zuruf des Abgeordneten Dunder:
Das haben Sie Wohl diese Nacht geträumt!) Sie
scheinen geträumt zu haben. Lassen Sie sich doch erst
einmal informieren, ehe Sie derartige, übrigens takt¬
losen Andeutungen hier hinein werfen.

Der Verwllltungsrat der Landesbank soll durch
einen Antrag ersucht werden, dafür Sorge zu tragen,
daß, sobald der Kapitalmarkt und die Finanzlage es
zulassen, zur Förderung des gemeinnützigen Klein¬
wohnungsbaues Zwischenkrediteund erststelligeHypo¬
theken zu angemessenenBedingungen zur Verfügung
gestellt werden. Ferner soll sich der Provinziallandtag
damit einverstanden erklären, daß in den Haushalts¬
plan zur Verbilligung vuu Darlehen für Wohnungen
minderbemittelter kinderreicher Familien der Betrag
von 30« UU0 RM eingestellt wird.

Meine Damen und Herren! Wir sind mit dem
letzten Passus des Antrages einverstanden, möchten
aber gerne das Wort „gemeinnützig" aus der Wen¬
dung „zur Förderung des gemeinnützigen Kleinwoh¬
nungsbaues" gestrichen sehen. (Zuruf links: eigen¬
nützig!) Selbstverständlich, es gibt nämlich merk¬
würdigerweise auch einen berechtigten Eigennutz. Er
besteht darin, daß wir uns dagegen wehren, wenn uns
auch das letzte Hemd noch vom Leibe gezogen werden
soll. (Zuruf des Abgeordneten Dunder: Aber wehren
Sie sich doch gegen diejenigen, die es ausziehen!) Dazu
gehören Sie, und weil wir es uns nicht gefallen lassen,
darum sind Sie entrüstet. Wir treffen den Nagel auf
den Kopf, wenn wir Ihnen hier einmal Ihr Spiegel¬
bild vorhalten (Beifall bei der Wirtschaftspaket), sonst
würden Sie sich nicht so ärgern.

VorsitzenderI)r. Iarres: Die Erörterung ist ge¬
schlossen. Der Herr Landeshauptmann verzichtet aufs
Wort.

Ich habe Ihnen noch folgendes mitzuteilen:
Der Herr Landeshauptmann von Oberschlesien hat

uns folgendes Telegramm geschickt: „Die Provinz
Oberschlesiendankt dem Provinziallandtag der Rhein¬
provinz für brüderliches Gedenken zum oberschlesischen
Abstimmungstag. Erfreut über Ihr Gelöbnis, mit
dem Osten gemeinsam für des Vaterlandes Wohl ein¬
zustehen, erwidert Oberschlesicn Ihren Gruß. Woschet,
Landeshauptmann."

Meine Damen und Herren! Es sind dann noch die
Antrage unter DrucksachenNr. 74 bis vorläufig 112
eingegangen. Ich darf darauf verzichten, sie Ihnen
vorzulesen. Sie bekommensie im Umdruckvorgelegt.
Ich bitte um die Ermächtigung, diese Anträge, ein¬
schließlich der zwischenzeitlich hinzugekommenen drei
Anträge, also bis einschließlich Drucksache 115, den zu¬
ständigen Fachausschüssen zu verweisen. — Damit sind
Sie einverstanden.

Ich darf dann darauf aufmerksam machen, daß
Anträge aus dem Hause nur noch berücksichtigt werden,
wenn sie bis Donnerstag 12 Uhr spätestens auf dem
Landtllgsbüro oder bei mir persönlich eingegangen
sind. Anträge, die nach Donnerstag 12 Uhr eingehen,
werden nicht mehr berücksichtigt. Ich bitte also auch
nach den morgigen Fachaussitzungensich zu überlegen,
welche Anträge noch zu stellen sind. Das soll aber kein
Ansporn sein, noch mehr Drucksachen zu verursachen.
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